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Bayerischer Städtetag:

Positi onen zum 
Koaliti onsvertrag

„Positi ve Absichten und Ziele“ att esti ert der Bayerische 
Städtetag dem Koaliti onsvertrag zwischen CSU und Freien 
Wählern. Allerdings bleibt nach Ansicht von Verbandschef 
Dr. Kurt Gribl vieles noch unkonkret und steht unter dem 
Vorbehalt der Finanzierung.

Wie der Augsburger Ober-
bürgermeister bei einer Presse-
konferenz in München mitt eilte, 
bauten die Kommunen darauf, 
dass sich die neue Staatsregie-
rung als fairer Partner von Städ-
ten und Gemeinden erweist. 
Stadt und Land seien nicht als 
Gegensatz, sondern als Partner 
zur Verwirklichung gleichwer-

vesti ti onsniveau zu versteti gen, 
denn die Wohnungswirtschaft  
benöti gt Investi ti onssicherheit 
für mehrere Jahre. Für Mieter 
könne die im Koaliti onsvertrag 
angekündigte Verlängerung der 
Bindungsfrist für Sozialwohnun-
gen helfen. 

Konzept und Fördermitt el 
angemahnt

Zudem habe der Freistaat 
Städten und Gemeinden mehr 
Spielräume zu einer strategi-
schen Flächenbevorratung ein-
zuräumen, fuhr Gribl fort. Da-
zu müssten die Vorkaufsrechte 
der Gemeinden gestärkt und der 
Genehmigungsvorbehalt für ge-
meindliche Grundstücksgeschäf-
te nach dem Agrarstrukturge-
setz abgeschafft   werden. 

Viele Fragen lasse der Koa-
liti onsvertrag auch bei der Fi-
nanzierung der IT-Ausstatt ung 
an Schulen off en. Nach Auff as-
sung des Bayerischen Städte-
tags fehlt ein Konzept, welche 
Investi ti onen nöti g sind. Außer-
dem fehlten Fördermitt el für In-

vesti ti onen, den laufenden Be-
trieb und die Systembetreuung. 
Damit alle Kinder in allen Schu-
len Bayerns gleiche Chancen er-
halten, brauche es einheitliche 
Standards für das digitale Klas-
senzimmer und ein pädagogi-
sches Gesamtkonzept. Mit mo-
dernen Geräten alleine sei es 
nicht getan: „Technik hat eine 
dienende Funkti on für Pädago-
gik. Laptops, Tablets und inter-
akti ve Whiteboards müssen im 
Unterricht sinnvoll zum Einsatz 
kommen. Der Koaliti onsvertrag 
enthält Ansatzpunkte für ziel-
führende Gespräche“, so der 
Verbandschef.

Beitragsfreiheit nicht zu 
Lasten der Kommunen

Was den weiteren Ausbau 
der Kindertagesbetreuung an-
belangt, so setzt dieser laut Bay-
erischem Städtetag Fachkräf-
te, Finanzmitt el und Flächen für 
den Neubau und Ausbau voraus. 
Notwendig seien Verbesserun-
gen der Betriebskostenförde-
rung und eine Beschleunigung 
der Ausbildung von Erziehern, 
da Kindergärten, Kitas und Hor-
te unter Personalmangel leiden. 
Wie Gribl darlegte, „klingt die 
Annäherung an eine beitrags-
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Rund 330 Teilnehmer besuchten das 6. Bayerische BreitbandForum in Günzburg. Bild: Jessica Kassner

6. Bayerisches BreitbandForum in Günzburg:

Fahrplan für Gigabit-Initi ati ve
Leistungsfähige Breitbandnetze sind ein entscheidender 
Faktor im nati onalen und internati onalen Standortwett -
bewerb der Regionen und für die Schaff ung der Gigabitge-
sellschaft . Den kommunalen Entscheidern fällt hierbei die 
Aufgabe zu, die beste Lösung zu fi nden und die Finanzie-
rung sicherzustellen. Mit dem 6. Bayerischen Breitband-
Forum im Forum am Hofgarten in Günzburg schuf die Bay-
erische GemeindeZeitung erneut eine Plattf  orm, über die 
wertvolle Kontakte zu Dienstleistern, Finanzpartnern und 
Netzbetreibern ermöglicht wurden. 

In einem Digitalen Grußwort 
wies Staatsministerin Dorothee 
Bär, MdB, Beauft ragte der Bun-
desregierung für Digitalisierung, 
darauf hin, dass Digitalisierung 
ohne Kommunen nicht möglich 
ist. Deshalb freue sie sich auf ei-

nen regen Erfahrungsaustausch 
mit Städten und Gemeinden. 

Insgesamt folgten rund 330 
Teilnehmer aus den bayerischen 
Kommunen und von branchen-
relevanten Unternehmen der 
GZ-Einladung, darunter 41 Aus-
steller und Partner. 

Hochkaräti ge Referenten, 
kompetente Aussteller

Die hochkaräti gen Referen-
ten Stefan Graf/Bayerischer Ge-
meindetag, Gerald Swarat/ Key 
Note präsenti ert von LEW Tel-
Net GmbH, Reinhard Wrch-
lavsky/LEW TelNet GmbH, Ju-
lian Behnen/MRK Media AG, 
Karsten Micke/hotsplots Gm-
bH, Rolf-Peter Scharfe/Voda-
fone GmbH, Andreas Weber & 
Stefanie Wagner/REHAU AG + 
Co., Udo Harbers/Deutsche Te-
lekom AG, Armin Kumpf/La-
ser Components GmbH, Peter 
Reisinger/Deutsche Glasfaser, 
Andreas Lange, Roland Werb & 
Michael Räbiger/Rödl & Part-
ner GbR zusammen mit Corwe-
se GmbH, Dr. Henrik Bremer/
WIRTSCHAFTSRAT RECHT Bre-
mer Woitag Rechtsanwaltsge-
sellschaft  mbH, Daniel Öfele/

Esri Deutschland GmbH, Willi 
Stähle/gabo Systemtechnik Gm-
bH sowie Bernd Geisler, Bayeri-
sches Staatsministerium der Fi-
nanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat, boten den Besu-
chern wegweisende Entschei-
dungshilfen bei ihren individuel-
len Fragen. 

Wichti ger Bestandteil 
kommunaler Infrastruktur

Wie Günzburgs 2. Bürger-
meister Anton Gollmitzer nach 
der Begrüßung durch Verlege-
rin Theresa von Hassel ausführ-
te, hat eine schnelle und leis-
tungsstarke Internetverbindung
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Landrat Stefan Rößle, Bundesentwicklungsminister Gerd Mül-
ler und Franz Xaver Wieninger (v.l.) beim Startschuss zum Projekt 
„1.000 Schulen für unsere Welt“ in Berlin. Franz Xaver Wieninger 
fi nanziert nunmehr ebenfalls einen Schulbau. Der Pfarrkirchener 
war gerade in seinem Auto unterwegs, als er im Radio zum ersten 
Mal von den Schulbauprojekten im Landkreis Donau-Ries hörte. 
Mit Afrika oder Entwicklungshilfe verband ihn davor nichts. Rößles 
Initi ati ve fand er aber so gut, dass er kurzfristi g Kontakt mit dem 
Landrat aufnahm. Im gemeinsamen Gespräch wurde dann kurzer-
hand der Bau einer Vorschule in Kenia beschlossen.Bild: Franziska Sperling

Kommunale Spitzenverbände starteten Gemeinschaft siniti ati ve:

„1000 Schulen für unsere Welt“
Bildung zu fördern heißt, Armut zu verringern, Perspekti ven 
vor Ort zu schaff en und Kindern eine Zukunft  in ihren Hei-
matländern zu geben. Das ist das Ziel der Gemeinschaft s-
initi ati ve „1000 Schulen für unsere Welt“, die Deutscher 
Städtetag, Deutscher Landkreistag und der Deutsche Städ-
te- und Gemeindebund gemeinsam mit Schirmherr Dr. Gerd 
Müller, Bundesminister für wirtschaft liche Zusammenar-
beit und Entwicklung, offi  ziell in Berlin starteten. Das Pro-
jekt soll nun bundesweit Schule machen.

Beitrag zur Entwicklungszusam-
menarbeit, zur Bekämpfung von 
Fluchtursachen und zur Verbes-
serung der Lebenssituati onen 
in Ländern des globalen Südens 
leisten. 

30 Schulen sind bereits ferti g

Der Landkreis Donau-Ries 
geht mit gutem Beispiel vo-
ran und hat begonnen, bis 
2020 gemeinsam mit der Rei-
ner Meutsch Sti ft ung Fly & Help 
Schulen in Afrika zu bauen. Mitt -
lerweile sind bereits 30 Schulen 
ferti ggestellt und über eine Mil-
lion Euro gesammelt worden. 
Die Schulbauprojekte des Land-
kreises und seiner Bürgerinnen 
und Bürger werden ausschließ-
lich durch Bürgerspenden und 
Sponsoring der lokalen Wirt-
schaft  realisiert. 

Hilfe vor Ort ist 
wesentlich eff ekti ver

Die kommunalen Spitzen-
verbände setzen sich mit ihrer 
Gemeinschaft siniti ati ve „1000 
Schulen für unsere Welt“ dafür 
ein, dass das gute Beispiel des 
Landkreises Donau-Ries bun-
desweit Schule macht. Dabei 
greifen die Verbände den „Mar-
shallplan mit Afrika“ und die Bil-
dungsstrategie des Bundesmi-
nisteriums für wirtschaft liche
 (Fortsetzung auf Seite 12)

Dr. Kurt Griebl.  

ti ger Lebensverhältnisse zu be-
handeln. Starke Städte stärkten 
das ganze Land und starke zen-
trale Orte in ländlichen Regio-
nen stünden für einen starken 
Freistaat Bayern. 

Mit Blick auf die weitere För-
derung des sozialen Wohnungs-
baus mahnte der Städtetags-
vorsitzende neben dem Einsatz 
der Bundesmitt el eine dauer-
haft e und verlässliche Mitt elbe-
reitstellung an. Die bayerische 
Wohnungsbauförderung muss 
aus seiner Sicht praxisgerech-
ter werden, etwa zur Stärkung 
gemeindlicher Belegungsrech-
te und zur Einbeziehung kom-
munaler Wohnungsbaugesell-
schaft en. Hierzu treff e der Koali-
ti onsvertrag kaum Aussagen. Ei-
nen positi ven Ansatz bietet laut 
Gribl das Versprechen, das In-

Mit der Strategie „Global den-
ken, lokal handeln“ wollen deut-
sche Kommunen im Zusammen-

wirken mit dem Ehrenamt vor 
Ort und gemeinsam mit ihrer 
Bürgerschaft  einen wirksamen 

Was deutschlandweit nicht 
gelang, hat Bayern geschafft  : 
Mit gutem Beispiel ist der 
Freistaat vorangegangen und 
hat ein ganzes Jahr unter 
das Mott o „Wir feiern Bay-
ern“ gestellt, um an 100 Jah-
re deutsche Republik zu erin-
nern. Dabei geht es um nichts 
weniger als um das Bekennt-
nis zu demokrati schen und 
humanitären Traditi onen und 
eine klare Absage an dump-
fen Nati onalismus und Aus-
grenzung. Vielleicht wird im 
kommenden Jahr die Chan-
ce genutzt und der 100 Jahre 
Weimarer Reichsverfassung 
für Deutschland gedacht.
 Seite 15
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erich Schmid 

94447 Plattling 
am 3.12.

Bürgermeister Walter Sauter 
89347 Bubesheim 

am 23.11.

Bürgermeister Simon Landmann 
85232 Bergkirchen 

am 30.11.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erhard Friegel 

89438 Holzheim 
am 24.11.

Bürgermeister Johann Angstl 
84103 Postau 

am 25.11.

Bürgermeister Ludwig Lang 
92283 Lauterhofen 

am 28.11.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günter Gamisch 

86676 Ehekirchen 
am 3.12.

Bürgermeister  
Franz Kröninger 
93197 Zeitlarn 

am 25.11.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Armin Luther 

96152 Burghaslach 
am 5.12.

Bürgermeister Joachim Haller 
94249 Bodenmais 

am 26.11.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister  
Wolfram Thein 

96126 Maroldsweisach 
am 28.11.

Bürgermeister  
Markus Reichart 

88178 Heimenkirch 
am 29.11.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Martin Schwandner 
92555 Trausnitz 

am 28.11.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Landtag stimmt neuem Kabinett zu:

Söders Ministerriege 
deutlich verjüngt

Mit den Stimmen von CSU und der Fraktion Freie Wähler hat der 
Bayerische Landtag das neue Kabinett von Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder (CSU) bestätigt. Berufen wurden 13 Minister bzw. 
Ministerinnen sowie vier Staatssekretäre bzw. Staatssekretä-
rinnen. Mit sechs Politikerrinnen bleibt der Frauenanteil in der 
Staatsregierung unverändert. Gleichzeitig ist Söders neue Regie-
rungsmannschaft deutlich verjüngt. Der Altersdurchschnitt be-
trägt jetzt 47,6 Jahre und ist damit der niedrigste in der Geschich-
te des Freistaats.

Bei der Vereidigung der Minis-
ter und Staatssekretäre durch 
die neue Landtagspräsiden-
tin Ilse Aigner (CSU) sagte Sö-
der, sein neues Kabinett habe 
den höchsten Frauenanteil und 
sei mit 47,6 Jahren, „das jüngs-
te aller Zeiten“. Darüber hinaus 
sei es ein „sehr ausgewogenes 
Kabinett“, das die „richtige Mi-
schung aus Stabilität und Erneu-
erung“ darstelle. Zudem reprä-
sentiere es sowohl die neue Ko-
alitionsregierung als auch alle 
Regionen Bayerns und setze auf 
bewährte und junge neue Kräfte 
gleichermaßen sowie ein „wich-
tiges Miteinander von Männern 
und Frauen“.

Kritik aus der Opposition

Die Opposition stimmte wie 
üblich der Aufstellung des neu-
en Kabinetts nicht zu. Grü-
nen-Fraktionschef Ludwig Hart-
mann würdigte einzelne Pro-
jekte des Koalitionsvertrags 
als „Schritt in die richtige Rich-
tung“, etwa die Rücknahme der 
Eingriffe in den Alpenplan. Auch 
lobte er die Verjüngung des Ka-
binetts, warnte die Regierung 
aber vor einer Politik des „Wei-
ter so“. Zugleich kritisierte er 
den geringen Frauenanteil bei 
den Ämtern der Freien Wähler, 
die neben drei Ministern und ei-
nem Staatssekretär lediglich ei-
ne Staatssekretärin stellen. Dies 
sei wirklich ein „Armutszeug-
nis“, betonte Hartmann.

Für die SPD rügte Fraktions-
vorsitzender Horst Arnold, dass 
Söder bei der Aufstellung sei-
ner Regierungsmannschaft Re-
gionalproporz vor Fachkom-
petenz gegangen sei. Er spiel-
te dabei u.a. auf die Personalie 
von Prof. Dr. Winfried Bausback 
(CSU) an, der als fachlich aner-
kannter bisheriger Justizminis-
ter nicht mehr dem neuen Kabi-
nett angehört.

Markus Plenk, Fraktionsvor-
sitzender der AfD, kritisierte das 
neue Digitalministerium, das un-
nötig sei. Auch bemängelte er, 
dass es kein eigenes Ministeri-

um für Raumfahrt gebe. Zudem 
forderte er mehr Bürokratieab-
bau. Und der FDP-Fraktionschef 
Martin Hagen kritisierte vor al-
lem, dass der Bereich Integrati-
on im Innenministerium bleibe 
und nicht zurück in das Sozialmi-
nisterium wechsle. Außerdem 
zeigte er sich darüber erstaunt, 
dass die neue Staatsministerin 
für Digitales nicht einmal über 
einen Twitter-Account verfügt.

Der Fraktionsvorsitzende der 
Freien Wähler, Florian Streibl, 
wies die Kritik der Opposition 
zurück. Man müsse den Men-
schen nahe sein, um gut regie-
ren zu können — und die neue 
Staatsregierung sei den Men-
schen nahe.

Das neue Kabinett

Ein Überblick über die bayeri-
schen Minister und Staatssekre-
täre des neuen Kabinetts:
• Staatskanzlei, Bundes- und Eu-
ropaangelegenheiten, Medien: 
Dr. Florian Herrmann (CSU)

• Finanzen und Heimat: Albert 
Füracker (CSU)
• Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie: Hubert Ai-
wanger (FW), Stv. Ministerprä-
sident), Staatssekretär: Roland 
Weigert (FW)
• Inneres, Sport und Integrati-
on: Joachim Herrmann (CSU), 
Stv. Ministerpräsident),  
Staatssekretär: Gerhard Eck (CSU)
• Wohnen, Bau und Verkehr: 
Dr. Hans Reichhart (CSU) 
• Justiz: Georg Eisenreich (CSU)
• Unterricht und Kultus:  
Prof. Dr. Michael Piazolo (FW),  
Staatssekretärin: Anna Stolz (FW)
• Wissenschaft und Kunst: 
Bernd Sibler (CSU)
• Umwelt und Verbraucher-
schutz: Thorsten Glauber (FW)
• Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten: Michaela Kaniber (CSU)
• Familie, Arbeit und Soziales: 
Kerstin Schreyer (CSU),  
Staatssekretärin: Carolina 
Trautner (CSU)
• Gesundheit und Pflege:  
Melanie Huml (CSU) 
• Digitales: Judith Gerlach (CSU)

Nicht mehr im Kabinett ver-
treten sind der bisherige Justiz-
minister Prof. Dr. Winfried Baus-
back, der bisherige Umweltmi-
nister Dr. Marcel Huber sowie 
der bisherige Wirtschaftsminis-
ter Franz Josef Pschierer. Neben 
diesen drei etablierten Minis-
tern gehört auch die seit März 
als Wissenschaftsministerin am-
tierende Prof. Dr. Marion Kiech-
le nicht mehr dem neuen Regie-
rungsteam Söders an. Sie hat 
bei der Landtagswahl den Ein-
zug ins Parlament nicht mehr 
geschafft. rm

Deutscher Landkreistag:

Für emanzipierte Kommunen
Im Zusammenhang mit der Finanzierung der kommunalen Inte-
grationskosten hat sich der Deutsche Landkreistag für eine Än-
derung der Verteilung des kommunalen Umsatzsteueranteils 
ausgesprochen. Hintergrund ist ein entsprechendes Votum des Fi-
nanzausschusses des Bundesrates, das eine Forderung des Deut-
schen Landkreistages aufgreift. 

Aus Sicht des DLT-Hauptge-
schäftsführers Prof. Dr. Hans- 
Günter Henneke wäre es „ein 
Erfolg, in eine gerechtere Steu-
erverteilung zwischen den Kom-
munen einzutreten“. Dies sei 
nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund gleichwertiger Lebens-
verhältnisse von elementarer 
Bedeutung. Denn gleiche Chan-
cen für Stadt und Land hingen 
auch entscheidend davon ab, 
was Landkreise, Städte und Ge-
meinden an finanziellen Hand-
lungsmöglichkeiten haben. 

Gerechtere  
Umsatzsteuerverteilung

Derzeit werde die Umsatz-
steuer nur nach Wirtschaftskraft 
verteilt mit der Folge, dass gera-
de Kommunen mit Strukturpro-
blemen an der guten wirtschaft-
lichen Entwicklung nur wenig 
teilhaben. „Daher fordern wir 
die Länder auf, im Bundesrat 
den Einstieg in eine gerechtere 
Umsatzsteuerverteilung zu be-
schließen, um eine gemessen an 
den Einwohnern gleichmäßigere 
interkommunale Verteilung zu 
erreichen“, so Henneke. 

Bund und Länder müssten al-
les ihnen Mögliche tun, um zu 
emanzipierten, eigenständigen 
und tatkräftigen Landkreisen, 
Städten und Gemeinden bei-
zutragen. „Wir treten seit je-
her dafür ein, dass ausreichen-
de originäre kommunale Steuer- 
einnahmen für die vielfältigen 
Aufgaben und Investitionser-
fordernisse der Kommunen zur 
Verfügung stehen. Dazu gehört 
auch eine gerechte interkom-
munale Verteilung. Angesichts 
der Soziallastigkeit der kommu-
nalen Ausgaben ist daher nicht 
nur der Anteil der Kommunen an 
der Umsatzsteuer zu erhöhen, 

sondern diese Steuer muss auch 
nach Einwohnern oder – soweit 
möglich – nach Soziallasten ver-
teilt werden“, hob Henneke her-
vor. In diesem Zusammenhang 
stehe auch die Kernforderung 
des Deutschen Landkreistages 
nach einer direkten Umsatzsteu-
erbeteiligung der Landkreise.

Dezentrale Potenziale stärken

Daher sei das Votum des für 
diese Frage federführenden Fi-
nanzausschusses ein guter ers-
ter Schritt hin zu einer gerech-
teren Steuerverteilung. „Au-
ßerdem würde so der Weg ge-
ebnet für einen neben den SGB 
II-Wohnkosten dauerhaften und 
besser handhabbaren finan-
ziellen Transferweg zwischen 
Bund und Kommunen.“ Gerade 
in den ländlichen Räumen kom-
me es im Hinblick auf höchst un-
terschiedliche Herausforderun-
gen etwa infolge demografi-
scher Veränderungen oder wirt-
schaftlichen Strukturwandels 
darauf an, dezentrale Potenziale 
und Autonomie zu stärken und 
so zu einer tragfähigen Basis für 
eine gedeihliche Eigenentwick-
lung beizutragen. „Der Schlüssel 
für eine Stärkung der ländlichen 
Räume ist mehr – auch finanzi-
eller – Freiraum und weniger 
wohlmeinende Fürsorglichkeit 
in Gestalt paternalistischer Bun-
desprogramme“, verdeutlichte 
der Hauptgeschäftsführer.

Eigene Strategien fördern

Wohlwollend zur Kenntnis ge-
nommen hat der DLT die jüngs-
ten Beschlüsse im Deutschen 
Bundestag zum Teilhabechan-
cengesetz. Laut dem aktuel-
len Gesetzentwurf können nun 
auch Personen über Lohnkos-

tenzuschüsse gefördert wer-
den, die innerhalb der vergange-
nen sieben Jahre für sechs Jahre 
Leistungen der Jobcenter erhal-
ten haben. 

Zudem sind nach Darstellung 
von Landkreistagspräsident Rein- 
hard Sager auch Menschen zu-
mindest nicht generell von der 
Förderung ausgeschlossen, die 
z. B. wegen Zeiten von Haft, be-
fristetem Hilfebezug im SGB 
XII, Zeiten von Erwerbsminde-
rungsrenten oder früheren För-
derprogrammen nicht im SGB II 
waren. „Auch das ist ein guter 
Fortschritt, wobei von grundle-
gendem Interesse ist, den Per-
sonenkreis nicht zu eng zu wäh-
len. Auch muss den Jobcentern 
vor Ort die Möglichkeit gegeben 
werden, eigene Strategien zu 
entwickeln“, kommentierte Sa-
ger. Die Erfahrung habe nämlich 
gezeigt, dass die Jobcenter bei 
der Auswahl der zu fördernden 
Personen passgenau vorgehen 
und dabei auch die örtliche Ar-
beitsmarktlage sowie die Bran-
chenstruktur berücksichtigen.

Von daher sei auch als Erfolg 
zu werten, dass nun nicht mehr 
der gesetzliche Mindestlohn die 
Höhe der Förderung begrenze: 
„Wir sind vehement dafür einge-
treten, Förderungen auch bis zur 
Höhe des jeweiligen Tariflohns 
zu ermöglichen. Das ist wichtig, 
um gerade die Wirtschaft davon 
zu überzeugen, über dieses Inst-
rument Langzeitarbeitslosen ei-
ne Chance auf dem ersten Ar-
beitsmarkt zu geben“, betonte 
der DLT-Chef.

Strategische  
Richtungsentscheidung bei 5G

Mit Blick auf den flächende-
ckenden Ausbau von 5G fordern 
Deutscher Landkreistag und der 
Verband kommunaler Unter-
nehmen die Bundesregierung 
auf, eine strategische Richtungs-
entscheidung zu treffen und ein 
Gesamtkonzept vorzulegen. Die- 
ses dürfe allerdings nicht bei 
der Auktion erster Frequenzen 
im Jahr 2019 stehenbleiben. An-
spruch müsse der Anschluss für 
alle sein. Menschen und Unter-
nehmen hierzulande hätten ein 
berechtigtes Interesse, schnells-
tens und verbindlich zu erfah-
ren, wann die nächste Mobil-
funkgeneration 5G zur Verfü-
gung stehen wird, so Reinhard 
Sager.

Für die praktische Umset-
zung sei es zunächst vonnöten, 
die zügige Nutzung der Flächen-
frequenzen zu ermöglichen. Die 
Frequenzen, die für den Ausbau 
in der Fläche besonders gut ge-
eignet sind, werden erst in den 
nächsten Jahren frei. Für Pla-
nungssicherheit beim 5G-Aus-
bau sollten sie schon jetzt ver-
geben werden.

Rechtliche Grundlagen für 
flächendeckendes Netz

Im Dezember tritt die Neure-
gelung der EU für den Rechts-
rahmen für digitale Infrastruktur 
in Kraft, wodurch zum Beispiel 
Antennenstandorte gemein- 
sam genutzt werden kön- 
nen. Diese Regelungen für flä-
chendeckendes Netz sollten 
nach Auffassung von DLT und 
VKU schnell in deutsches Recht 
umgesetzt werden.

Zudem müssten alle relevan-
ten Akteure am Ausbau beteiligt 
werden. Dies fördere den Wett-
bewerb wie bei 3G und verhin-
dere ein Oligopol zulasten von 
Verbrauchern, wie es bei 4G der 
Fall gewesen sei. Kommunen 
müssten die Möglichkeit haben, 
den Mobilfunkausbau allein 
oder in Kooperation mit Dritten 
voranzutreiben. Dies funktionie-
re zum Beispiel über lokale und 
regionale Frequenzen für kom-
munale Unternehmen.  DK

ConSozial 2018 in Nürnberg:

Digitalisierung  
menschlich gestalten

Auf der ConSozial in Nürnberg, der führenden Fachmesse für den 
Sozialmarkt, fanden interessierte Besucher auch heuer wieder ein 
einzigartiges Spektrum an Dienstleistungen, Produkten und Ent-
wicklungen rund um Management und Organisation Sozialer Ar-
beit und Pflege. Über 5.000 Fachbesucher nutzten dieses Portal 
mit über 250 Ausstellern, Bühnenprogramm, Fachforen und Kon-
gressprogramm, um fachkundige Investitionsentscheidungen oder 
auch Kooperationen mit externen Dienstleistern vorzubereiten. 

In den Sozialmarkt hat die Di-
gitalisierung längst Einzug gehal-
ten. Deshalb feierte die ConSo-
zial ihr zwanzigjähriges Jubiläum 
unter dem Motto „Digitalisie-
rung menschlich gestalten“ und 
hielt auch selbst viele neue digi-
tale Lösungen bereit. 

Wie Bayerns Arbeits- und So-
zialministerin Kerstin Schreyer 
bei der Eröffnung der Messe 
hervorhob, „verbinden viele 
Menschen mit der Digitalisie-
rung diffuse Ängste“. Sie sorgten 
sich, von der Technik beherrscht 

oder gar ersetzt zu werden. „Wir 
müssen diese Sorgen ernst neh-
men und aufgreifen. Digitalisie-
rung muss dem Menschen die-
nen und nicht umgekehrt“, be-
tonte Schreyer und verwies auf 
folgende zentrale Punkte:

1. Wir unterstützen bayeri-
sche Unternehmen und ihre Be-
schäftigten mit einer Offensive 
zur beruflichen Weiterbildung. 
So bleiben Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer fit auch im 
digitalen Zeitalter. 

2. Wir wollen, dass die Men-
schen auch im digitalen Zeitalter 
sozial gut abgesichert sind. Des-
halb brauchen wir soziale Sicher-
heit auch für die neuen Erwerbs-
formen, wie zum Beispiel bei Fre-
elancern oder Crowdworkern. 

3. Wir wollen die Möglichkei-
ten der Digitalisierung nutzen, 
um die Arbeitswelt für die Men-
schen flexibler und familien-
freundlicher zu gestalten. 

4. Wir wollen den digita-
len Fortschritt für ein selbstbe-
stimmtes Leben im Alter nutzen. 
Mit moderner digitaler Tech-
nik kann ein Leben in der eige-
nen Wohnung auch für Pflege-
bedürftige erleichtert werden. 

5. Die Digitalisierung ist eine 
Chance für Menschen mit Be-
hinderung. Diese müssen wir 
nutzen. Digitalisierung kann 
Barrieren abbauen, Menschen 
mit Behinderung den Zugang 
zum Arbeitsmarkt erleichtern 
und die Teilhabe verbessern. 

6. Wir wollen unsere Kinder 
und Jugendlichen behutsam 
und qualifiziert auf die vernetz-
te Welt vorbereiten. Unser neu-
es Zentrum für Medienkom-
petenz in der Frühpädagogik 
erarbeitet dafür die wissen-
schaftlichen Standards, die Er-
zieherinnen, Erziehern und El-
tern zu gute kommen werden. 

Zur Premiere des Innovati-

Weiterer Ausbau  
der Palliativversorgung

Bayerns Gesundheitsministerin Huml: Neue palliativmedizinische 
Dienste in München und Regensburg

Bayerns Gesundheits- und Pflegeministerin Melanie Huml treibt 
den Ausbau der Versorgung von schwerstkranken und sterben-
den Menschen in Bayern weiter voran. So haben vor kurzem zwei 
neue palliativmedizinische Dienste ihre Arbeit aufgenommen. 
Sie befinden sich am Krankenhaus Barmherzige Brüder München 
und am Paul Gerhardt Haus Regensburg.

Huml betonte: „Es ist Ziel der 
Palliativversorgung, Schmerzen 
und andere Symptome zu lin-
dern und so die Lebensqualität 
von schwerstkranken und ster-
benden Patienten so gut wie 
möglich zu erhalten. Mit den 
neuen Angeboten in München 
und Regensburg wird die Ver-
sorgung betroffener Menschen 
weiter verbessert. Unsere Bot-
schaft ist: Wir lassen Menschen 
am Ende ihres Lebens nicht al-
lein. Deshalb bauen wir die Hos-
piz- und Palliativversorgung kon- 
sequent weiter aus.“

Die Ministerin ergänzte: „Im 
Unterschied zur Palliativstation 
betreut und versorgt der pallia-

tivmedizinische Dienst betroffe-
ne Patienten auf allen Stationen 
im Krankenhaus. Gemeinsam 
mit den behandelnden Ärzten, 
dem Pflegeteam und weiteren 
qualifizierten Fachkräften erhält 
der Patient eine umfassende 
palliative Versorgung und für-
sorgliche Begleitung.“

Mit den zwei neuen Angebo-
ten gibt es nun an 51 Kranken-
häusern Palliativstationen mit 
insgesamt 474 Betten, 55 Kran-
kenhäuser verfügen über einen 
palliativmedizinischen Dienst. 
An neun Krankenhäusern (Klini-
kum der LMU München, Kran-
kenhaus Barmherzige Brüder 
Regensburg, Klinikum Bam-
berg, Universitätsklinikum Erlan-
gen-Nürnberg, Universitätsklini-
kum Würzburg, Klinikum Augs-
burg, Klinikum Amberg, Klinikum 
Kempten, Krankenhaus Barm-
herzige Brüder München) wurde 
der palliativmedizinische Dienst 
zusätzlich zur bestehenden Pal-
liativstation eingerichtet.

Darüber hinaus gibt es in Bay-
ern 50 Teams der Spezialisierten 
Ambulanten Palliativversorgung 
(SAPV) – 44 Teams für Erwach-
sene sowie 6 Teams für Kinder 
und Jugendliche.

Informationen: https://www.
stmgp.bayern.de/gesundheits-
versorgung/sterbebegleitung/. r

onsparks zeigten 20 Start-ups 
der Sozialbranche ihre kreativen 
Ideen. Bei vielen der Innovatio-
nen wurde deutlich, wie Digita-
lisierung den Menschen unter-
stützen kann. Eines der Start-
ups verband die Suche nach ei-
nem Ehrenamt mit einer App. 
Ein anderes Start-up entwickel-
te ein soziales Netzwerk für 
Kitas, das den Informationsaus-
tausch zwischen Eltern und so-
zialen Einrichtungen erleichtert. 
Ein weiteres Start-up erstell-
te eine Software, mit der durch 
Kopfnicken Rollstuhlfahrer ihren 
Rollstuhl steuern können.  DK
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wie 1970 mit dem Umwelt-
ministerium hat Bayern nun-
mehr mit dem Digitalministe-
rium ein komplett neues Res-
sort geschaffen. In dem Mi-
nisterium von Judith Gerlach, 
dem bundesweit ersten sei-
ner Art, werden zukünftig 
nicht nur die digitalen Berei-
che anderer Ministerien koor-
diniert, auch die Digitale Ver-
waltung fällt in den Zustän-
digkeitsbereich der neuen Mi-
nisterin. Die Erwartungen der Kommunen an 
Ministerium und Ministerin sind hoch.

Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, dass ab 
Ende 2020 für die wichtigsten Anwendungen 
flächendeckende Online-Services für Bürge-
rinnen und Bürger sowie Unternehmen bereit-
gestellt werden sollen. Diesen Service will die 
Staatsregierung mit einem noch nicht näher 

konkretisierten Förderprogramm unterstüt-
zen. Bis 2023, so der Wunsch der Landespolitik, 
soll Bayern die deutschlandweite Führungsrol-
le bei der Bereitstellung elektronischer Behör-
dendienste einnehmen. Dann sollen möglichst 
alle Verwaltungsdienstleistungen elektronisch 
verfügbar gemacht werden. 

An der Bereitschaft, diese Ziele umzusetzen 
fehlt es den Kommunen nicht. Vielmehr man-
gelt es an verlässlichen Informationen und 
konkreten Handlungsvorgaben. Die Hoffnung 

der Kommunen ruht nun auf 
dem neugeschaffenen Digi-
talministerium. Es sollte die 
Vielzahl an Initiativen in die-
sem Bereich von der EU, Bund 
und Ländern bündeln und den 
Städten und Gemeinden kon-
krete Schritte zur Umsetzung 
der gewünschten Digitalisie-
rungs-Strategien aufzeigen. 
Die Kommunen brauchen in 
diesem Bereich endlich das, 
was die EU schon vor Jahren 
– mit anderer Stoßrichtung – 
für die Wirtschaft eingeführt 
hat: einen einheitlichen An-

sprechpartner.
Ein Beispiel: Im Masterplan BAYERN DIGI-

TAL II der Bayerischen Staatsregierung ist un-
ter Punkt 9 das Ziel formuliert, dass Bayern mit 
E-Government Spitze bei moderner und digi-
taler Verwaltung werden soll. Gerade im Hin-
blick auf die Umsetzung dieses Masterplans 
auf kommunaler Ebene stellen sich viele Fra-
gen: Wie genau soll das gennannte Ziel er-
reicht werden? Welcher Beitrag wird von den 
Kommunen konkret erwartet? Welche Unter-
stützung können die Kommunen ihrerseits von 
der Staatsregierung erwarten?

Die Hoffnung ist groß, dass das Bayerische 
Digitalministerium nicht nur all diese Fra-
gen beantworten kann, sondern die Kommu-
nen bei der Digitalisierung nachhaltig einbin-
det und der Weg in die Digitalisierung gemein-
sam offensiv beschritten werden kann. Die 
Tage ohne klare, einheitliche Digitalisierungs-
strategie und ohne dementsprechend finan-
zielle Ausstattung müssen der Vergangenheit 
angehören.

Auf zu neuen digitalen Ufern – der Anfang 
ist gemacht!

GZ KOLUMNE
Gabriele Bauer

Hoffnung auf  
Digitalministerium

Liebe Leserinnen
und Leser,

22. November 2018

Ihre Gabriele Bauer
Oberbürgermeisterin der Stadt Rosenheim

Schwarzbuch des Bundes der Steuerzahler in Bayern:

Pleiten, Pech und Pannen
Auch in den vergangenen 12 Monaten musste der Bund der Steu-
erzahler in Bayern zahlreiche Fälle von Steuergeldverschwendung 
feststellen. „Sie reichen von Kostenexplosionen bei öffentlichen 
Bauvorhaben, kostspieligen Fehlern, teurer Imagepflege, Selbst-
bedienung auf Kosten der Steuerzahler bis hin zu „Draufzahlge-
schäften“ und einem schlampigen Umgang mit Steuergeldern“, 
berichtete Maria Ritch, Vizepräsidentin des BdSt, bei der Vorlage 
des Schwarzbuchs 2018 in München.

Jahr für Jahr sei festzustellen, 
dass beim Verschwendungsvo-
lumen von einer Größenord-
nung von 5 % der öffentlichen 
Ausgaben ausgegangen werden 
kann, betonte Ritch. „Doch ganz 
gleich, ob es eine Milliarde Eu-
ro oder nur wenige tausend Eu-
ro sind, uns kommt es darauf an, 
durch unser Schwarzbuch das 
Bewusstsein für einen sparsa-
men Umgang mit Steuergeldern 
zu schärfen und der öffentlichen 

Unser Bild zeigt den Präsidenten des Bundes der Steuerzahler in 
Bayern e. V., Rolf von Hohenhau (Mitte) gemeinsam mit seinen 
Vizepräsidenten Maria Ritch und Klaus Grieshaber.  r

Verschwendung präventiv ent-
gegenzutreten.“

In seiner Veröffentlichung lis-
tet der Bund der Steuerzah-
ler zehn bayerische Verschwen-
dungsfälle auf, die jedoch nur 
„die Spitze des Eisbergs“ darstel-
len. Dazu zählt eine fast 50-pro-
zentige Kostensteigerung bei 
der Erneuerung eines Brücken-
bauwerks mit Geh- und Radwe-
gen im Zuge des Ausbaus der  
A 6 bei Schwabach. Das Brücken-
bauwerk war am Ende mehr als 
rund 1 Mio. Euro teurer als ur-
sprünglich angenommen.

Teure Derivat-Geschäfte

Die Stadt Füssen wiederum 
machte mit sogenannten Zins- 
swap-Geschäften die Erfahrung, 
dass eine Zinssicherung in lang 
anhaltenden Niedrigzinsphasen 
in einer nachträglichen Betrach-
tung teuer sein kann. Aus been-
deten Swap-Geschäften zahl-
te sie 936.991,17 Euro. Bei noch 
laufenden Geschäften betrug 
der aktuelle negative Marktwert 
im Juli 2018 2.796.700 Euro.

Nach Auffassung des BdSt soll-
te man sich bei Zinssicherungs-
geschäften nicht nur auf die Be-
ratung der die Swapgeschäfte 
selbst verkaufenden Banken ver-
lassen. Vielmehr kann nur eine 
unabhängige Beratung das Eigen-
interesse der Banken am Verkauf 
von Swapgeschäften aufdecken 
und die exakte Abstimmung zu 
den zu sichernden Darlehen und 
den Swaps sicherstellen. 

Riskante Derivatgeschäfte 
führten auch in der Stadt Lands-
berg am Lech zu einem Schaden 
in Millionenhöhe. Trotz eines 
Rechtsstreits durch zwei Instan-
zen gelang es bislang nicht, die 
verlorenen Millionen von dem 
beratenden Bankhaus zurückzu-
holen. Laut BdSt hätte man sich 
nach dem Motto „Schuster bleib 
bei deinen Leisten“ von vornhe-
rein gar nicht erst auf hoch ri-
sikobehaftete Finanzderivatge-
schäfte einlassen dürfen. 

Schwelgen auf  
Steuerzahlers Kosten

„Außer Spesen nichts gewe-
sen“ – nach diesem Motto hat 
offenbar die Fraktion „Europa 
der Nationen und der Freiheit“ 
(ENF) im Europäischen Parla-
ment gehandelt und mehr als 

420.000 Euro unter anderem für 
Champagner, teure Menüs und 
Weihnachtsgeschenke ausgege-
ben. Der Bund der Steuerzah-
ler fordert: „Schwelgerei und 
Schlamperei auf Kosten der eu-
ropäischen Steuerzahler dür-
fen nicht folgenlos bleiben. Ei-
ne Rückzahlung wäre das Min-
deste!“

Kein sehr glückliches Händ-
chen hatte auch die Gemeinde 
Herrsching am Ammersee mit 

ihrem neuen Verkehrskonzept. 
Rund 145.000 Euro hat man al-
lein für Pflanztröge und deren 
Bepflanzung ausgegeben. „We-
niger an Grün und Kosten in der 
idyllisch gelegenen Gemeinde 
wäre hier vielleicht mehr gewe-
sen“, meint der BdSt. 

Gesalzene Preise  
beim Brückenbau

Ein weiterer Fall: Über den 
„Arnulfsteg“ in München sollen 
künftig Fußgänger und Radfah-
rer die Bahngleise zwischen der 
Donnersbergerbrücke und der 
Hackerbrücke queren können. 
Doch die Kosten für dieses Brü-
ckenbauprojekt sind davonge-
laufen – statt rund 18 Mio. Eu-
ro soll die Brücke nun mehr als 
26 Mio. Euro kosten. Die mit den 
Brückenbauarbeiten beauftrag-
te ARGE hatte die fristgerechte 
Leistungserbringung verweigert 
und die sodann erfolgte euro-
paweite Neuausschreibung der 
Brückenbauleistungen führte zu 
erhöhten Preisangeboten. 

Nach Ansicht des Bundes der 
Steuerzahler „werden letztlich 
wieder einmal die Münchner 
Steuerzahler – wie so oft – die 
Betroffenen der nicht unerheb-
lichen Kostensteigerung sein. In 
ihrem Interesse bleibt zu hoffen, 
dass die Stadt München wenigs-
tens einen Teil des ihr entstan-
denen und gegenüber der ARGE 
bereits dem Grunde nach gel-
tend gemachten Schadens er-
setzt bekommt.“

Aufwändige Venusgrotte

Auch die Restaurierung der 
Venusgrotte auf Schloss Linder-
hof stellt finanziell eine Heraus-
forderung dar: Die Kosten für 
das ehrgeizige und beileibe nicht 
einfache Projekt stiegen bis jetzt 
von ursprünglich rund 24 Mio. 
Euro auf mehr als 33 Mio. Euro 
an. Laut BdSt werden diese Kos-
ten wohl noch weiter in die Hö-
he steigen. Ob der Fertigstel-
lungstermin im Jahr 2022 einge-
halten werden kann, bleibe ab-
zuwarten. Fest stehe aber jetzt 
schon, dass die Steuerzahler die 
nicht unerhebliche Kostenstei-
gerung schultern müssen.

Zu einer gewaltigen Kosten-
steigerung von über 70 Prozent 
kam es bei der Sanierung des 
Staatstheaters am Gärtnerplatz 

in München. Fünfeinhalb Jahre 
lang dauerten die Arbeiten, die 
über 50 Mio. Euro mehr als ur-
sprünglich geplant verschlan-
gen. Bereits in seinem Schwarz-
buch 2016 hatte der Bund der 
Steuerzahler die Kostenstei-
gerung bei der Sanierung des 
„Gärtnerplatztheaters“ von zu-
nächst 70,7 Mio. Euro auf rund 
97 Mio. Euro kritisiert. In der 
Folge verteuerte sich das Pro-
jekt um weitere 24,7 Mio. Euro.

Neue Daseinsberechtigung 
für So-da-Bauwerke

Kritik übt der BdSt auch an 
folgendem Fall: Eine an der 
Bundesautobahn A 99 – Auto-
bahnring um München – beste-
hende „So-da-Brücke“ bei Un-
terföhring, die vorn und hinten 
gleichsam im Nichts endet, wird 
für rund 1 Mio. Euro zu einer so-
genannten Tierquerung umge-
baut. Zudem wurde eine wei-
tere, seit rund 40 Jahren unge-
nutzte „So-da-Unterführung“, 
die unter der A 99 bei Grasbrunn 
hindurchführt, für rund 3 Mio. 
Euro zurückgebaut und eben-
falls zu einer Tierquerungshil-
fe umgestaltet. Der BdSt hofft, 
dass die neue Grünbrücke sowie 
die umgestaltete „So-da-Unter-
führung“ auch tatsächlich von 
Füchsen, Hasen, Rehen, Mar-
dern und Fledermäusen ange-
nommen werden.

Verspäteter Zuschussantrag

Dumm gelaufen ist für die 
Stadt Augsburg schließlich das 
verspätete Absenden eines Zu-
schussantrags für nichtstädti-
sche Kindertagesstätten (Kitas) 
durch das städtische Amt für 
Kinder, Jugend und Familie (Ju-
gendamt). Dadurch drohte die 
Rückzahlung eines fest einge-
planten staatlichen Zuschusses 
von über 28 Mio. Euro. Am En-
de hatte die Fuggerstadt noch 
Glück, allerdings mit einem Wer-
mutstropfen: Immerhin sind 
96 Prozent der gewährten För-
dermittel (ca. 26 Mio. Euro) 
nicht mehr zurückzuzahlen. 

„Auch wenn die Stadt Augs-
burg mit einem blauen Auge da-
vongekommen ist, sind auf al-
le Fälle in der Stadtverwaltung 
Kontrollmechanismen sicherzu-
stellen, damit es in Zukunft zu 
keinen ärgerlichen und folgen-
schweren ‚Verfristungen‘ mehr 
kommen kann“, rät der BdSt.

Kleinkariertes Denken, falsche 
Prioritätensetzungen, politische 
Egoismen oder schlicht Fahrläs-
sigkeiten führen Vizepräsiden-
tin Ritch zufolge regelmäßig zur 
Steuergeldverschwendung. Hier 
sei dringend ein Umdenken er-
forderlich, denn: „Steuergeld-
verschwendung reißt Haushalts-
löcher, Steuergeldverschwen-
dung ist verantwortungslos, 
Steuergeldverschwendung kos-
tet Vertrauen.“

Strafbare Haushaltsuntreue 

Um eine Sensibilisierung beim 
öffentlichen Ausgabegebaren 
zu erreichen, muss aus Ritchs 
Sicht „derjenige, der die in den 
Haushaltsgesetzen festgeleg-
ten Grundsätze der Sparsam-
keit und Wirtschaftlichkeit mis-
sachtet, genauso zur Rechen-
schaft gezogen werden, wie 
jemand, der Steuern hinter-
zieht“. Nach dem bisher gelten-
den Strafrecht sei dies jedenfalls 
noch nicht der Fall. Aber beides 
– Steuerhinterziehung und Steu-
ergeldverschwendung – sei glei-
chermaßen sozialschädlich und 
müsse gleich geahndet werden. 
Denn der Effekt für die Staatsfi-
nanzen, ob geschuldete Steuern 
vorenthalten oder eingenom-
mene Steuern verschwendet 
werden, sei derselbe.

Aus diesem Grund fordert der 

BdSt die Einführung eines neuen 
Straftatbestands der sog. Haus-
haltsuntreue in das Strafgesetz-
buch, um verschwenderisches 
Ausgabegebahren und Verstöße 

gegen Haushaltsrecht zu ahn-
den. „Nur so können die Rech-
te der Steuerzahler gestärkt 
und verteidigt werden“, machte 
Ritch deutlich.  DK

Die Kabarettistin Martina Schwarzmann (l.) nahm den diesjähri-
gen Sonderpreis aus den Händen von Bayerns Wissenschafts- und 
Kunstministerin Prof. Dr. med. Marion Kiechle entgegen.
 Bild: Bayernwerk AG

Kulturpreis Bayern 2018: 

Von „Teufelsmusik“ zum 
bayerischen Kulturgut

100.000 Euro für große Künstler und Nachwuchsstars der Wis-
senschaft: Der Kulturpreis Bayern zählt zu den höchst dotierten 
Auszeichnungen für herausragendes künstlerisches Wirken und 
besondere wissenschaftliche Leistungen in Deutschland. Jetzt ha-
ben die Stifter die diesjährigen Preisträger geehrt.

München/Regensburg (obx) - 
„Dass unsere Musik einmal bay-
erisches Kulturgut wird, habe 
ich mir niemals vorstellen kön-
nen“, sichtlich bewegt nahm 
Günther Sigl, der Frontmann der 
Spider Murphy Gang im Münch-
ner Kesselhaus den Kulturpreis 
Bayern 2018 in Empfang. 

Ihre Rock“n“Roll-Musik sei 
einst als „Teufelsmusik“ kriti-
siert worden, erinnerte sich  
Sigl, der die Gruppe vor 41 Jah-
ren gemeinsam mit drei wei-
teren Musikern gründete. Ne-
ben dem Münchner Bandleader 
zeichneten das Bayernwerk und 
das Bayerische Wissenschafts- 
und Kunstministerium in diesem 
Jahr fünf weitere Kulturschaf-

fende und 32 Nachwuchs-Wis-
senschaftler mit dem renom-
mierten, mit insgesamt rund 
100.000 Euro dotierten „Kultur-
preis Bayern“ aus. 

Als „locker, leicht und lebens-
froh“ würdigte Richard Loibl, der 
Direktor des Hauses der Bayeri-
schen Geschichte, in seiner Lau-
datio die Musik Günther Sigls 
und seiner Band. Wenn es jemals 
eine Münchner Gruppe gegeben 
habe, die das Lebensgefühl der 
Stadt verkörpere, dann sei es 
die Spider Murphy Gang. Mit ei-
nem Überraschungsauftritt bei 
der Preisverleihung begeisterte 
die Band die rund 350 Gäste mit 
Hits wie „Schickeria“ und „Skan-
dal im Sperrbezirk“. 

Ebenfalls mit dem Kulturpreis 
Bayern ausgezeichnet wur-
de in diesem Jahr der nieder-
bayerische Architekt Peter Hai-
merl. Er gestaltete unter ande-
rem das Konzerthaus in Blaibach 
im Landkreis Regen, mit dem  
die kleine Bayerwald-Gemeinde 
bundesweit Schlagzeilen mach-
te. Der gebürtige Schwandor-
fer Bildhauer Christian Schnurer 
erhielt den Preis für seine inter-
nationalen Projekte im öffent-
lichen Raum. Ebenfalls geehrt 
wurden der Klarinettist Klaus 
Hampl und die Rapperin „Fiva“, 
die mit bürgerlichem Namen Ni-
na Sonnenberg heißt. Den dies-
jährigen Sonderpreis, wie die 
weiteren Kulturpreise mit 5.000 
Euro Preisgeld verbunden, er-
hielt die Kabarettistin Marti-
na Schwarzmann. Sie nahm die 
bronzene Statue in Form eines 
„Gedankenblitzes“ aus den Hän-
den von Bayerns Wissenschafts- 
und Kunstministerin Marion 
Kiechle entgegen.  

Laudator Richard Loibl sagte, 
es sei die Verbindung aus Öko-
nomie, Kultur und Kunst, die 
Bayern erfolgreich gemacht ha-
be - und genau dafür stehe die-
ser Preis. Das Bayernwerk, Bay-
erns größter regionaler Strom-
netzbetreiber, ist Stifter der 
Auszeichnung. Seit 2005 bie-
tet das Unternehmen Künstlern 
und Nachwuchs-Forschern je-
des Jahr eine Bühne. Aus dem 
Bereich der Wissenschaft er-
halten in diesem Jahr 32 Absol-
venten und Doktoranden der 
bayerischen Kunsthochschu-
len, Hochschulen für angewand-
te Wissenschaften und Universi- 
täten den Kulturpreis. Die Aus-
zeichnungen sind jeweils mit 
2.000 Euro dotiert. 

„Die ausgezeichneten Künst-
ler und Wissenschaftler geben 
unserem Kulturstaat Bayern 
wertvolle gesellschaftliche Im-
pulse“, sagte Kunstministerin 
Kiechle. Reimund Gotzel, Vor-
standsvorsitzender des Bay-
ernwerks, nannte den Brücken-
schlag zwischen Kunst und Wis-
senschaft, zwischen Tradition 
und Moderne und zwischen Eta-
bliertem und Neuem als Motiva-
tion für die Auszeichnung.  r
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(Fortsetzung von Seite 1)
freie Kinderbetreuung im Koali-
tionsvertrag für Eltern nach ei-
ner Verheißung, wirft aber für 
die Praxis noch viele Fragen 
auf. Wenn die Beitragsfreiheit 
kommt, darf dies nicht zu Las-
ten der Städte und Gemeinden 
gehen.“

Über das bisherige Maß hin-
aus fortzusetzen ist nach Mei-
nung des Städtetagsvorsitzen-
den die Finanzierung der Ver-
kehrsinfrastruktur und des 
ÖPNV. Dazu zählten die Zweck-
bindung der vom Bund bereit-
gestellten bisherigen Entflech-
tungsmittel sowie der Ausbau 
der Betriebskostenförderung 
durch ÖPNV-Zuweisungen. Ei-
ne verbesserte ÖPNV-Finanzie-
rung sei auch ein wichtiger Be-
standteil der Unterstützung der 
Kommunen zur Luftreinhaltung. 
Gribl zufolge sind die Absichts-
erklärungen im Koalitionsver-
trag gut. Allerdings sei etwa das 
Versprechen eines 365-Euro-Ti-
ckets für Großstädte bislang 
nicht finanziell hinterlegt; die 
erwähnten Mittel zur ÖPNV-För-
derung würden hierfür bei wei-
tem nicht genügen. 

Kompensation für entgangene 
Straßenausbaubeiträge

Eine weitere Forderung des 
Kommunalverbandes lautet: 
„Der Freistaat muss den Kom-
munen zur Abdeckung der 
durch die Abschaffung der Stra-
ßenausbaubeiträge entfallen-
den Einnahmemöglichkeiten ei-
ne ausreichende Kompensati-
on schaffen.“ Dafür seien mehr 
staatliche Haushaltsmittel jähr-
lich nötig. Zwar stellt der Koali-
tionsvertrag laut Gribl Mittel in 
Höhe von 100 Millionen Euro im 
Jahr 2019 und 150 Millionen Eu-
ro im Jahr 2020 in Aussicht, je-
doch werden die Mittel in der 
Praxis nicht genügen. 

Auch die Vereinbarung des Ko-
alitionsvertrags zur Sanierung 
von kommunalen Schwimmbä-
dern, die lediglich bei einer För-
derung von 20 Millionen Euro pro 
Jahr liegt, werde dem bayernwei-
ten Sanierungsbedarf für Hallen-
bäder und Freibäder in Höhe von 
1,2 Milliarden Euro nicht gerecht, 
monierte der Verband. Der Sa-
nierung von kommunalen Bä-
dern müsse im Doppelhaushalt 
2019/2020 eine höhere Priorität 
eingeräumt werden. 

Unerwähnt blieben im Koa-
litionsvertrag Gribl zufolge die 
auf kommunaler Ebene anfal-
lenden Integrationskosten, ob-

gleich eine Beteiligung des Frei-
staates hier überfällig sei. Der 
Freistaat müsse die kommuna-
len Flüchtlings- und Integrati-
onskosten anerkennen und er-
setzen sowie die teilweise Kos-
tenerstattung des Freistaats für 
junge Volljährige, ehemalige un-
begleitete minderjährige Aus-
länder auf eine Vollkostener-
stattung erhöhen. Trotz zuge-
sagtem „Open-book-Verfahren“ 
und nachgewiesenen Flücht-
lings- und Integrationskosten al-
lein der kreisfreien Städte und 
Landkreise von 550 Millionen 
Euro stünden Anerkennung und 
Erstattung dieser Kosten durch 
den Freistaat nach wie vor aus.

Volle Kostenerstattung  
sicherstellen

Die Bundesmittel für Integra-
tion habe der Freistaat nicht ein-
mal teilweise an die Kommunen 
weitergegeben und bei der Kos-
tenerstattung der Jugendhilfe-
kosten für ehemalige unbeglei-
tete minderjährige, jetzt volljäh-
rige Ausländer beteilige sich der 
Freistaat lediglich mit deutlich 
zu geringen Pauschalen. Hier 
habe der Freistaat die bundes-
rechtlich im SGB VIII vorgese-
hene volle Kostenerstattung si-
cherzustellen.

Als weiteren Aspekt, der 
nicht im Koalitionsvertrag steht, 
nannte der Städtetagsvorsit-
zende die Gewerbesteuerumla-
ge: Städte und Gemeinden sol-
len ab dem Jahr 2020 bei der 
Gewerbesteuerumlage deutlich 
entlastet werden, weil die im 
Zuge der deutschen Wiederver-
einigung erhöhte Gewerbesteu-
erumlage ausläuft. In Bayern be-
lief sich die Umlage im Jahr 2017 
auf rund 920 Millionen Euro. Der 
Bayerische Städtetag lehnt Initi-
ativen einzelner Bundesländer 
für eine Fortführung der Solidar-
paktumlage ab. 

Wie Gribl erläuterte, müs-
se sich die Bayerische Staatsre-
gierung auf Bundesebene da-
für einsetzen, dass am Auslau-
fen der erhöhten Umlagen fest-
gehalten wird. Die kommunale 
Ebene könne die Fortführung 
der erhöhten Gewerbesteuer-
umlage nicht hinnehmen, denn 
die Kämmerer rechneten be-
reits mit den größeren finanzi-
ellen Spielräumen. „Wenn nun 
dieses Thema im Koalitionsver-
trag nicht erwähnt ist, werten 
wir das als positives Zeichen, 
dass der Freistaat Bayern am 
Auslaufen der Gewerbesteuer-
umlage nicht rütteln will.“  DK

(Fortsetzung von Seite 1)
heute einen Stellenwert wie flie-
ßendes Wasser oder eine Eisen-
bahnanbindung in früheren Jah-
ren. Flüssiger Verkehr auf der 
Datenautobahn sei unerläss-
lich für die wirtschaftliche Wei-
terentwicklung. Mit Hotspots 
im öffentlichen Raum und ent-
sprechender IT-Ausstattung der 
Schulen habe die Stadt Günz-
burg bereits Zeichen gesetzt.

Ausbau läuft auf Hochtouren

Regierungsdirektor Bernd 
Geisler vom Bayerischen Staats-
ministerium der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat 
verwies darauf, dass der Aus-
bau der digitalen Infrastruk-
tur in Bayern auf Hochtouren 
läuft. Über 98 Prozent der baye-
rischen Gemeinden seien in das 
Förderprogramm eingestiegen. 

In 1.726 Kommunen laufe ak-
tuell der geförderte Breitband-
ausbau. Staat und Kommunen 
investierten dabei bereits über 
eine Milliarde Euro im Rah-
men des bayerischen Förder-
programms. Gefördert würden 
über 733.000 Haushalte, davon 
107.000 mit Glasfaseranschluss 
bis in die Gebäude.

Auch der Bund hat Geisler zu-
folge seine Verantwortung er-
kannt und Ende 2015 mit einem 
eigenen Förderprogramm zum 
Breitbandausbau nachgezogen. 
Um das Bundesprogramm für 
bayerische Kommunen nutz-
bar zu machen, hebe der Frei-
staat die niedrigen Fördersätze 
des Bundes mit seiner Kofinan-
zierung auf bayerisches Niveau 
an. Damit stünden den Kommu-
nen noch einmal ihre individuel-
len bayerischen Förderhöchst-
beträge zur Verfügung. 

Laut Direktor Stefan Graf vom 

100 Jahre Freistaat Bayern:

Ein kurzer Rückblick  
aus der amtlichen Statistik

Doppelte Einwohnerzahl, mehr als 20 Jahre höhere Lebenserwartung,  
vierzigfache Stromerzeugung und fast 90 Prozent weniger landwirtschaftliche Betriebe

Am 8. November 1918 wurde der Freistaat Bayern gegründet. In 
den vergangenen 100 Jahren hat sich das Gesicht Bayerns stark 
verändert, wie zahlreiche historische Zeitreihen des Bayerischen 
Landesamts für Statistik belegen. So verdoppelte sich die Bevöl-
kerung nahezu, Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft erleb-
ten einen signifikanten Wandel. 

Einer der größten Erfolge 
ist die drastische Reduzierung 
der Säuglingssterblichkeit, die 
vor 100 Jahren noch sehr hoch 
war. 1911/1913 überlebten von 
100.000 neugeborenen Buben 
nur knapp 78.900 das erste Le-
bensjahr, bei den Mädchen wa-
ren es knapp 82.600. 

1924/1926 starben noch im-
mer 15 Prozent der männlichen 
und zwölf Prozent der weibli-
chen Säuglinge innerhalb des 
ersten Jahres. Heute (Sterbeta-
fel 2014/2016) überleben von 
100.000 Babys 99.682 (Buben) 
bzw. 99.746 (Mädchen) die ers-
ten zwölf Monate. 

Dazu kommt die allgemei-
ne Zunahme der Lebenserwar-
tung. Die Sterbetafel der Jahre 

1911/1913 wies für einen ein-
jährigen Buben eine mittlere Le-
benserwartung von weiteren 
57,5 Jahren aus, für ein gleich-
altriges Mädchen waren es 58,8 
Jahre. Gut ein Jahrzehnt später 
hatte ein einjähriges Kind ge-
mäß der Sterbetafel 1924/1926 
eine weitere mittlere Lebens-
erwartung von 62 (Buben) bzw. 
knapp 63 Jahren (Mädchen). 

Die aktuelle Sterbetafel 2014/ 
16 weist für ein einjähriges Kind 
eine weitere mittlere Lebenser-
wartung von über 78 (Buben) 
bzw. fast 83 (Mädchen) Jahren 
aus, ein Anstieg um nahezu 21 
bzw. 24 Jahren in einem Zeit-
raum von etwas mehr als 100 
Jahren.

Einen großen Beitrag zum An-

stieg der Lebenserwartung leis-
tete dabei die verbesserte me-
dizinische Versorgung der Be-
völkerung. Im Jahr 1860 betreu-
ten umgerechnet nur 28 Ärzte 
und 43 Bader (einschl. Zahnärz-
te) 100.000 Einwohner. 2015 
kamen dagegen 428 Ärzte und 
88 Zahnärzte auf je 100.000 Ein-
wohner. 

Veränderte Altersstruktur

In der Folge veränderte sich 
die Altersstruktur der Bevölke-
rung. Lag das Durchschnittsal-
ter 1919 bei 29,5 Jahren, be-
trug es 2017 43,7 Jahre. 1919 
waren rund 49 Prozent der Be-
völkerung unter 25 Jahre alt und 
weniger als neun Prozent hat-
ten das 60. Lebensjahr über-
schritten. 2017 war nur noch 
jeder Vierte (24,5 Prozent) un-
ter 25 Jahre alt, der Anteil der 
über 60-jährigen ist dagegen er-
heblich angestiegen und beträgt 
mittlerweile 26,4 Prozent. 

Auch die Todesursachen der 
Gesamtbevölkerung veränder-
ten sich. So waren 1918 rund 
sieben Prozent der Sterbefäl-
le tuberkulosebedingt, 2015 
lag dieser Anteil nur noch bei 
0,4 Promille. Bösartige Neubil-
dungen waren dagegen vor 100 
Jahren nur für 4,5 Prozent der 
Todesfälle ursächlich, 2015 be-
trug ihr Anteil 23,5 Prozent. 

Bevölkerungswachstum 

Das Historische Gemeinde-
verzeichnis weist für das Jahr 
1919 eine Einwohnerzahl von 
7,15 Millionen aus. Dabei ist zu 
beachten, dass sich diese Zahl 
auf das damalige Staatsgebiet 
bezieht und somit unter ande-
rem auch das ehemalige baye-
risch-pfälzische Territorium be-
inhaltet. Seitdem wuchs die Be-
völkerung im Freistaat stark an, 
bereits 1965 wurde die 10-Milli-
onen-Grenze überschritten. En-
de 2017 lebten 12.997.204 Men-
schen im Freistaat, rund 82 Pro-
zent mehr als im Jahr 1918. Im 
Januar 2018 wurde dann erst-
mals die 13-Millionen-Marke 
übersprungen. 

Wohnungsneubauten

Die Bevölkerungszunahme er-
forderte ein erhebliches Aus-
maß an Wohnungsneubauten. 
Im Mai 1918 gab es in Bayern 
gemäß der Kriegswohnungszäh-
lung in den erfassten 148 Ge-
meinden 628.617 Wohnungen, 
in denen durchschnittlich 3,6 
Personen lebten. Es wurden da-
bei 158.629 Wohngebäude ge-
zählt, die überwiegend soge-
nannte Kleinwohnungen auf-
wiesen. Als Kleinwohnung gal-
ten Wohnungen mit bis zu drei 
Wohnräumen. 1950 bestanden 
in Bayern etwas über eine Mil-
lion Wohngebäude und gut 1,7 
Millionen Wohnungen. 

Ende des Jahres 2017 wies der 
Freistaat 6,37 Millionen Woh-
nungen auf, die Zahl der Wohn-
gebäude hat sich allein seit 1950 
auf 3,04 Millionen fast verdrei-
facht. Jede Wohnung wird heu-
te im Schnitt von nur noch 2,04 
Personen bewohnt, während es 
Ende 1950 noch 5,3 Personen 
waren. 

Wachsender Energiebedarf

Im Juni 1918 beschloss der 
Bayerische Landtag den Bau des  
Walchensee-Kraftwerks, das 1924 
in Betrieb ging. Damals hatte die 
Wasserkraft einen Anteil von 75 
Prozent an der 1925 erzeugten 
Strommenge von 2,05 Mrd. Ki-
lowattstunden. An der heutigen 

Positionen zum ...

Stromerzeugung von 81,53 Mrd. 
Kilowattstunden (2016) hat die 
Wasserkraft noch immer einen 
Anteil von 14,9 Prozent. 

Wachsende Industrialisierung

Aus kleinen Anfängen entwi-
ckelte sich die Automobilindus-
trie, die heute im produzieren-
den Gewerbe im Freistaat eine 
herausgehobene Stellung hat. 
Die Zulassungszahlen von Kraft-
fahrzeugen stiegen rasant an. 
Im Jahr 1907 waren im dama-
ligen bayerischen Gebiet gan-
ze 757 Pkw und 1.510 Motorrä-
der zugelassen. 1921 fuhren auf 
den bayerischen Straßen 4.413 
Pkw und 3.661 Motorräder. An-
fang 2018 waren in Bayern fast 
zehn Millionen Kraftfahrzeuge 
angemeldet, darunter 7,8 Mil- 
lionen Pkw. 

Technischer Fortschritt

Der technische Fortschritt 
und der gesellschaftliche Wan-
del führten seit 1925 zu einem 
erheblichen Rückgang der Land-
wirtschaft. Im Jahr 1907 gab es 
in Bayern knapp 670.000 land-
wirtschaftliche Betriebe, die ei-
ne Fläche von 4,24 Millionen 
Hektar bewirtschafteten. Lag 
die Zahl der Betriebe 1925 noch 
auf nahezu unverändertem Ni-
veau, wurden 1949 nur noch et-
was über 500 000 nachgewie-
sen. 1991 überstieg ihre Zahl 
nur noch geringfügig die Marke 
von 200 000 und im Jahr 2017 
gab es schließlich 88.610 land-
wirtschaftliche Betriebe. Gegen-
über 1907 ist dies ein Rückgang 
um fast 87 Prozent. Die land-
wirtschaftlich genutzte Fläche 
sank dagegen deutlich geringer 
und betrug 2017 noch knapp 
3,13 Millionen Hektar (-26,2 Pro-
zent). 

Entsprechend wandelte sich 
das Verhältnis zwischen den 
drei Wirtschaftssektoren. 1916 
arbeiteten über ein Drittel (35,4 
Prozent) der Erwerbstätigen im 
primären Sektor, also der Land- 
und Forstwirtschaft. Weitere 
gut 20 Prozent waren im Produ-
zierenden Gewerbe (sekundä-
rer Sektor) beschäftigt und gut 
42 Prozent in den sonstigen Be-
reichen, unter anderem in Han-
del und Dienstleistungen (terti-
ärer Sektor). 

Wirtschaftlicher Wandel 

Der wirtschaftliche Wandel 
veränderte diese Zahlen in den 
folgenden Jahrzehnten. So er-
reichte der Anteil der im Pro-
duzierenden Gewerbe arbei-
tenden Erwerbstätigen um das 
Jahr 1970 nahezu die 50-Pro-
zent-Marke, um anschließend 
sukzessive zurückzugehen auf 
heute gut 31 Prozent. Der Anteil 
der in Land- und Forstwirtschaft 
Erwerbstätigen ging erheblich 
zurück und beträgt nur noch 
1,7 Prozent, während über zwei 
Drittel der Erwerbstätigen 2017 
im tertiären Sektor tätig waren. 

Veränderungen  
in der Landwirtschaft 

Aus der Erhebung von Feld-
früchten liegen für das Jahr 1833 
erste Zahlen vor. Auf insgesamt 
1.225.647 Hektar wurden Wei-
zen, Roggen, Gerste und Hafer 
angebaut. 1918 lag die entspre-
chende Fläche bei 1.498.482 
Hektar, außerdem waren wei-
tere 296.686 Hektar mit Kartof-
feln bepflanzt. Hopfen wuchs 
auf 7.362 Hektar, wobei er zehn 
Jahre davor noch auf mehr als 
der dreifachen Fläche kultiviert 
wurde. Weitere 17.409 Hek- 
tar waren im Jahr 1918 mit 
Wein bestockt. Im Jahr 2015 
wurden die vier Getreidearten 
auf 957.800 Hektar angebaut, 
wobei fast 94 Prozent davon 
auf Weizen und Gerste ent-
fielen. Nur noch 35.400 bzw. 
23.800 Hektar waren mit Rog-
gen und Hafer bestellt, deren 
Anbauflächen sowohl 1833 wie 

Bayerischen Gemeindetag be-
stehen für reine FTTB-Projek-
te zwar durchschnittliche Wirt-
schaftlichkeitslücken von ca. 
4.000 Euro pro Anschluss, je-
doch sind bei der Erschließung 
von Weilern über den sog. Hö-
febonus Wirtschaftlichkeitslü-
cken von 10.000 bis 40.000 Eu-
ro zu verzeichnen. Zudem sei 
die Zahl der förderbedürftigen 
Anschlüsse nicht linear zur Ein-
wohnerzahl. 

Auch wies Graf darauf hin, 
dass Förderquoten von 80 bzw. 
90 Prozent (im RmbH) und hohe 
Förderhöchstbeträge zur finan-
ziellen Überforderung von Ge-
meinden führen können. Die ge-
rechteste Lösung wären aus sei-
ner Sicht „nach Einwohnerzahl 
gestaffelte Höchstsummen für 
den kommunalen Eigenanteil 
sowie ggf. die Berücksichtigung 
der Finanzsituation“. 

Aufgrund des hohen finan-
ziellen Engagements der Ge-
meinden sollte auch das bay-
erische Förderprogramm ein 
Betreibermodell zur Wahl 
stellen. Darüber hinaus soll-
te auch beim Wirtschaftlich-
keitslückenmodell über eine 
Bindungsfrist hinaus eine Neu-
vergabe der geförderten Infra-
struktur bei gravierenden Pro-
blemen mit dem Netzbetreiber 
möglich sein.

Doku in GZ 24

In Ausgabe 24/2018 der Bay-
erischen GemeindeZeitung (Er-
scheinungstermin: 20. Dezem-
ber) wird eine Sonderdokumen-
tation der Veranstaltung ver-
öffentlicht. Im GZ-Netzwerk  
http://www.anmelden.gemein-
dezeitung.bayern stehen die be-
reits freigegebenen Vorträge 
zum Download bereit.  DK

1918 noch den weit überwie-
genden Teil der Getreidefelder 
bestimmten. Hopfen wurde im 
Jahr 2015 Jahr auf 15.271 Hek-
tar angepflanzt, Wein auf 6.066 
Hektar. 

Tourismusland Bayern 

Eine Dienstleistung, für die 
Bayern besonders bekannt ist, 
ist der Tourismus. Die erste sta-
tistische Aufzeichnung dazu 
stammt aus dem Jahr 1924, als 
bei gut drei Millionen Gästean-
künften knapp neun Millionen 
Übernachtungen erfasst wur-
den. 2017 verzeichnete das Lan-
desamt für Statistik in den er-
fassten Beherbergungsbetrie-
ben mit zehn oder mehr Betten 
37,3 Millionen Gästeankünfte 
und fast 94,4 Millionen Über-
nachtungen, also jeweils mehr 
als das Zehnfache der Werte 
von 1924. 

Die gesellschaftlichen Verän-
derungen spiegeln sich auch in 
der Zahl der Hochschulabsol-
venten wider. 1918 waren ge-
rade einmal 11.049 Studieren-
de an den bayerischen Uni-
versitäten eingeschrieben. Im 
Wintersemester 2017/18 ver-
zeichneten die Universitäten 
im Freistaat 245.270 Studieren-
de – mehr als das 20-fache des 
Jahres 1918. Dazu kamen fast 
144.000 Studierende an ande-
ren Hochschulen, so dass im 
vergangenen Wintersemester in 
Bayern insgesamt 388.893 Stu-
dierende gezählt wurden. 

Informationen 

Umfangreiche Daten und Zeit-
reihen unter www.statistik. 
bayern.de sowie der Datenbank 
GENESIS unter www.statistikda-
ten.bayern.de. Außerdem ver-
fügt das Bayerische Landesamt 
für Statistik über eine statisti-
sche Spezialbibliothek mit rund 
120.000 Bänden, beginnend 
vom frühen 19. Jahrhundert bis 
heute.  r

Fahrplan für Gigabit-...   

Staatsminister Füracker:

Neue Fachschule 
für Familienpflege

Das Staatsministerium 
der Finanzen und für Hei-
mat hat dem Staatsminis-
terium für Unterricht und 
Kultus seine Zustimmung 
zur Errichtung einer Staat-
lichen Fachschule für Fa-
milienpflege am Staatli-
chen Beruflichen Schulzen-
trum Ansbach-Triesdorf er-
teilt. „Mit der Errichtung 
der neuen Fachschule für 
Familienpflege sollen alle 
interessierten Schülerin-
nen und Schüler in Nord-
bayern in der Zukunft die 
Chance bekommen, eine 
Fachschule in ihrer Nähe zu 
besuchen. Der Bedarf an 
Familienpflegern ist groß 
und neben der neu zu er-
richtenden Fachschule in 
Ansbach existiert in Bayern 
lediglich noch in München 
eine Schule, welche die-
selbe Ausbildungsrichtung 
anbietet. Hinzu kommt ei-
ne große Nachfrage auf 
Seiten der Schüler und ei-
ne ausreichende Anzahl an 
Zubringerschulen vor Ort“, 
hob Finanz- und Heimatmi-
nister Albert Füracker aus 
Anlass der Zustimmung 
zu der Errichtung hervor. 
Rund ein Drittel des gesam-
ten Haushaltsvolumens 
steht weiterhin für die Bil-
dung zur Verfügung, ei-
nem Schwerpunkt bayeri-
scher Politik.

Triesdorf und seine viel-
fältigen Bildungsreinrich-
tungen sind ein Leuchtturm 
in der Bildungsregion in der 
Region des Landkreises Ans-
bach. Triesdorf hat sich zu 
einem der führenden Bil-
dungszentren für Land-
wirtschaft, Umwelt, Ernäh-
rungs– und Versorgungs-
management entwickelt.  r
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Auf Dauer spart nur 
Schwaben-Power!
erdgas-schwaben.de

Kopf hoch!
Komm zu erdgas schwaben!

Von links: Peter Kneipp, erster Bürgermeister in Amberg, Marko Me-
lev, Leiter Vertrieb schwaben netz, Uwe Sommer, Prokurist schwa-
ben netz und Hubert Wagner, zweiter Bürgermeister in Amberg, 
 Bild:erdgas schwaben

erdgas schwaben sichert weiterhin klimaschonende Energieversorgung: 

Amberg verlängert  
Wegenutzungsvertrag

Die Energiezukunft in Amberg im Landkreis Unterallgäu ist gesichert. 
Das Unternehmen erdgas schwaben mit seiner 100prozentigen Toch-
ter schwaben netz ist auch in Zukunft für Planung, Bau und Betrieb des 
Erdgasnetzes in der Gemeinde zuständig. 

Peter Kneipp, erster Bürgermeis-
ter in Amberg, und Uwe Sommer, 
Prokurist schwaben netz unter-
zeichneten den neuen Wegenut-
zungsvertrag offiziell im Rathaus 
der Gemeinde.

Verlässlicher Partner

„Mit dieser Entscheidung stel-
len wir die nachhaltige, preis-
günstige und umweltschonende 
Energieversorgung mit Erdgas 
und Bio-Erdgas für Amberg lang-
fristig sicher“, sagte Bürgermeister 
Kneipp bei der Vertragsunterzeich-

nung. „erdgas schwaben hat sich 
als verlässlicher Partner für uns er-
wiesen. Mit der Vertragsverlänge-
rung können unsere Hauseigentü-
merinnen und -eigentümer sehr 
gut planen.“

Uwe Sommer, Prokurist schwa-
ben netz, betonte: „Erdgas ist eine 
zukunftssichere, umweltschonen-
de und preiswerte Energie. Da ist 
es verständlich, dass Erdgas in die-
sen Tagen einen gewaltigen Nach-
frageboom erlebt und wir auch in 
Amberg weitere Objekte an unser 
Erdgasnetz anschließen werden.“-
Der Vertrag läuft bis 2039.  r.

Dr. Wolfgang Hell, Erster Bürgermeister der Stadt Marktoberdorf 
(2.v.r.), und Markus Last, Geschäftsführer erdgas schwaben (2.v.l.), 
nahmen im Beisein von Lars Leveringhaus, stellvertretender Land-
rat im Ostallgäu (r.), die neue Ladesäule für Elektroautos in Markto-
berdorf offiziell in Betrieb. Links: Helmut Kaumeier, Leiter Kommu-
nalkunden erdgas schwaben.  Bild: erdgas schwaben

erdgas schwaben weiht Ladesäule in Marktoberdorf ein:

Ins Konzert gehen  
und Elektroauto laden 

Dr. Wolfgang Hell, erster Bürgermeister der Stadt Marktoberdorf, und 
Markus Last, Geschäftsführer erdgas schwaben, nahmen im Beisein 
von Lars Leveringhaus, stellvertretender Landrat im Ostallgäu, die 
neue Ladesäule für Elektroautos in Marktoberdorf offiziell in Betrieb

Bürgermeister Dr. Hell freut sich, 
dass jetzt direkt gegenüber dem 
Modeon – das Veranstaltungshaus 
der Stadt – eine öffentliche Elekt-
roladesäule steht: „Diese Ladesäu-
le ist ein weiterer Schritt in Rich-
tung klimaneutrale Mobilität. Ge-
rade hier am Modeon ist die Säule 
richtig platziert, da sie für alle pri-
ma erreichbar ist.“

Großer Schritt  
in Richtung Zukunft 

„erdgas schwaben ist ein her-
vorragender Partner mit sehr in-
novativen Konzepten“, sagte Lars 
Leveringhaus, stellvertretender 
Landrat im Ostallgäu. „Genau 
solche Lösungen brauchen wir 
hier im ländlichen Raum.“

Für die Menschen, die in 
Marktoberdorf leben, arbeiten 
und wohnen, bedeutet die Elek-
tro-Ladesäule noch mehr Le-
bensqualität. Wer mit dem Elek-
troauto in die Stadt zum Shop-
pen fährt, einen Bauantrag im 
Rathaus abgeben will oder zum 
Kaffeetrinken geht, hat in die-
ser Zeit ebenfalls Gelegenheit 
zum Laden und den kostenlosen 
Parkplatz gleich dazu – ein gro-

ßer Schritt in Richtung Zukunft 
für Marktoberdorf.

„Marktoberdorf ist für uns ein 
wichtiger Partner“, sagte Mar-
kus Last, Geschäftsführer erdgas 
schwaben. „Wir werden das La-
desäulen-Netz rasch ausbauen, 
um eine flächendeckende Ver-
sorgung zu gewährleisten. Wir 
brauchen mehr Elektro-Autos, 
um die CO2 Belastung in unse-
ren Städten spürbar zu senken.“

Wichtiger Beitrag  
zur Energiewende

An den Elektro-Ladesäulen 
von erdgas schwaben laden die 
Elektro-Fahrerinnen und -Fah-
rer Strom aus 100 Prozent regi-
onaler Wasserkraft. Die beiden 
Ladepunkte vom Typ 2, der sich 
als Standard in Europa durchge-
setzt hat, haben eine Leistung 
von jeweils 22 Kilowatt (kW). 
Das bedeutet einmal aufladen, 
während wir im Rathaus einen 
Bauantrag abgeben, einkaufen 
gehen oder Freunde besuchen.

Das Parken ist während des 
Ladevorgangs am Parkplatz ge-
genüber dem Modeon in Markt 
oberdorf kostenlos. r

BDEW-Chef Stefan Kapferer: 

Mautbefreiung  
von Erdgas-LKW 

Der Bundestag hat das novellierte Mautgesetz (5. Gesetz zur Än-
derung des Bundesfernstraßenmautgesetzes) in 2. und 3. Lesung 
verabschiedet. Der Gesetzentwurf sieht nun auch eine Mautbe-
freiung für LKW vor, die mit Flüssigerdgas (LNG) oder komprimier-
tem Erdgas (CNG) fahren. 

Hierzu erklärt Stefan Kapferer, 
Vorsitzender der BDEW-Haupt-
geschäftsführung: „Es ist posi-
tiv und konsequent, dass jetzt 
auch mit Erdgas betriebene 
LKW von der Autobahnmaut be-
freit werden sollen. Der Güter-
verkehr ist mit Blick auf die Um-
weltbelastungen eine beson-
dere Herausforderung: Dieser 
Sektor wächst besonders stark, 
hier drohen erhebliche zusätzli-
che CO2- und Feinstaub-Emissi-
onen. Bei LNG werden im Ver-
gleich zu Diesel die Schwefelo-
xid- und Feinstaub-Emissionen 
um fast 100 Prozent reduziert, 
Stickoxid-Emissionen um 80 bis 
90 Prozent. Der CO2-Ausstoß 
liegt um bis zu 15 Prozent nied-
riger.“

Zudem wies Kapferer dar-
auf hin, dass es LKW mit Gasan-
trieb bereits heute im europäi-
schen Markt gebe. Sie könnten 
sofort erheblich zur Schadstoff- 
und Lärmreduzierung beitragen. 
„Wir begrüßen deshalb, dass der 

Bundestag die Potenziale dieser 
alternativen Antriebsformen im 
Schwerlastverkehr anerkennt. 
Die Mautbefreiung kann aus 
Sicht des BDEW erheblich dazu 
beitragen, die Zahl der mit Erd-
gas betriebenen LKW Schritt für 
Schritt zu erhöhen.“

Konsequentes  
politisches Signal

Nach Kapferers Auffassung 
sollte der Gesetzentwurf aller-
dings nachgebessert werden: 
„Die Tankstelleninfrastruktur 
für LNG in Deutschland befin-
det sich gerade erst im Auf-
bau. Um dies zu berücksichti-
gen und im Sinne der Planungs-
sicherheit sollte die Befreiung 
von der Mautpflicht analog zur 
Regelung für Elektro-LKW aus-
gedehnt werden. Dies wäre ein 
konsequentes politisches Signal 
für eine Unterstützung dieser 
CO2-sparenden Antriebstech-
nologie.“  r

Maßnahmen der Fernleitungsnetzbetreiber: 

Verfügbarkeit von Gas zu 
jeder Zeit an jedem Ort 

Marktraumumstellung L- auf H-Gas im Zeitplan

Die deutschen Fernleitungsnetzbetreiber (FNB) haben heute zum 
dritten Mal ihren Ausblick auf den kommenden Winter veröffent-
licht. Der Winterausblick 2018/2019 ist durch eine weiter redu-
zierte L-Gas-Produktion in den Niederlanden sowie die weiterhin 
eingeschränkte Verfügbarkeit der Trans Europa Naturgas Pipeline 
(TENP) in Süddeutschland geprägt. 

Das technisch verfügbare 
Speichervolumen in den deut-
schen Gasspeichern entspricht 
dem des Vorjahres. Der aggre-
gierte Füllstand der Speicher 
am deutschen Fernleitungs-
netz ist jedoch derzeit niedriger 
als im Durchschnitt der letzten 
fünf Jahre. Daher ergreifen die 
FNB schon zu Beginn des Win-
ters alle notwendigen Maßnah-
men zum Sichern des Trans-
portsystems und der Verfüg-
barkeit von Gas zu jeder Zeit an 
jedem Ort. 

Risikobezogene  
Zusammenarbeit  
der Mitgliedstaaten

Die neue Verordnung über 
Maßnahmen zur Gewährleis-
tung der sicheren Gasversor-
gung (EU) 2017/1938 (SoS-Ver-
ordnung) sieht u. a. eine ver-
stärkte risikobezogene Zu-
sammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten vor. Dabei 
zeigt sich die deutsche Gasver-
sorgung als ausreichend flexi-
bel aufgestellt. So stufen die 
FNB die weitere Verringerung 
der niederländischen L-Gaspro-
duktion nach wiederholten Erd-
beben in der Förderregion Gro-
ningen als unkritisch ein, da sich 
zum einen die Produktion am 
temperaturgeführten Bedarf 
orientiert. Zum anderen entlas-
tet auch die im Zeitplan liegen-
de Marktraumumstellung von 
L- auf H-Gas die Versorgungs-
lage. Bis Ende 2018 werden ku-
muliert rund 270.000 Geräte 
auf H-Gas umgestellt sein. Al-
lerdings minimiert die Redukti-
on die vorhandene Flexibilität. 

Preisspitzen in der  
vergangenen Winterperiode

Die vergangene Winterpe-
riode mit ihrer europaweiten 
Kältewelle Ende Februar/An-
fang März 2018 führte zu ho-
hen Preisen an den Handels-
plätzen. Davon waren auch die 
beiden deutschen Marktgebie-
te NetConnect Germany (NCG) 
und GASPOOL mit Preisspit-
zen bis zu 285 EUR/MWh be-
troffen. Verstärkt wurde die 
Knappheit durch die bereits 
zu Beginn der Kältewelle rela-
tiv niedrigen Speicherfüllstän-
de in Deutschland, die Ende Fe-
bruar noch bei einem Füllstand 
von rund 30 Prozent lagen. Die 
FNB sind aufgrund der aktuel-
len Marktsignale - sowie gegen-
über dem Vorjahr zusätzlich ge-
troffenen Maßnahmen – zuver-
sichtlich, dass sich diese Situa-
tion im kommenden Winter so 
nicht wiederholen wird. 

Steigerung der  
Versorgungssicherheit

Beispielsweise werden NCG 
und GASPOOL zur weiteren 
Steigerung der Erdgasversor-
gungssicherheit für Febru-
ar und März 2019 in erhöh-
tem Maße Long Term Options 
(LTO) kontrahieren. Basis da-
für ist das Eckpunktepapier des 
Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie über Vorsor-
gemaßnahmen im Regelener-
giemarkt, das eine ausreichen-
de Verfügbarkeit von lokalen 
Regelenergieprodukten in au-
ßergewöhnlichen Bedarfssitu-
ationen sicherstellen soll. Der 
erhöhte Bedarf an LTO für den 
kommenden Winter basiert ins-

besondere auf den angestiege-
nen Regelenergieeinsätzen der 
vergangenen Jahre.

Ansteigende  
Kapazitätsnachfrage  
in Süddeutschland

In Süddeutschland setzt sich 
der Trend zu ansteigender Ka-
pazitätsnachfrage auch für das 
kommende Jahr fort. Allerdings 
ist das TENP-System weiterhin 
nur eingeschränkt nutzbar. Bis 
die in den Netzentwicklungs-
plänen Gas hinterlegten erfor-
derlichen Netzausbaumaßnah-
men ihre volle Wirkung ent-
falten, müssen daher weiter-
hin Lastflusszusagen (LFZ) zur 
Erhöhung der Einspeisung so-
wie in Form von Abschaltver-
trägen (LiFA) in nachgelager-
ten Netzen zur Reduzierung der 
Ausspeisung kontrahiert wer-
den, um diese besonders in Ba-
den-Württemberg steigende 
Kapazitätsnachfrage abbilden 
zu können. 

Der Winterausblick 2018/2019 
steht Ihnen auf der Website der 
Vereinigung der Fernleitungs-
netzbetreiber unter www.fnb-
gas.de zum Download zur Ver-
fügung.  r
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Bundeskabinett verabschiedet Energiesammelgesetz:

Licht und Schatten
Das Bundeskabinett hat den Startschuss für das lang erwartete 
Energiesammelgesetz gegeben. Bundeswirtschaftsminister Peter 
Altmaier begrüßt das Vorhaben, Kritik kommt von den Verbänden. 

Der neue Gesetzentwurf zum 
Energiesammelgesetz sieht die 
im Koalitionsvertrag vorgese-
hene Sonderausschreibung für 
Windenergie an Land und Pho-
tovoltaik vor. Es werden aber 
auch weitreichende Änderun-
gen am KWK-Gesetz und am EEG 
vorgenommen. Ziel der Koalition 
ist es, das Energiesammelgesetz 
bis zum Ende des Jahres zu ver-
abschieden.

Zahlreiche Maßnahmen

Im Energiesammelgesetz sind 
zahlreiche Maßnahmen inte- 
griert. Die Sonderausschreibun-
gen in Höhe von 4 GW je Techno-
logie für Wind (Land) und PV erfol-
gen zusätzlich zur laufenden Aus-
schreibung von 2019 bis 2021. Mit 
dem Netzausbeschleunigungs-
gesetz (NABEG) wird der Netz-
ausbau forciert. Bei der Wind- 
energie wird die bedarfsgerechte 
Nachtkennzeichnung eingeführt, 
die das nächtliche Dauerblinken 
beendet. Bei der Photovoltaik än-
dert sich für PV-Anlagen bis 40 
kW nichts, für Neuanlagen im 
Segment 40 bis 750 kW wird die 
EEG-Förderung um bis zu 20 Pro-
zent deutlich reduziert. 

Die EEG-Privilegierung (40 % 
EEG-Umlage) für KWK-Neuanla-
gen gilt wieder für fast alle An-
lagen (98 %), und zwar rückwir-
kend zum 1. Januar 2018. Des 
Weiteren wird ein neuer Anla-
genbegriff eingeführt, der die 
teilweise Modernisierung grö-
ßerer Dampfsammelschienen- 
KWK ermöglicht. Auch wird eine 
Übergangsregelung für PV- und 
KWK-Anlagen geschaffen, die ab 
jetzt gekauft werden. 

Damit wird verhindert, dass 
Anlagen, die nun erworben wer-
den, aufgrund von EU-Recht ab 
April 2019 auf den neuen Stan-
dard nachgerüstet und neu zer-
tifiziert werden müssen. Letzt-
endlich wird die an die beihilfe-
rechtlichen Genehmigungen an-
gepasste Kapazitätsreserve nun 
zum 1. Oktober 2020 eingeführt.

Der Verband kommunaler Un-
ternehmen (VKU) begrüßt, dass 
der parlamentarische Prozess 
endlich gestartet wird. Es sei gut, 
dass die im Koalitionsvertrag be-
schlossenen Sonderausschrei-
bungen für Windenergie an 
Land und Photovoltaik (PV) auf 
den Weg gebracht werden. Bei 
den Vorschlägen zu der Energie-
effizienz-Technologie Kraft-Wär-

me-Kopplung (KWK), die we-
sentlich für die Wärmewende 
und damit für die deutschen Kli-
maziele ist, gehen laut VKU zahl-
reiche Vorschläge jedoch in die 
falsche Richtung. Im Wärme-
sektor entstehen rund ein Drit-
tel aller energiebedingten Emis-
sionen. Ziel muss daher sein, die 
Wärmeversorgung schrittweise 
auf erneuerbare und emissions-
arme Quellen umzustellen. 

KWK als zentrales Element

Die KWK sei dafür das zent-
rale Instrument – insbesonde-
re in den Städten sei sie die ein-
zige Möglichkeit erneuerba-
re Wärme im großen Stil einzu-
speisen. Doch einige im Entwurf 
vorgesehene Änderungen wür-
den die Klimaschutztechnolo-
gie hemmen anstatt sie zu för-
dern, so der VKU. Dem Klima-
schutz werde ein Bärendienst 
erwiesen. Der Verband plädiert 
für den Dreiklang „Bestandsan-
lagen angemessen fördern, Um-
rüstung von Kohle auf Gas an-
reizen und Perspektiven für den 
Zubau schaffen“. 

„Es ist gut, dass das lang über-
fällige Energiesammelgesetz nun 
endlich aufs parlamentarische  
Gleis gesetzt wurde. Aller-
dings verschenkt der Kabinett- 
entwurf vor allem bei der 

Kraft-Wärme-Kopplung viel Ener- 
giewende-Potenzial“, hob auch 
der DVGW-Vorstandsvorsitzen-
de Prof. Dr. Gerald Linke hervor. 
So sollte dem steigenden An-
teil erneuerbarer Gase im Gas-
netz auch bei der Förderung 
von KWK-Anlagen Rechnung ge-
tragen werden. Die geplante 
Nicht-Anrechenbarkeit der Mit-
verbrennung erneuerbarer Ga-
se in KWK-Anlagen auf den zur 
Eigennutzung erzeugten Strom 
sende dabei ein völlig falsches 
politisches Signal aus. Das Mit-
verbrennen erneuerbarer Gase 
dürfe  nicht behindert, sondern 
müsse explizit angereizt werden, 
um auch den Wärmesektor wei-
ter zu defossilieren.

Gleichzeitig sollte die Nut-
zung grüner Gase aus Power- 
to-Gas-Anlagen im Erneuerba-
re-Energien-Gesetz durch den 
zeitlich begrenzten Teil-Wegfall 
der EEG-Umlage angereizt wer-
den. Dadurch könnten die not-
wendigen Skaleneffekte in der 
Kostendegression für diese zen-
trale Energiewende-Technologie 
erreicht werden. „Zudem schla-
gen wir vor, den Anteil erneuer-
barer Gase im Gassystem etwa 
durch eine verpflichtende Min-
destquote für erneuerbare Ga-
se oder einen CO2-Preis zu stei-
gern“, betonte Linke.

Warnung vor 
Kollateralschaden

Der Ökostromanbieter Natur-
strom AG warnt seinerseits vor ei-
nem Kollateralschaden des Ener- 
giesammelgesetzes. Die vorgese- 
henen Kürzungen wären für Mie-
terstrom ein schwerer Schlag ins 
Kontor, noch bevor der Markt 
richtig Fahrt aufgenommen hat, 
erklärte Dr. Tim Meyer, Vorstand 
der Naturstrom AG. „Das kann 
nicht im Sinne der Bundesregie-
rung sein und konterkariert al-
le Bestrebungen, den Photovol-
taikzubau nachhaltig zu stärken 
und die Energiewende in die In-
nenstädte zu bringen.“

Neben der Kritik an den ge-
planten Anpassungen des Mie-
terstrommodells fordert Ro-
bert Busch, Geschäftsführer des 
Bundesverbandes Neue Ener-
giewirtschaft (BNE), eine Re-
form des EEG: Grundsätzlich sei 
es an der Zeit, andere Investiti-
onsmodelle jenseits des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes zu er-
arbeiten.

Weiterentwicklung des EEG

„Damit die erneuerbaren 
Energien mittelfristig in einen 
selbsttragenden Markt kom-
men, muss das EEG zu einem 
über die Nachfrage funktionie-
renden marktaffinen System 
mit wettbewerblich ermittelten 
Preisen weiterentwickelt wer-
den. Treiber dieser Nachfrage 
werden die dezentrale Versor-
gung sowie die Sektoren Wärme 
und Mobilität sein, die eine Sog-
wirkung aus dem Markt erzeu-
gen“, erläuterte Busch. Um das 
Regierungsziel 65 Prozent Anteil 
erneuerbarer Energien bis 2030 
zu erreichen, müssten das bishe-
rige Ausbautempo noch erheb-
lich gesteigert und die Potenzi-
ale jenseits des EEGs freigesetzt 
werden, forderte Busch.

Im Ergebnis bestehe nun zwar 
für Windenergie an Land und 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
zumindest bis zum Jahr 2021 ei-
ne gewisse Planungssicherheit, 
aber die mittel- bis langfristige 
Planung werde weiter heraus-
geschoben, urteilte Dr. Simone 
Peter, Präsidentin des Bundes-
verbandes Erneuerbare Energi-
en (BEE). „Leider wurde die Um-
setzung des 65-Prozent-Ziels für 
Erneuerbare Energien für das 
Jahr 2030 vertagt, so dass es un-
klar bleibt, wie die Ausbaupfade 
für Erneuerbare Energien kon-
kret aussehen sollen“, kritisierte 
Peter. Das Erreichen der Klima-
schutzziele ohne deutlich höhere 
Ausbauvolumina der Erneuerba-
ren Energien sei undenkbar.     DK

Wieder mehr Strom 
in Bayern

Anstiege bei erneuerbaren Energien und Erdgas lassen die  
bayerische Stromerzeugung erstmals seit 2012 wieder wachsen 

Wie das Bayerische Landesamt für Statistik mitteilt, erreichte die ge-
samte bayerische Stromerzeugung 2017 einen Wert von 84.694 GWh 
(Gigawattstunden), 3,9 Prozent mehr als im Jahr zuvor. Erstmals seit 
2012 hat damit die Stromerzeugung in Bayern wieder zugenommen. 

Erdgas steigerte seinen Anteil 
auf nun 13,0 Prozent an der bay-
erischen Stromerzeugung, der An-
teil der Steinkohlen sank leicht auf 
4,5 Prozent. Der Ausbau der er-
neuerbaren Energien führte zu ei-
nem Anstieg der Bruttostromer-
zeugung in diesem Bereich um 
5,7 Prozent im Jahresvergleich. 
Ursächlich hierfür waren vor al-
lem die Zuwächse bei der Wind-
kraft (+1.302 GWh) und der Pho-
tovoltaik (+482 GWh). Die Er-
zeugung aus Wasserkraft blieb 
hingegen konstant. In Summe er-
reichten die erneuerbaren Energi-
en mit einem Anteil von 44,1 Pro-
zent an der bayerischen Strom- 
erzeugung im Jahr 2017 einen 
neuen Rekordwert. 

Im Berichtsjahr 2017 wurden 
nach vorläufigen Ergebnissen des 
Bayerischen Landesamts für Sta-
tistik in Bayern insgesamt 84.694 
GWh Strom erzeugt und damit 3,9 
Prozent mehr als im Jahr 2016, was 
in erster Linie auf den Anstieg bei 
den erneuerbaren Energieträgern 
zurückgeführt werden kann. Die 
Stromerzeugung aus erneuerba-
ren Energien erreichte mit 37.324 
GWh (+5,7 Prozent) einen Anteil 
von 44,1 Prozent, und damit den 
Spitzenplatz, an der Gesamtstro-
merzeugung im Berichtsjahr 2017. 

Aus Kernenergie wurden in 
der Berichtsperiode 31.143 GWh 
Strom erzeugt, 0,8 Prozent weni-
ger als im Vorjahr. Während die 
Kernenergie im bayerischen Stro-
merzeugungsmix 2016 einen An-
teil von 38,5 Prozent erreichte, 
waren es im Jahr 2017 nur noch 
36,8 Prozent. 

Die Stromerzeugung aus Stein-
kohlen sank um 4,7 Prozent auf  
3.819 GWh. Dies entsprach einem 

Anteil von 4,5 Prozent im bayeri-
schen Strommix. Braunkohlen ka-
men im bayerischen Kraftwerks-
park nicht zum Einsatz, wenn-
gleich deutschlandweit die Braun-
kohle der wichtigste Energieträger 
bei der Stromerzeugung ist. Die 
Stromerzeugung aus Erdgas stieg 
um 17,9 Prozent von 9.326 GWh 
auf 10.993 GWh im Berichtsjahr 
2017. Einschließlich Kernenergie, 
Heizöl und sonstigen (nicht erneu-
erbaren) Energieträgern vereinten 
die konventionellen Energieträger 
rund 56 Prozent der Stromerzeu-
gung auf sich. 

Wasserkraft als wichtigste 
regenerative Energiequelle

Wichtigste regenerative Ener-
giequelle war auch im aktuel-
len Berichtszeitraum die traditio-
nell in Bayern starke Wasserkraft 
(12.160 GWh), vor der Photovol-
taik (11.247 GWh). Die Photovol-
taik verzeichnete einen Anstieg 
bei der Bruttostromerzeugung 
um 4,5 Prozent. Zuwächse konn-
ten auch bei den anderen erneu-
erbaren Energieträgern beobach-
tet werden, so z.B. bei der Wind-
kraft (+1.302 GWh) und der Bio-
masse (+220 GWh). 

Die Windkraft, bei der Bayern 
geo- und topographische Nachtei-
le im Vergleich zur Mitte und zum 
Norden Deutschlands hat, stieg 
um 40,2 Prozent, blieb aber in ab-
soluten Werten (4.537 GWh) von 
eher untergeordneter Bedeutung. 
Die Stromerzeugung aus Biomas-
se, zu der feste und flüssige bio-
gene Stoffe, Biogas, Klärschlamm 
und biogene Abfälle gerechnet 
werden, konnte um 2,5 Prozent 
auf 8.946 GWh erhöht werden. r

Sicherung der europäischen 
Stromversorgung 

Gemeinsamer Appell von zehn Verbänden  
der europäischen Energiewirtschaft 

Zehn nationale Verbände der Energiewirtschaft in Europa ha-
ben in Berlin einen gemeinsamen Appell zur Sicherung der eu-
ropäischen Stromversorgung verabschiedet. 

Die gemeinsame Erklärung wur-
de im Rahmen der BDEW-Konfe-
renz „Gesicherte Leistung in Eu-
ropa“ unterzeichnet, auf der u. a. 
Dominique Ristori, Generaldirek-
tor der Europäischen Kommission, 
Kristian Ruby, EURELECTRIC-Ge-
neralsekretär, Rainer Joswig, Vize-
präsident des europäischen Über-
tragungsnetzbetreiber-Verbands 
ENTSO-E, sowie Tuomo Hatakka, 
Vorsitzender der Geschäftsführung 
der Vattenfall GmbH und Rolf-Mar-
tin Schmitz, Vorsitzender des Vor-
stands der RWE AG, sprachen. 

„Die Veranstaltung mit unse-
ren europäischen Partner-Verbän-
den hat bestätigt: Mit Blick auf 
die Energiewende können wir in 
Deutschland im kommenden Jahr-
zehnt nicht allein auf gesicherte 
Kraftwerksleistung unserer euro-
päischen Nachbarländer bauen. 
Vielmehr müssen wir bei einer ra-
scheren Reduzierung der Kohle-
verstromung selbst für neue, ener-
giewende-kompatible gesicherte 
Leistung sorgen. Deshalb muss das 
Gesetz zur Kraft-Wärme-Kopplung 
verlängert werden, deshalb müs-
sen endlich attraktive Bedingun-
gen für den Bau und Betrieb von 
Energiespeichern und für Demand 
Side Management geschaffen 
werden“, so Stefan Kapferer, Vor- 
sitzender der BDEW-Hauptge-
schäftsführung.

In der Erklärung konstatieren die 
Verbände eine in vielen europäi-
schen Ländern parallel laufende 
Entwicklung: Während die Strom- 

erzeugungskapazitäten auf Basis 
erneuerbarer Energien immer wei-
ter ausgebaut werden, verringert 
sich in vielen Staaten die zur Ver-
fügung stehende gesicherte Leis-
tung: Immer mehr Gas- und Koh-
lekraftwerke, die – abgesehen von 
geringen Ausfallzeiten – jederzeit 
und wetterunabhängig Strom er-
zeugen können, gehen vom Netz. 

Dieser Trend werde sich ver-
stärken, da die derzeitigen Markt-
bedingungen z. B. den Bau neuer 
Kraftwerke oder Speicheranlagen 
nicht zuließen, so die Verbände. 
Werde dieser Entwicklung nicht 
entgegengewirkt, sei in nur weni-
gen Jahren die bisher praktizierte 
Solidarität zwischen den Ländern 
bei der Überwindung beispiels-
weise von Netzengpässen gefähr-
det, da es dann etwa an geeigne-
ten Kraftwerks- oder Speicherka-
pazitäten mangeln werde. 

Die Verbände bekennen sich zu 
den europäischen Klimaschutz-
zielen. Versorgungssicherheit in 
Europa könne nur im Zuge der 
Weiterentwicklung eines für die 
Energiewende geeigneten integ-
rierten europäischen Energiemark- 
tes wirksam gewährleistet wer-
den. Erforderlich sei auch die en-
ge Zusammenarbeit aller Mit-
gliedstaaten und Drittländer, die 
Teil des Verbundnetzes Kontinen-
taleuropas oder von mit Konti-
nentaleuropa verbundenen Netz-
gebieten sind. Vereinbart wur- 
de zudem ein kontinuierlicher Aus-
tausch der Verbände. r

KWKG-Förderung läuft aus – 
was nun? 

Umstellung auf Biomethan rechnet sich für ältere BHKW durch EEG-Leistungsübertragung 

Betreiber von älteren Blockheizkraftwerken, die bisher mit Erd-
gas betrieben wurden, stehen häufig vor folgendem Problem: Die 
Förderung nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) läuft 
aus. Mangels Alternativen werden technisch einwandfreie Mo-
toren ausgetauscht oder ohne Förderung betrieben. Eine sinn-
volle und wirtschaftliche Alternative dazu bietet das Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG): Damit eine Anschlusslösung für das 
BHKW möglich ist, gibt es die gesetzlich verankerte Option zur so-
genannten Leistungsübertragung. 

Alexander Grad, Vertriebsex-
perte bei der bmp greengas Gm-
bH, weiß: „Das macht den Einsatz 
von umweltfreundlichem Bio-
methan für ältere Blockheizkraft-
werke noch über Jahre hinweg 
wirtschaftlich. Diese Möglichkeit 
und die im Hinblick auf die För-
derung ideale Ausgestaltung sol-
cher Projekte wird allerdings nur 
selten betrachtet, denn sie ist nur 
wenigen Betreibern bekannt.“

Gute Förderkonditionen 
bleiben länger erhalten

Ein relativ altes Blockheizkraft-
werk, das mit Biomethan nach 
EEG 2009 oder 2012 betrieben 
wird, kann diese guten Konditi-
onen unter bestimmten Voraus-
setzungen auf ein anderes Block-
heizkraftwerk übertragen, wenn 
es selbst den Betrieb einstellt. 
„Das kommt vor, wenn sich bei-

spielsweise eine Investition zum 
Erhalt einer alten EEG-Anlage für 
eine zu geringe Restlaufzeit nicht 
mehr lohnt“, erklärt Alexander 
Grad. „Das Tolle ist: Wenn diese 
guten Förderkonditionen auf ein 
BHKW übertragen werden, wel-
ches vor dem 01.08.2014 in Be-
trieb gegangen ist, dann geht es 
nicht nur um die geringe Rest-
laufzeit der Förderung des ab-
gebenden BHKW. Die 20-jährige 
EEG-Förderung gilt ab dem Zeit-
punkt der Inbetriebnahme des 
empfangenden BHKW, wenn es 
fortan Biomethan einsetzt.“ 

Auch für Standorte, an denen 
bis dato noch kein BHKW betrie-
ben wurde, bietet die EEG-Leis-
tungsübertragung einen Weg, 
langfristig attraktive Wärme-
preise zu realisieren: Ein vor dem 
01.08.2014 in Betrieb genom-
menes Erdgas-BHKW kann an ei-
nen neuen Standort versetzt und 

dort durch eine Leistungsüber-
tragung zur Alt-EEG-Anlage ge-
macht werden.

Die Stadtwerke Amberg Ver-
sorgungs GmbH hat jüngst von 
der Möglichkeit der Leistungs-
übertragung profitiert. Ihr Block- 
heizkraftwerk ging 2011 mit Erd-
gas in Betrieb und wurde bis Mit-
te 2018 nach KWKG gefördert. 
Gemäß der Leistungsübertra-
gung nach EEG 2017 kann dort 
jetzt bis 2031 die Förderung nach 
EEG 2009 in Anspruch genom-
men werden. „Nachhaltigkeit, 
Klima- und Umweltschutz haben 
im Verlauf der vergangenen Jah-
re einen hohen Stellenwert ein-
genommen. Diese Möglichkeit 
der Leistungsübertragung ist für 
uns also ideal“, erklärt Thomas 
Reiß, Leiter „Energiebeschaffung 
& Vertrieb“ der Stadtwerke Am-
berg. „Mit der Leistungsübertra-
gung und Förderoptimierung des 
BHKW-Betriebs mit Biomethan 
haben wir jetzt die wirtschaft-
lichste Lösung für unsere Wär-
meerzeugung gefunden.“

Biomethan im BHKW  
bleibt wirtschaftlich

Die bmp greengas GmbH kennt 
als einer der größten Vermark-
ter von Biomethan viele Betrei-
ber von Blockheizkraftwerken. 
„Daher sind wir in der Lage, die-
jenigen zusammen zu bringen, 
die durch die Leistungsübertra-
gung profitieren“, so Alexander 
Grad. „Durch unsere guten Kon-
takte zu vielen BHKW-Betrei-
bern – eben auch zu denen, die 
den Betrieb einstellen – können 
wir eine Leistungsübertragung 
für jene ermöglichen, die die ge-
nannten Voraussetzungen erfül-
len.“ Der Grundgedanke, der da-
hinter steckt ist einen Mindest-
bestand an mit Biomethan be-
triebenen Blockheizkraftwerken 
zu erhalten. „Das trägt dazu bei, 
den CO2-Ausstoß weiter zu ver-
ringern und nachhaltige Lösun-
gen am Markt zu halten“, so 
Grad. „Wir wollen dazu beitra-
gen, denen, die sie nutzen kön-
nen, diese Möglichkeit aufzuzei-
gen und so diesen Grundgedan-
ken zu unterstützen.“ r

BDEW-Zahl der Woche:

30 Millionen Tonnen CO2 ... 
… ließen sich einsparen, wenn veraltete Heiztechnik durch  

moderne Gas-Brennwertkessel ausgetauscht würden 
Das Durchschnittsalter von Heizungen in Deutschland liegt in 
Mehrfamilienhäusern bei über 20 Jahren – rund ein Drittel wurde 
sogar vor 1990 eingebaut. Würde man diese veraltete Heiztech-
nik durch moderne Gas-Brennwertkessel ersetzen, ließen sich auf 
einen Schlag 30 Millionen Tonnen CO2 einsparen. 

Damit wären schon zwei Drit-
tel der CO2-Reduktionsvorga-
ben des Klimaschutzplans der 
Bundesregierung für den Ge-
bäudesektor erreicht: Er sieht 
vor, dass bis 2030 im Wärmesek-
tor 47 Millionen Tonnen CO2 re-
duziert werden. 

Die staatlichen Förderprogram-
me, beispielsweise der KfW oder 
des Bundesamtes für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA), bie-
ten Verbrauchern finanzielle An-

reize beim Umstieg auf effizien-
te Heizungstechnologien. Das 
schont den Geldbeutel und das 
Klima. Schon heute lassen sich 
moderne Gasheizungen ohne 
technische Umstellung auch mit 
grünen Gasen, wie Biomethan, 
betreiben. So können Verbrau-
cher das Potential moderner Gas-
technik auf Erneuerbaren Basis 
weit über 2030 hinaus ausschöp-
fen und einen wichtigen Beitrag 
zur Energiewende leisten. r
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Die Energieversorgung von morgen wird dezentral. Dafür ist
das Bayernwerk gerüstet und entwickelt Lösungen für die
neue Energiewelt in  Bayern: von der Straßenbeleuchtung,
über den EnergieMonitor bis zur effizienten Anlage zur
 Energieerzeugung und -verteilung. Wir sind der fachkundige
Partner für Unternehmen, Privatpersonen oder Kommunen.
Sprechen Sie uns bitte an, wir beraten Sie gerne!

www.bayernwerk.de

Ihr Partner für 
die Energiezukunft.

Milliarden-Investition für die Energieversorgung von morgen: 

Das Bayernwerk macht seine Netze fit
Regensburg (obx). Das Bayernwerk hat in den vergangenen zwei 
Jahren rund eine Milliarde Euro in seine Netze im Freistaat inves-
tiert. Jetzt hat Bayerns größter Netzbetreiber den 10-Jahres-Inves-
titionsplan für die Erweiterung und Verstärkung des 110 kV-Netzes 
vorgestellt - mit einem Budget von rund 180 Millionen Euro. 

Notwendig wurden diese Aus-
gaben durch grundlegende Ver-
änderungen in den Versorgungs-
strukturen resultierend aus der 
Energiewende. Die Netzoptimie-
rung soll trotz der Dezentralisie-
rung der Stromerzeugung die Ver-
sorgungssicherheit der rund sie-
ben Millionen Stromkunden auf 
Hoch-, Mittel- und Niederspan-
nungsebene sicherstellen. Ei-
ne besondere Herausforderung 
für Bayerns größten Netzbetrei-
ber stellt die Optimierung des 110 
kV-Leitungsnetzes dar, das mit Ab-

schaltung der Großkraftwerke im-
mer mehr zum Rückgrat der lan-
desweiten Stromversorgung wird. 

Hoher Investitionsbedarf

Der Investitionsbedarf für die 
Optimierung des 110-kV-Netzes 
in den nächsten zehn Jahren wird 
bei rund 180 Millionen Euro lie-
gen, schätzt Pressesprecher Maxi-
milian Zängl. „Markenzeichen“ des 
110-kV-Netzes sind die markanten 
„Hochspannungsmasten“. Es sorgt 
für die Grobverteilung großer 

Strommengen in die Mittelspan-
nungsnetze, aus denen dann loka-
le Verteiler die elektrische Energie 
in Ortsnetze oder beispielsweise 
an Stadtwerke verteilen.

Seitdem mittlerweile 270.000 
regenerative Wind-, Sonnen- und 
sonstige Regenerativ-Kraftwerke 
- stark schwankend - die Leistung 
von bis zu zehn Großkraftwer-
ken ins Bayernwerk-Netz speisen, 
werden vor allem die Anforde-
rungen an die Regelsysteme des 
110-kV-Netzes immer höher. Das 
erfordert die Verstärkung der vor-
handenen und auch den Bau von 
insgesamt rund 425 zusätzlichen 
Stromkreiskilometern, um bei-
spielsweise neue Umspannwer-
ke zur Spannungsstabilisierung in 
den Mittelspannungsnetzen ein-
zubinden. Zu den kostenintensivs-
ten Projekten im 10-Jahres-Net-
zausbauplan zählen dabei u.a.  
der Neubau von Umspannwer-
ken in Kleinschwabhausen (Kreis 
Dachau), in Bachl (Kreis Deggen-
dorf) und Tann (Kreis Rottal-Inn) 
mit Projektkosten von knapp 33 
Millionen Euro im Hochspan-
nungsnetz. 

Kostenaufwendig werden auch  
die Modernisierung der 110-kV- 
Leitungen von Sünching (Kreis Re-
gensburg) nach Straubing und 
von Aichach nach Kothau (Kreis 
Ingolstadt) mit zusammen rund 
5,6 Millionen Euro, die Kapazi-
tätserweiterungen des Netzes im 
Raum Oberbachern (Kreis Dachau) 
und Aichach, mit teilweisem  
Ersatzneubau von Freileitungen 
mit Investitionen von 10,4 Millio-
nen Euro und der Neubau der 110 
kV-Leitung von Weiden (Oberpfalz) 
nach Forst (Kreis Amberg-Sulz-
bach) mit 3,3 Millionen Euro. 

Eine besondere Herausforde-
rung in den nächsten Jahren ist 
überdies die Modernisierung des 
110-kV-Netzes im Raum Würz-
burg/Schweinfurt im Umfeld des 
früheren Kernkraftwerks Gra-
fenrheinfeld für insgesamt rund 
22 Millionen Euro. 17 Millio-
nen Euro kostet zudem der Neu-
bau der rund 40 Kilometer langen 
110-kV-Leitung zwischen Trenn-
feld (Kreis Main-Spessart) und 
Aschaffenburg.

„Der Gesamtaufwand für die in 
den kommenden zehn Jahre ge-
planten Verstärkungs- und Neu-
bauprojekte allein im 110 kV-Be-
reich wird sich damit auf voraus-
sichtlich 182 Millionen Euro sum-
mieren“, sagt Zängl. r

Verleihung des  
Bayerischen Energiepreises 2018
Bayerns Wirtschafts- und Energieminister Hubert Aiwanger hat 
in Nürnberg den Bayerischen Energiepreis 2018 überreicht: „Die 
Energiewende gelingt nur durch eine effiziente Energieverwen-
dung. Wir brauchen neue Ideen, wie wir die Energienutzung intel-
ligent steuern. Wettbewerbe wie der Bayerische Energiepreis för-
dern die Entwicklung der Technologien, die wir dafür brauchen“, 
betonte Aiwanger.

Das Bayerische Wirtschaftsmi-
nisterium zeichnet alle zwei Jah-
re herausragende Leistungen für 
eine effiziente Energiegewinnung 
und -nutzung aus.  Die hohe Re-
sonanz von 168 eingereichten Be-
werbungen zeigt das starke In-
teresse bei Unternehmen, For-
schungseinrichtungen und Orga-
nisationen. Zum elften Mal wählte 
eine unabhängige Jury mit ausge-
wiesenen Energieexperten die 
Preisträger aus. „Wir wollen ein 
effizientes und nachhaltiges Ener-
giesystem aus und für Bayern. 
Auch in diesem Jahr beweisen die 
Preisträger, dass bayerische Un-
ternehmen und Forschungsein-
richtungen hierfür hervorragend 
aufgestellt sind“, so Aiwanger.

Den Bayerischen Energiepreis 
2018 erhält die Unterfränkische 
Überlandzentrale eG (ÜZ Main-
franken) für das Projekt „ÜZ – Er-
neuerbarer Energie einen Wert 
geben!“. An das Netz der Ener-
giegenossenschaft ÜZ Mainfran-

ken sind über 6.350 Anlagen an-
geschlossen, die Strom aus erneu-
erbaren Energien produzieren. 
Gemeinsam mit Kommunen ent-
wickelt die ÜZ Mainfranken die 
wärmetechnische Erschließung 
von Neubaugebieten, die Nut-
zung der oberflächennahen Geo-
thermie mit Erdsonden und den 
Einsatz von Wärmepumpen mit 
kombinierten Speichern. Das Ge-
samtkonzept verbindet Strom und 
Wärme und vermeidet, zu viel 
Strom zu produzieren. Dazu stellt 
die ÜZ Mainfranken die Wärme-
quelle schlüsselfertig bereit.

Energie Start-up Bayern 2018

Neben dem Hauptpreis ver-
gab das Ministerium weitere Prei-
se in sieben Kategorien. Seit 1999 
konnten 113 Preisträger ausge-
zeichnet werden. Der Bayerische 
Energiepreis wird seit seiner Ein-
führung von der Bayern Innovativ 
GmbH organisiert.

Ergänzend zum Bayerischen 
Energiepreis 2018 wird der Ge-
winner des Wettbewerbs „Ener-
gie Start-up Bayern 2018“ prä-
miert. Start-ups aus dem Ener-
giebereich konnten sich am 18. 
Oktober 2018 in einem Pitch Con-
test beweisen. Aus den besten 
drei Unternehmensgründungen 
wählt das Publikum vor Ort den 
Gesamtsieger. Die drei Unterneh-
men sind:
• ChargeX, München, mit einem 
modularen Ladesystem für Elek- 
troautos,
• ENER-IQ, Würzburg und Ham-
burg, zur Digitalisierung des Hei-
zungskellers und
• Turbonik, Markt Bissingen und 
Dortmund, mit der Entwicklung 
einer Mikro-Dampfturbine zur Ei-
genstromerzeugung.
Die weiteren Preisträger in den je-
weiligen Kategorien sind:
• Ponnath DIE MEISTERMETZ-
GER GmbH (aus Kemnath) mit 
dem Projekt „Hocheffizienter 
KWKK-Systemverbund mit Kälte- 
und Dampferzeugung“ in der Ka-
tegorie Energieeffizienz in indust-
riellen Prozessen und Produktion 
sowie Energieeffizienznetzwerke.
• LEW Verteilnetz GmbH (aus 
Augsburg) mit dem Projekt  
„LINDA - Lokale Inselnetzversor-

gung und beschleunigter Netz-
wiederaufbau mit dezentralen Er-
zeugungsanlagen bei großflächi-
gen Stromausfällen“ in der Kate-
gorie Energieerzeugung – Strom, 
Wärme. LINDA wurde unter Fe-
derführung der LEW Verteilnetz 
GmbH mit sieben Partnern aus 
Wissenschaft (Hochschule Augs-
burg, Technische Universität 
München) und Industrie (Baye-
rische Elektrizitätswerke GmbH 
(BEW), Stellba Hydro GmbH & Co 
KG, Marquis Automatisierungs-
technik GmbH, MTU Onsite Ener-
gy GmbH, PSI Software AG) entwi-
ckelt und umgesetzt.
• Stadtwerk Haßfurt GmbH zu-
sammen mit Greenpeace Energy 
(aus Hamburg) mit dem Projekt 
„Power-to-Gas im Praxisbetrieb“ 
in der Kategorie Energieverteilung 
und -speicherung.
• Joseph-Stiftung Kirchliches  

Wohnungsunternehmen (aus Bam 
berg) zusammen mit den Archi-
tekten Deppisch und dem Inge-
nieurbüro M. Vogt GmbH (bei-
de aus Freising) mit dem Projekt  
„e% - Energieeffizienter Woh-
nungsbau in Ansbach“ in der Ka-
tegorie Gebäude als Energiesys-
tem/Gebäudekonzept.
• Landkreis Berchtesgadener 
Land mit dem Projekt „Energie-
nutzungsplan Berchtesgadener 
Land“ in der Kategorie Kommuna-
le Energiekonzepte.
• Hochbauamt Stadt Nürnberg/  
Kommunales Energiemanage-
ment, Nürnberg und das Institut 
für Pädagogik und Schulpsycho-
logie/Umweltstation (aus Nürn-
berg) mit dem Projekt „Das Ener-
giesparprogramm KEiM (Keep 
Energy in Mind) an Nürnberger 
Schulen“ sowie die Industrie- und 
Handelskammer für München und 

Oberbayern mit dem Projekt „Qua-
lifizierung von Auszubildenden zu 
Energie-Scouts“ in der Kategorie 
Initiativen/Bildungsprojekte.
• Dr. Florian Samweber mit seiner 
Dissertation „Systematischer Ver-
gleich Netzoptimierender Maß-
nahmen zur Integration elektri-
scher Wärmeerzeuger und Fahr-
zeuge in Niederspannungsnetze“ 
in der Kategorie Energieforschung 
– Nachwuchsförderpreis.

Bayern Innovativ ist die Gesell-
schaft für Innovation, Technolo-
gie- und Wissenstransfer in Bay-
ern. Sie unterstützt Akteure aus 
Wirtschaft und Wissenschaft in 
allen Stufen der Wertschöpfungs-
kette mit maßgeschneiderten 
Dienstleistungen, um die Innova-
tionsdynamik zu erhöhen. Bay-
ern Innovativ agiert dabei an den 
Schnittstellen unterschiedlichster 
Branchen und Technologien. r

Die Energiepreisträger 2018, die Gewinner und Partner des „Energie Start-up Bayern 2018“ mit  
Minister Hubert Aiwanger, MDirig. Rudolf Escheu und Dr. Rainer Seßner, Geschäftsführer der  
Bayern Innovativ GmbH.                                                                                                               Bild: S. Wawarta

Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft:

Weiteren Anstieg des  
Strompreises schnell stoppen 
Die vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. fordert 
wirksame Maßnahmen gegen einen weiteren Strompreisanstieg. 
Deutsche Unternehmen zahlen europaweit nicht nur einen der 
höchsten Strompreise, sondern sind aufgrund des Nebeneinanders 
von europäischem Emissionshandel und nationalen Instrumenten, 
wie die EEG-Umlage, mit Doppelbelastungen konfrontiert. 

„Der leichte Rückgang der 
EEG-Umlage ist keine Trendwen-
de, sondern resultiert aus dem ge-
stiegenen Börsenstrompreis. Ur-
sache hierfür sind gestiegene Prei-
se für Öl, Kohle und Gas. Das EEG 
und die weiteren staatlich ver-
anlassten Kosten führen zu wei-
ter steigenden Strompreisen und 
machen bereits heute mehr als 
die Hälfte des Strompreises aus. 
Das gefährdet die internationa-
le Wettbewerbsfähigkeit unse-
res Standorts“, so vbw Haupt-
geschäftsführer Bertram Bros- 
sardt. Sollte es zu einem vorgezo-
genen Ausstieg aus der Kohlever-
stromung kommen, wäre ein wei-
terer Preisanstieg die Folge. 

Die vbw mahnt, dass der Strom-
preis dringend auf die Agenda der 
Bundesregierung gehört. „Die Re-
gierung kann den Preisanstieg 
schnell stoppen, indem sie die 
Stromsteuer auf das Mindestni-
veau reduziert und die EEG-Um-
lage über einen Streckungsfonds 
deckelt. Eine Finanzierung der 
EEG-Umlage durch neue Steuern 
oder Abgaben auf andere Ener-
gieträger wäre dagegen der fal-
sche Weg. Was wir brauchen, ist 

nicht eine bloße Verschiebung 
der Kosten, sondern eine echte 
Kostenwende“, mahnt Brossardt. 
Die vbw fordert, dass die Bundes-
regierung umgehend ein in sich 
schlüssiges energiewirtschaftli-
ches Gesamtkonzept vorlegt, das 
ehrlich die Kosten nennt. 

Für schlüssiges Gesamtkonzept

Neben der EEG-Umlage belas-
ten auch die Netzentgelte zuneh-
mend den Strompreis. Da der Lei-
tungsausbau nicht mit dem Aus-
bau der Erneuerbaren Schritt hal-
ten kann, sind immer mehr teure 
Maßnahmen zur Netzstabilisie-
rung notwendig.

„Wichtig sind deshalb vor allem 
drei Dinge: Der Übertragungsnetz- 
ausbau muss deutlich beschleu-
nigt werden, der weitere Zubau 
erneuerbarer Energien darf nur 
strikt netzsynchron erfolgen und 
es müssen bessere Anreize für die 
Nutzung digitaler Technologien im 
Netz gesetzt werden. Das stärkt 
nicht nur die Versorgungssicher-
heit, sondern trägt auch zu stabi-
leren Strompreisen bei“, so Bros-
sardt. r



KO M M U N A L E  E N E R G I E T H E M E N8 GZ22. November 2018

Neue Publikation:

Energie- und Treibhausgas-
Bilanzen in Kommunen

Das Service- und Kompetenzzentrum: Kommunaler Klimaschutz 
(SK:KK) hat ein Fokuspapier mit dem Titel „Energie- und Treib-
hausgasbilanzierung für Kommunen“ veröffentlicht. Die im Auf-
trag des BMU entstandene Publikation bietet eine praxisorien-
tierte Einführung in das Thema und begleitet Kommunen bei der 
Erstellung der Bilanzen. 

Dabei geht sie auf Fragen ein, 
die sich Verantwortliche in einer 
Kommune im Entstehungsprozess 
einer Bilanzierung häufig stel-
len. Ein Schwerpunkt liegt dabei 
auf den einzelnen Arbeitsschrit-
ten, die für eine THG-Bilanzierung 
notwendig sind: Wie schafft man 
eine geeignete Arbeitsstruktur? 
Welche Bilanzierungssystemati-
ken gibt es und wie unterschei-
den sie sich? Und natürlich: Wie 
geht es weiter, wenn die Bilanz 
erfolgreich erstellt wurde? Klima-
schutzbeauftragte finden zudem 
erste Hilfestellungen für die Er-
hebung von Daten und konkrete 
Tipps, worauf sie bei der Auswahl 
einer Bilanzierungs-Software ach-
ten sollten.  

Eine Energie- und THG-Bilanz 
gibt an, wie viele Tonnen klima-
relevanter Treibhausgase (THG) 
in einer Kommune jährlich durch 
den stationären Energieverbrauch 
und den Verkehr verursacht wer-
den. Zur Erstellung ist eine Son-
dierung aller relevanten kommu-
nalen Einflussbereiche notwen-
dig. Dies erfordert neben der 
Datenrecherche auch eine umfas-
sende Bestandsaufnahme und be-
fördert somit die inhaltlichen Dis-
kussionen zum Klimaschutz in Ih-
rer Kommune. THG-Bilanzen bie-
ten zudem die Grundlage für ein 
Controlling Ihrer kommunalen 
Klimaschutzstrategie und ma-
chen Erfolge sichtbar. Auch kön-
nen sie genutzt werden, um den 
Stand des Klimaschutzengage-
ments verschiedener Kommunen 
miteinander zu vergleichen (sog. 
Benchmarking). 

Eine THG-Bilanz ist folglich ein 
wichtiger Bestandteil der kom-
munalen Klimaschutzarbeit und 
wird für ein Klimaschutzkonzept 
im Rahmen der Kommunalricht-
linie ebenso vorausgesetzt wie 
beispielsweise für die Teilnahme 
am europaweiten Konvent der 
Bürgermeisterinnen  und Bür-
germeister.

Die Basis jeder THG-Bilanz ist 
eine funktionierende Arbeits-
struktur. Sind Arbeitsstruktur 
und grundlegende Fragen ge-
klärt, kann mit der Datenerhe-
bung begonnen werden. Nun gilt 
es, die erhobenen Daten in die 
THG-Bilanzierungssoftware oder 
ein anderes geeignetes Berech-
nungs-Tool einzugeben, um die 
Bilanz zu erstellen. Dokumentiert 
werden sollen Informationen zur 
Datengüte, statistische Phäno-
mene, mögliche Unschärfen, be-
sondere Fragestellungen und  

potenzielle Diskussionspunkte.
Ist die Energie- und THG-Bilanz 

erstellt, sollten die Ergebnisse be-
wertet und interpretiert werden. 
Die Auswertung der THG-Bilanz 
identifiziert relevante kommuna-
le Handlungsfelder mit besonde-
ren THG-Einsparpotenzialen und 
ermöglicht eine Priorisierung der 
Handlungsfelder. Empfohlen wird, 
die eigene Bilanz mit anderen 
Kommunen anhand verschiede-
ner Indikatoren („Benchmarks“) 
zu vergleichen, um die Validität 
der Ergebnisse zu überprüfen und 
aufzudecken, wo besondere Ein-
sparpotentiale stecken bzw. wo 
die Kommune bereits auf einem 
guten Weg ist. Auf dieser Basis 
sind nun geeignete Klimaschutz-
maßnahmen zu identifizieren und 
zu planen. Die erstellte Bilanz er-
möglicht es der Kommune darü-
ber hinaus, sich auf verbindliche 
Klimaschutzziele und ein daran 
angelehntes Klimaschutzleitbild 
festzulegen.

Im Anschluss sollte die THG-Bi-
lanz öffentlich präsentiert wer-
den. Dazu sollten Bürger, alle 
Beteiligten, Kommunalpolitiker 
und die Presse zu einer Diskus-
sion eingeladen werden. Je ver-
ständlicher und lebendiger die 
Bilanz aufbereitet wird, umso 
mehr Aufmerksamkeit wird sie 
in der Öffentlichkeit bekommen. 
„Die Präsentation der THG-Bilanz 
ist für Sie die Chance, um auf die 
Belange des Klimaschutzes in der 
Kommune hinzuweisen. Sie kön-
nen die Bürgerinnen und Bürger 
jetzt für das Thema sensibilisie-
ren und die Akzeptanz für den 
Klimaschutz stärken“, heißt es in 
der Handreichung.

Damit die THG-Bilanz nicht 
nur ein kurzes Schlaglicht auf die 
THG-Emissionen wirft, sondern 
die langfristige Entwicklung im 
Auge behält, sei eine Fortschrei-
bung bedeutsam: „Vernetzen Sie 
sich mit anderen aktiven Kommu-
nen, denn durch den Austausch 
von Erfahrungen und Know-how 
bekommen Sie interessante Im-
pulse für Ihre eigene THG-Bilan-
zierung, die Identifizierung wei-
terer Einsparpotentiale und dar-
an anschließende Klimaschutzak-
tivitäten.“

Das SK:KK empfiehlt, eine ein-
mal erstellte THG-Bilanz in regel-
mäßigen Abständen – beispiels-
weise im Abstand von drei bis 
fünf Jahren – fortzuschreiben. 
Somit sei die Kommune in der 
Lage, die Erfolge im Klimaschutz 
sichtbar zu machen. DK

Die Vertreter der ausgezeichneten Kommunen mit den Gratulanten. 
Hintere Reihe von links: Dr. Marcel Huber (damaliger Staatsminister 
für Umwelt und Verbraucherschutz), Prof. Dr.-Ing. Lamia Messari-Be-
cker (Universität Siegen), Michaela Waldmann (1. Bürgermeisterin 
von Pfronten), Martin Sambale (eza!-Geschäftsführer), Arno Zengerle 
(1. Bürgermeister von Wildpoldsried), Christian Schlegel (1. Bür-
germeister von Stöttwang), Dr. Armand Dütz (Geschäftsführer der 
eea-Bundesgeschäftsstelle), Toni Barth (1. Bürgermeister von Bu-
chenberg). Vordere Reihe von links: Ingrid Fischer (3. Bürgermeiste-
rin von Sonthofen), Rudolf Schaupp (stellvertretender Landrat Land-
kreis Berchtesgadener Land), Jörg Fischer (Bürgermeister von Donau-
wörth), Dr. Stefan Winter (1. Bürgermeister von Mindelheim), Bern-
hard Kerler (1. Bürgermeister von Bad Grönenbach). Bild: eza!

European Energy Award 
für neun bayerische Kommunen

Wildpoldsried mit Goldmedaille ausgezeichnet

Für einen erfolgreichen und konsequenten Klimaschutz arbeiten 
der Freistaat Bayern und seine Kommunen eng zusammen. Die 
Kommunen setzen innovative Projekte und Konzepte vor Ort um 
und treiben so Energieeinsparung und CO2-Minderung voran. Das 
betonte Umweltminister Dr. Marcel Huber bei der Verleihung des 
European Energy Awards (eea) an neun bayerische Kommunen.

„Der Klimawandel ist nicht zu 
leugnen. Wir spüren ihn Tag für 
Tag, besonders nach diesem Re-
kordsommer und dem trocke-
nen Herbst“, erläuterte Huber. 
„Nur gemeinsam können wir 
das Ruder herumreißen und die 
Erderwärmung bremsen. Klima-
schutz beginnt vor Ort. Mit gro-
ßem Willen und innovativen 
Projekten gehen die Kommu-
nen im Freistaat jeden Tag mit 
gutem Beispiel voran. Der Eu-
ropean Energy Award soll Aner-
kennung für das Geleistete und 
Ansporn für die Zukunft sein.“ 

Die Gemeinde Wildpoldsried 
erhält bereits zum zweiten Mal 
den European Energy Award in 
Gold. Huber: „Während auf in-
ternationaler Ebene noch nach-
gedacht wird, wird vor Ort be-
reits gehandelt. Kleine Kom-
munen zeigen der großen Welt 
wie’s geht. Wildpoldsried ist zu 
Recht Europas erfolgreichste 
Kommune. Ich hoffe, das wer-
den ihr schon bald andere nach-
machen.“ In Wildpoldsried wird 
achtmal so viel Strom aus er-
neuerbaren Energien erzeugt, 
wie Bürger, Gewerbe und Kom-

mune gemeinsam verbrauchen. 
Und auch die Wärmegewinnung 
stammt zu 50 Prozent aus er-
neuerbaren Energien. Auf dieser 
Basis beteiligt sich Wildpolds- 
ried regelmäßig an internationa-
len Forschungsprojekten. 80 bis 
100 Besuchergruppen studieren 
hier jedes Jahr die kommunale 
Energiewende.

Außerdem wurden folgende 
acht Landkreise, Städte und Ge-
meinden mit dem eea ausge-
zeichnet:

Die Gemeinde Stöttwang hat 
besondere Erfolge im Bereich 
der kommunalen Liegenschaf-
ten vorzuweisen. Seit 2015 gibt 
es ein kommunales Energiema-
nagement in allen gemeindli-
chen Liegenschaften mit Erfas-
sung der Verbrauchsdaten und 
fortlaufender Optimierung im 
Betrieb. Zudem wird die Stra-
ßenbeleuchtung konsequent 
auf LED umgestellt, wodurch 
der Stromverbrauch um 40 Pro-
zent reduziert wird.

Hoher Anteil an 
erneuerbaren Energien

Der Markt Buchenberg hat 
sich insbesondere mit einem An-
teil von rund 47 Prozent an er-
neuerbaren Energien im Strom-
bereich hervorgetan. Zudem 
stellt er 49 Prozent im Wärme-
bereich zur Verfügung und ver-
sorgt damit mittlerweile über 
100 Abnehmer.

Der Markt Bad Grönenbach 
hat sich vor allem im Bereich der 
Förderung von energieeffizien-
tem Bauen besonders innovativ 
gezeigt. Nach einem ausgeklü-
gelten Bonussystem bekommen 
Bauherren, die effizient gebaut 
haben oder erneuerbare Energi-
en nutzen, einen Teil des Grund-
stückskaufpreises von der Ge-
meinde zurück.

Die Gemeinde Pfronten hat 
mit einem umfassenden Kon-
zept für einen ganzen Ortsteil 
überzeugt. Dabei wurden Ener-
giechecks durchgeführt und 
systematisch die Möglichkeiten 
künftiger Energieversorgung ge-
prüft. Zudem wird in der Kom-
mune eine Biogasanlage ge-
plant.

Die Stadt Mindelheim verfügt 

über ein städtisches Fernwärme-
netz, das von zwei mit Bio-Erd-
gas betriebenen Blockheizkraft-
werken gespeist wird. Damit wird 
neben rund 40 öffentlichen, pri-
vaten und gewerblichen Abneh-
mern insbesondere ein großer 
Anlagen- und Werkzeugmaschi-
nenhersteller versorgt.

Die Stadt Donauwörth hat 
sich insbesondere Bürgerinfor-
mation und Bürgermotivation 
auf die Fahnen geschrieben. Seit 
2017 gibt es im November die 
Donauwörther Klimawoche mit 
Exkursionen, Filmabenden oder 
Aktionen in Schulen und Kinder-
gärten, die die Bürger über das 
Thema Klimaschutz informieren.

Die Stadt Sonthofen zeichnet 
sich als engagierte Radlerstadt 
aus. Derzeit wird unter brei-
ter Bürgerbeteiligung ein neu-
es Radverkehrskonzept erstellt. 
Zudem werden Radwege neu 
gekennzeichnet und neue Stell-
plätze für Fahrräder gebaut.

Klimafreundliche Mobilität

Der Landkreis Berchtesgade- 
ner Land setzt einen beson-
deren Schwerpunkt auf klima- 
freundliche Mobilität. Dazu ge-
hören unter anderem mehre-
re neue Bahnhaltepunkte, kos-
tenlose Radbeförderung in den 
Zügen oder ein flexibles Ruf-
bussystem in Ergänzung zum 
ÖPNV.  

Unterstützt werden die Kom-
munen dabei vom Bayerischen 
Umweltministerium. Der Frei-
staat Bayern fördert beispiels-
weise die Teilnahme an Energie-
managementsystemen mit bis zu 
30.000 Euro. Derzeit nehmen 30 
Kommunen am Zertifizierungs-
verfahren des European Energy 
Awards teil. Bereits 15 Mal wur-
den Kommunen des Freistaats 
zertifiziert und ausgezeichnet. 
Das Qualitätsmanagementsys-
tem erfasst, bewertet, steuert 
und überprüft regelmäßig die 
Umwelt- und Klimaschutzaktivi-
täten einer Kommune.

Bevor Marcel Huber die Kom-
munen auszeichnete, wies Pro-
fessor Dr.-Ing. Lamia Messari- 
Becker auf die Bedeutung und 
Potenziale des nachhaltigen 
Bauens hin. Unter anderem for-
derte die Bauingenieurin, die 
Mitglied des Sachverständigen-
rats der Bundesregierung ist, 
die Gemeinde dazu auf, mitun-
ter Bebauungspläne zu ändern, 
um Hausbesitzern den bestmög-
lichen Einsatz von Sonnenener-
gie zu ermöglichen. r

Regionale Kommunen und Energie Südbayern: 

„Informationskreis  
Energie 2018“

Wie alle Jahre im Herbst fand für die von der Betriebsstelle Pocking betreuten Kommunen der  
Informationskreis Energie statt. Energie Südbayern (ESB) und ihr Netzbetreiber Energienetze Bay-
ern (ENB) luden die erdgasversorgten Kommunen in den Rottaler Bienenhof nach Pocking.
Die Veranstaltung fand unter dem Vorsitz des Passauer Landrats Franz Meyer statt. Geschäftsführer 
(ESB) Marcus Böske gab Informationen zur Unternehmens- und Branchenentwicklung. Die neues-
ten Infos zu Wasserbetriebsführungen von Regionalleiter Herbert Schramm (ESB) wurden interes-
siert verfolgt. Geschäftsführer Michael Schneider (ENB) gab einen Überblick zu Netzinfrastruktur 
und regionalen Entwicklungen und auch zum Einsatz von Brennstoffzellen. Thomas Bauer von der 
ESB Wärme berichtete über Quartierslösungen für Kommunen. Anschließend zeigte Tom Weinert 
von der Bayerischen Polizei die Gefahren beim zu sorglosen Umgang mit den neuen Medien auf, 
berichtete über Internetkriminalität und die Macht der Hacker.
Unser Bild zeigt die Teilnehmer mit Vorsitzendem Landrat Franz Meyer (1. Reihe Bildmitte) und dem 
Geschäftsführer der ESB Marcus Böske (rechts daneben). Links die stellvertretende Landrätin von 
Rottal-Inn, Edeltraud Plattner. r

Energiewende in Bayern: 

Kurs halten in 
der Energiepolitik!

Bayerische Energiewirtschaft braucht stabile Rahmenbedingungen 
für die Energiewende

Der Zeitplan zum Ausstieg aus der Kernenergie in Bayern ist un-
umkehrbar gesetzt. Der Verband der Bayerischen Energie- und 
Wasserwirtschaft e.V. – VBEW bekennt sich zu diesem und al-
len weiteren Zielen der Energiewende. Um diese aber unter Auf-
rechterhaltung des energiepolitischen Zieldreiecks – sichere, 
preiswerte und umweltfreundliche Versorgung – erreichen zu 
können, müssen einmal vereinbarte Prämissen, wie der Ausbau 
der Strom- und Gasnetze, eingehalten werden.

„Wir brauchen stabile Rah-
menbedingungen für eine er-
folgreiche Energiewende, um 
unsere auf viele Jahrzehnte an-
gelegten Investitionen mit ver-
tretbaren Kosten für die Ener-
gieverbraucher tätigen zu kön-
nen“, forderte Detlef Fischer, 
Geschäftsführer des VBEW. 

Ausbau der  
Gas- und Stromnetze

Grundsatzentscheidungen für 
die Energieversorgung sind ein-
schneidend und von langfristiger 
Bedeutung. Egal welche Lösungen 
gefunden werden, betreffen diese 
Generationen und haben Auswir-
kungen auf Natur und Umwelt in 
Bayern und anderswo. 

Daher hat die Bayerische 
Staatsregierung in den Jahren 
2014 und 2015 einen intensi-
ven Energiedialog mit allen an 
der Energiewende interessier-
ten Institutionen durchgeführt. 
Im Ergebnis steht insbeson- 
dere der anforderungsgerech-
te Ausbau der Gas- und Strom-
netze auf allen Druck- und Span-
nungsebenen. Das schließt auch 
den Ausbau des Stromübertra-
gungsnetzes mit dem Bau von 
zwei Gleichstromtrassen nach 
Bayern ein. 

Klares Defizit

Der weitere Fortschritt bei der 
Stromerzeugung aus erneuerba-
ren Energien auf Bundes- und 
Landesebene hängt insbeson-
dere vom zügigen Netzausbau 
ab. Bayern kann sich schon heu-
te nicht mehr alleine mit Strom 
rund um die Uhr versorgen. Mit 
jedem weiteren Kernkraftwerk, 
das vom Netz geht, setzt sich die-
se Entwicklung fort. Es ist davon 
auszugehen, dass Bayern in ei-
nigen Jahren fast die Hälfte sei-
nes jährlichen Stromverbrau-
ches importieren muss. Es wird 
trotz aller Anstrengungen nicht 
im Ansatz gelingen, dieses Defizit 
durch den Ausbau der Stromer-
zeugung aus erneuerbaren Ener-
gien in Bayern bedarfsgerecht 
auszugleichen. 

Mit Spannung blickte der 
VBEW daher auf die Koalitions-
verhandlungen zwischen der 

CSU und den Freien Wählern.  
Einmal getroffene Entschei-
dungen für die Energieversor-
gung des Landes sollten quasi 
nicht im Jahresrhythmus immer 
wieder infrage gestellt werden, 
hieß es. Das verunsichere die 
Akteure der Energiewende und 
sei damit kontraproduktiv für 
die dringend erforderlichen In-
vestitionen. 

Am Ende werde alles teurer 
als es eigentlich sein müsste, 
und die Politik setze die Versor-
gungssicherheit sowie eine er-
folgreiche Energiewende aufs 
Spiel. Das würde unseren In-
dustriestandort gefährden und 
wäre unverantwortlich für den 
Klimaschutz!“, machte Fischer 
deutlich. r
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Praxisforum Geothermie.Bayern 2018: 

Gute Argumente für  
heimische Energiequelle

Mitte Oktober traf sich die Geothermiebranche beim Praxisfo-
rum Geothermie.Bayern 2018 im Haus der Bayerischen Wirtschaft 
in München. Dabei standen zahlreiche aktuelle Themen auf der 
Agenda: von geothermischen Explorationsstrategien über die Ef-
fizienz von Wärmenetzen bis zu neuesten Erkenntnissen aus Be-
trieb und Forschung. Das Praxisforum wurde heuer von der Agentur  
ENERCHANGE GmbH & Co. KG in Kooperation mit dem EGEC Euro-
pean Geothermal Energy Council, dem Bundesverband Erdgas, Erd-
öl und Geoenergie e.V. (BVEG), der Geothermie-Allianz Bayern und 
dem Lehrstuhl für Hydrogeologie an der TUM präsentiert.

„Die Geothermie hat viele gu-
te Argumente auf ihrer Seite“, so 
Schirmherr Franz Josef Pschierer 
in seinem Grußwort. „Klimaschutz, 
langfristige Versorgungssicher-
heit, Unabhängigkeit der Energie-
versorgung aufgrund der Nutzung 
einer heimischen Energiequel-
le sowie der geringe Flächenver-
brauch sind nur einige Beispiele.“ 
Gleichzeitig sieht Pschierer jedoch 
auch erhebliche Herausforderun-
gen aufgrund einer Vielzahl noch 
nicht geklärter geowissenschaftli-
cher und technischer Zusammen-
hänge. „Die Staatsregierung trägt 
dem Rechnung. So haben wir die 
Geothermie-Allianz Bayern neu 
gegründet und hier wegweisende 
Projekte der Hochschulverbund-
forschung initiiert.“

Ministerialrat Rainer Zimmer 
vom Bayerischen Staatsministe-
rium für Wirtschaft, Technolo-
gie und Energie erläuterte in der 
Opening-Keynote die Auswirkun-
gen der Umsetzung der Einwir-
kungsbereichs-Bergverordnung 
für den Bohrlochbergbau. Johan-
nes Schneider vom Landesamt für 

Umwelt ging im Workshop „Be-
trieb geothermischer Anlagen: Lö-
sungsansätze für Ausfällungen“ 
auf die wasserwirtschaftlichen 
Vorgaben zur Erhöhung der Be-
triebssicherheit ein.

„Geothermie ist die klima- 
freundlichste erneuerbare Ener-
giequelle, die uns zur Verfü-
gung steht“, konstatierte Chris-
tiane Lohse vom Umweltbun-
desamt (UBA) in ihrer Keyno-
te. „Ohne ihre Nutzung wird 
Deutschland seine Klimaschutz-
ziele verfehlen.“ In einer 2018 
erschienenen Studie ermittel-
te das UBA für die Geothermie 
ein technisch-ökologisches Po-
tenzial von 50 Terawattstun-
den (TWh) jährlich in der Strom- 
erzeugung und 100 TWh in der 
Wärmeversorgung. Diese Potenzi-
ale seien erschließbar und müss-
ten auch erschlossen werden, um 
Deutschland bis 2050 zu einem 
Treibhausgas neutralen Land zu 
machen.

Dass die Entwicklung der Tie-
fengeothermie bei weitem nicht 
nur Zukunftsmusik ist, beweisen 

zahlreiche realisierte Projekte, 
von denen einige vorgestellt wur-
den. So zeigte Christine Cröniger 
die Vision der Stadtwerke Mün-
chen (SWM) auf, bis 2040 die Mil-
lionenstadt zu 100 % aus erneu-
erbaren Energien zu versorgen. 
Bei der Wärmeerzeugung nimmt 
die tiefe Geothermie hier eine äu-
ßerst wichtige Rolle ein (siehe da-
zu unten stehenden Bericht).

Preisverleihung

Ein Höhepunkt beim diesjähri-
gen Praxisforum Geothermie.Bay-
ern war die Verleihung des Geo-
thermischen Energiepreises Bay-
ern. Auszeichnungen erhielten 
die besten geothermischen Anla-
gen in den Kategorien Wärme und 
Strom. Zudem wurde der Christi-
an-Hecht-Preis verliehen. Dieser 
ehrt junge Wissenschaftler für be-
sondere Leistungen im Bereich an-
gewandte Geothermieforschung. 

In der Kategorie Strom konn-
te das 2014 in Betrieb gegangene 
Geothermiekraftwerk Sauerlach 
der Stadtwerke München über-
zeugen, unter anderem in der pro-
duzierten Strommenge und den 
Volllaststunden. „Sauerlach ver-
fügt über ein gutes Konzept, eine 
gute Erschließung und eine gute 
Planung“, unterstrich Jörg Uhde, 
Geschäftsführer der Pfalzwerke 
geofuture GmbH in seiner Lauda-
tio. „Aus einem guten Projekt wird 
dann ein hervorragendes durch ei-
nen professionellen Betrieb.“ 

Mit der Geothermieanlage Pul-
lach wurde ein Pionier der geo-
thermalen Wärmewende als Gol-
denes Heizwerk 2017 ausgezeich-
net. Bewertet wurden die er-
zeugten Wärmemenge und die 
Performance. „Mit Pullach zeich-
nen wir einen Pionier in der geo-
thermalen Wärmewende aus“, 
würdigte Jörg Uhde die Leistung. 
„Pullach zeigt, dass kommuna-
les Unternehmertum erfolgreich 
sein und dass das Gold, das unter 
unseren Füßen liegt, zum Wohl 
der Bürgerinnen und Bürger ge-
hoben werden kann.“ 

Erstmalig wurde heuer der 
Christian-Hecht-Preis verliehen, 
der Nachwuchswissenschaftler 
im Bereich angewandte Geother-
mie-Praxis auszeichnet. Gesucht 
und gefunden hat eine fünfköp-
fige Jury aus Wirtschaft und Wis-
senschaft die beste angewandte 
nachwuchswissenschaftliche Ar-
beit zur tiefen Geothermie im bay-
erischen Molassebecken. Die Dok-
torandin Elena Mraz erhielt die 
Auszeichnung für ihre Arbeit zur 
Reservoircharakterisierung, um 
Explorationskonzepte im oberen 
Jura des südlichen bayerischen 
Molassebeckens zu verbessern.

GeoTHOUR

Abgerundet wurde das Praxisfo-
rum Geothermie.Bayern 2018 mit 
einer GeoTHOUR, in dessen Rah-
men eine geothermische Anlage 
im Bau und eine im Betrieb besich-
tigt wurden. Die SWM teufen ak-
tuell ihr zweites Bohrloch auf dem 
Gelände des Heizkraftwerks Süd 
mitten im dicht besiedelten ur-
banen Raum ab. Ab 2020 soll eine 
Dreifach-Dublette mit insgesamt 
sechs Bohrungen (für Produktion 
und Injektion) 80.000 Münchner-
innen und Münchner mit regene-
rativer Fernwärme versorgen. Mit 
der vorgeschriebenen Sicherheits-
ausrüstung ausgestattet konnten 
die Exkursionsteilnehmer die Boh-
rung in Aktion sehen. Im Anschluss 
daran ging es in die geothermi-
sche Wärmezentrale Unterföhring, 
die seit 2010 etwa die Hälfte des 
11.500-Einwohner-Ortes mit Fern-
wärme versorgt. DK

Wärmewende in München 2040: 

Glücksfall Geothermie
München hat sich zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2050 weitgehend kli-
maneutral zu sein. In einer von den Stadtwerken München beauftrag-
ten Studie hat die Forschungsgesellschaft für Energiewirtschaft (FfE) 
festgestellt, welche Maßnahmen dafür ergriffen werden müssen. 

Zunächst wurde eine Emis- 
sionsbilanz für den aktuellen 
Wohnbestand durchgeführt. Zur 
Bewertung von Maßnahmen wur-
den dann im zweiten Schritt die 
Gebäude so geclustert, dass ei-
nerseits relevante Gebäudegrup-
pen in Bezug auf die wärmebe-
dingten Emissionen und ande-
rerseits etwa die gleichen Maß-
nahmenpakete für die Gebäude 
innerhalb eines Clusters ange-
wendet werden konnten.

Unter anderem streben die 
Stadtwerke München an, bis 
2040 mindestens 80 % des Fern-
wärmebedarfs mit bereits errich-
teten und konkret geplanten An-
lagen ohne klimaschädliche Emis-
sionen zu decken. Wohngebäude 
sind dafür die wichtigste Stell-
schraube, sie machen rund 80 
Prozent des Wärmebedarfs aus. 
Etwa 30 Prozent der Münchner 
Wohnhäuser werden mit Fern-
wärme versorgt.

Um die Höhe des Verbrauches 
zunächst insgesamt zu senken, 
ist laut Studie eine Verbesserung 
der energetischen Gebäudequali-
tät, d.h. Gebäudedämmung, not-
wendig. In den Gebäudegruppen, 
die im Fernwärmegebiet liegen, 
wird ein Anschluss an das Fern-
wärmenetz als präferierte Lösung 
gesehen, da hier langfristig eine 
CO2-Neutralität durch die Nut-
zung von Geothermie zu erwarten 
und der Emissionsfaktor für Fern-
wärme schon heute vergleichs-
weise gering ist. 

Darüber hinaus wird je nach Be-
schaffenheit eine Kombination 
aus hocheffizienten Kesseln sowie 
Solarthermie zur Warmwasserun-
terstützung und Wärmepumpen 
empfohlen. Auf diese Weise kann 
ein sowohl ökologisches als auch 
wirtschaftliches Optimum unter 
Einsatz begrenzter Ressourcen er-
reicht werden. Im Zielszenario ist 
zusätzlich die Beimischung erneu-
erbarer Gase im Erdgasnetz erfor-

derlich, um die CO2-Emissionen 
der gasversorgten Wohngebäude 
auf das notwendige Maß zu sen-
ken. 

Die gekoppelte Erzeugung von 
Strom und Wärme in dezentralen 
Kleinst-KWK-Anlagen wird ver-
einfachend nicht näher betrach-
tet, da eine in der Regel wärme-
geführte Fahrweise bei hohen An-
teilen fluktuierender Stromerzeu-
gung aus Erneuerbaren Energien 
zu kritischen Situationen im Netz 
führen kann. Perspektivisch wäre 
der Einsatz von Kleinst-KWK-Anla-
gen durch intelligente Steuerung 
und Einbindung in ein virtuelles 
Kraftwerk allerdings möglich. 

Effektive CO2-Einsparung

Im Ergebnis zeigt sich: Fernwär-
me aus Geothermie ist mit Ab-
stand die effektivste Maßnahme, 
um CO2 im Münchner Wärme-
markt einzusparen.  Ein weiterer 
entscheidender Hebel ist die Sa-
nierung von Bestandsgebäuden. 
Außerhalb der Fernwärmegebiete 
tragen die Umstellung von Öl auf 
Gas, die Effizienzsteigerung durch 
Kesseltausch und Wärmepumpen 
(Einfamilienhäuser) sowie weitere 
Einzelmaßnahmen ebenfalls viel 
zur CO2-Einsparung bei. 

Wo keine Fernwärme verfügbar 
ist, sind Quartierskonzepte wich-
tig. Dezentrale KWK und Wär-
meerzeugungsanlagen nutzen 
Skaleneffekte, können optimiert 
betrieben werden und ermögli-
chen eine systemdienliche Sek-
torkopplung. Das Einsparziel kann 
erreicht werden, wenn die Fern-
wärme weiter ausgebaut wird. 
Zusätzlich ist die Beimischung von 
erneuerbarem Gas erforderlich. 
Das Klimaschutzziel der Landes-
hauptstadt ist bezogen auf die ge-
gebenen Möglichkeiten im Wär-
mesektor extrem anspruchsvoll. 

Grundsätzlich bestätigt die 
FfE den SWM, auf dem richtigen 

Weg zu sein – hinsichtlich der 
Ausbauoffensive Erneuerbare 
Energien wie der Fernwärmevisi-
on. Nach Auffassung der SWM ist 
die Geothermie ein Glücksfall für 
München. Gegenüber anderen 
Großstädten verfüge die Landes-
hauptstadt damit über entschei-
dende Vorteile. In Riem, Sauer-
lach und Freiham produzieren 
bereits erste Anlagen Wärme für 
die Versorgungsnetze. In Send-
ling am Heizkraftwerk Süd ent-
steht die vierte und größte An-
lage zur Fernwärmeversorgung 
der Stadt München.

Wie die vorliegende FfE-Stu-
die zeigt, sind politische und fi-
nanzielle Unterstützung sowie ei-
ne hohe Priorität für das Thema 
wichtige Voraussetzungen, um 
weiter voranzukommen. So feh-
len etwa entscheidende Anrei-
ze zur Sanierung, das Mietrecht 
steht sachgerechten Lösungen 
im Wege und erneuerbare Wär-
me in Fernwärmenetzen spielt in 
der bundespolitischen Diskussion 
noch kaum eine Rolle. 

Aus diesem Grund stellen die 
Stadtwerke München folgende 
Forderungen und Empfehlungen 
an die Bundes- und Landespolitik:
• Gesetzliche Hemmnisse zur 
Umstellung von Bestandsgebäu-
den auf Fernwärmenutzung und 
Contracting beseitigen, vor allem 
durch Belastung der Energieträ-
ger entsprechend der CO2-Emis-
sionen
• Anreize zur Sanierung schaffen
• Stabile Rahmenbedingungen 
für den Umbau bestehender Wär-
menetze zur systemdienlichen In-
tegration erneuerbarer Energien 
schaffen
• Förderung von Wärme-/Käl-
te-Netzen sowie -speichern, so-
fern sie klimaschonende oder er-
neuerbare Wärme/Kälte trans-
portieren
• Energieträger entsprechend ih-
rer CO2-Emissionen mit einer Um-
lage auf Basis des jeweiligen Ener-
gieverbrauchs belegen langfris-
tig stabile Anreize für die Betrach-
tung ganzer Quartiere und nicht 
nur von Einzelobjekten. DK

Süddeutsche Wasserkraft-Verbände:

Für mehr Wertschätzung der 
regenerativen Wasserkraft

Strom aus Wasserkraft leistet traditionell vor allem in Bayern 
und Baden-Württemberg einen substantiellen Beitrag zur siche-
ren Versorgung mit regenerativ erzeugtem Strom rund um die 
Uhr. Die Bedeutung der Wasserkraft wächst, je mehr gesicherte 
Grundlastversorgung vom Netz genommen wird. 

In Bayern stieg daher 2017 der 
Anteil der Wasserkraft an der bay-
erischen Stromerzeugung auf 
rund 21 Prozent und wird 2018 
nach der Abschaltung des Kern-
kraftwerks Gundremmingen Block 
B zum 31.12.2017 auf rund 26 Pro-
zent steigen. Ebenso wichtig ist 
der Beitrag der Wasserkraft zur 
CO2-Vermeidung und damit zum 
Klimaschutz. 

Anlässlich der führenden Was-
serkraftmesse RENEXPO INTERHY-
DRO in Salzburg am 29. und 30. 
November 2018 appellieren die 
bayerischen und baden-württem-
bergischen Wasserkraftverbände 
an die Politik, der Leistungsfähig-
keit der Wasserkraft und ihrem ge-
sicherten Beitrag zur Energiewen-
de mehr Wertschätzung entgegen-
zubringen, statt sie immer stärker 
zu reglementieren und als anschei-
nend nicht relevant für die Ener-
giewende an den Rand zu drängen. 

Wasserkraftnutzung und Um-
weltschutz sind Partner, keine Ge-
gensätze. Wasserkraftwerke er-
zeugen zuverlässig und CO2-frei 
Strom mit dem höchsten Wir-
kungsgrad aller Stromerzeugungs-
arten. Gleichzeitig ist die Wasser-
kraft grundlastfähig, schwarzstart-
fähig, rund um die Uhr verfügbar, 
seit langem erprobt, speicher-
bar und trägt mit ihrer regionalen 
Verwurzelung dezentral zur Ver-
sorgungssicherheit und damit zur 
wirtschaftlichen Stabilität in der 
Industrie bei. Darüber hinaus leis-
tet sie einen wichtigen Beitrag zur 
Tourismusförderung, zum Hoch-
wasserschutz, zur Flussbettstabili-
sierung und vor allem auch zur Ge-
wässerreinhaltung. 

Die Verbände sind sich sicher, 
dass wer glaubwürdig für eine er-
folgreiche Energiewende eintritt, 

an der Einbindung der vielen tau-
send Wasserkraftwerke in Süd-
deutschland nicht vorbeikommt. 
Um das vorhandene Potenzial der 
Wasserkraft noch besser nutzen 
zu können, ist es unverzichtbar, 
den Wasserkraftwerksbetreibern 
den nötigen Investitionsspielraum 
zu lassen, um vorhandene Anla-
gen ökologisch zu modernisieren, 
wieder in Betrieb zu nehmen oder 
naturverträglich zu erweitern. Da-
mit einhergehend lassen sich die 
Gewässerabschnitte ökologisch 
spürbar verbessern, wobei es dem 
Hang zu widerstehen gilt, das Kind 
mit dem Bade auszuschütten. Gut 
gemeint heißt noch lange nicht, gut 
gemacht. Immer weiter steigende 
Umweltforderungen bedrohen die 
Investitionsbereitschaft, führen zur 
Unwirtschaftlichkeit und daraus 
folgend zur Stilllegung der Anlagen. 
Dann verlieren sowohl die Natur 
als auch die Energiewende. 

„Wir wollen zeigen, dass die 
Wasserkraftnutzung nicht die Ur-
sache aller ökologischen Prob-
leme an den Fließgewässern ist, 
sondern Teil der Lösung von Um-
weltproblemen, die durch die in-
tensive menschliche Kultivierung 
der Lebensräume entlang der Ge-
wässer im Laufe der Jahrhunderte 
entstanden sind. Das funktioniert 
allerdings nur, wenn man darüber 
mit dem Willen zum Konsens ver-
handelt und die Endlichkeit öko-
nomischer Ressourcen anerkennt. 
Die verfügbaren finanziellen Mit-
tel müssen so eingesetzt wer-
den, dass eine ganzheitliche Be-
trachtung zu einer zielgerichteten 
Verbesserung der Gewässer mit 
dem größtmöglichen Nutzen für 
Mensch, Natur und Wirtschaft-
lichkeit führt“, so die mitwirken-
den Verbandsvertreter. r
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in Bayern 

Start 

jährlich 
im März

Starke Kommunen 
brauchen Manager

Masterstudiengang Public Management geht in die nächste Runde

Die öffentlichen Verwaltungen stehen vor immer komplexeren Aufga-
ben – bei gleichzeitig immer knapper werdenden finanziellen und per-
sonellen Ressourcen. In den Jahren zwischen 2025 und 2035 werden 
sich bundesweit die Personen im erwerbsfähigen Alter um 50 Prozent 
reduzieren. Darauf müssen die Kommunen vorbereitet sein. Die Nach-
wuchsqualifikation gewinnt daher zunehmend an Bedeutung. 

Auch Themen wie der kom-
munale Finanzausgleich, die Ge-
staltung und Förderung der Bil-
dungsmaßnahmen sowie neue 
Richtlinien auf europäischer 
Ebene stellen Hürden dar, die 
gemeistert werden wollen. Aus 
diesem Grund wird künftig ver-
stärkt das Zusammenspiel zwi-
schen Politik, Verwaltung und 
dem Bürger immer wichtiger. 
Die Frage nach dem optimalen 
Maß an Bürgerbeteiligung stel-
len sich viele kommunale Ent-
scheider.

Aktive Steuerung

Themen werden nicht mehr 
nur rein fachlich beurteilt und 
„abgearbeitet“, sondern brau-
chen eine aktive, betriebswirt-
schaftliche Steuerung. Einige 
Dienstherren gehen bereits mit 
positivem Beispiel voran und in-
vestieren aktiv in ihre Mitarbei-
ter – etwa im Rahmen des Wei-
terbildungsstudiums „Master 
Public Management“, das vom 
Weiterbildungszentrum der 
Technischen Hochschule Deg-
gendorf in Kooperation mit der 
Hochschule für den öffentlichen 
Dienst Bayern in Hof angeboten 
wird. 

Fit für die Zukunft

Seit 2010 bilden sich hier 
am Wochenende Geschäftslei-
ter, Kämmerer, Fachbereichs- 
und Abteilungsleiter, Leiter von 
Kommunalunternehmen und 
Controller weiter. „Ziel des Stu-
diums ist es, die Studierenden 
auf ihre zukünftigen Herausfor-
derungen in den öffentlichen 

Verwaltungen vorzubereiten 
und fit zu machen“, erklärt Co-
rina Brunner, Weiterbildungsre-
ferentin am Weiterbildungszen-
trum der THD. 

Nach Abschluss des Studi-
ums sind die Absolventen in 
der Lage, die Positionierung ih-
rer Kommunen zu verbessern 
und komplexe fachliche Prob-
lemstellungen eigenständig und 
in Vertretung für die Amtslei-
tung zu lösen. Außerdem quali-
fizieren sich die Teilnehmer mit 
dem Master für den Aufstieg in 
die 4. Qualifikationsebene. Aus 
diesem Grund ist der Studien-
gang vor allem für Mitarbeiter 
öffentlicher Verwaltungen inte-
ressant, wie z.B. Kämmerer, Ge-
schäftsleiter, Leiter kommuna-
ler Eigenbetriebe sowie Nach-
wuchsführungskräfte mit einem 
abgeschlossenen Erststudium 
(Diplom, Staatsexamen oder Ba-
chelor) und mindestens einjähri-
ger Berufserfahrung.

Praxisnahe Ausrichtung

„Die praxisnahe Ausrich-
tung des Studiengangs können 
wir vor allem dadurch gewähr-
leisten, dass unsere Dozenten 
selbst zum Großteil aus der Ver-
waltung kommen und den Stu-
dierenden neben wissenschaft-
lichem Know-how auch Praxis-
fälle und individuelle Umset-
zungsmöglichkeiten mit auf den 
Weg geben können“, so Brunner 
weiter. 

Der Master richtet sich an 
Fach- und Führungskräfte in 
Kommunalverwaltungen, die 
ein abgeschlossenes Erststudi-
um (Diplom oder Bachelor) und 
mind. ein Jahr Berufserfahrung 
haben. Nach Abschluss des Stu-
diums qualifizieren sich die Teil-
nehmer für den Aufstieg in die 
4. Qualifikationsebene und er-
halten den Titel „Master of 
Arts“. 

Das Studium dauert vier Se-
mester und findet am Wochen-
ende statt, sodass es paral-
lel zum Job absolviert werden 
kann. Die Vorlesungen finden 
an circa zwei Wochenenden im 
Monat jeweils im Wechsel an 
der TH Deggendorf und an der 
Hochschule für den öffentlichen 
Dienst in Bayern in Hof statt. 

Nächster Studienstart ist im 
März 2019. Am 12. Dezember 
2018 um 18:00 Uhr können sich 
Interessierte kostenlos beim In-
formationsabend mit Studi-
engangsleiter Prof. Dr. Konrad 
Schindlbeck am Weiterbildungs-
zentrum der THD, in Deggen-
dorf, näher informieren. r

Projekt LINDA  
erfolgreich abgeschlossen 
LVN und Partner haben wegweisendes Konzept zur Notstromversorgung 

mit erneuerbaren Energien entwickelt – Feldtests bringen neue Erkenntnisse

Ein langandauernder, großflächiger Stromausfall kann in unse-
rer modernen Gesellschaft gravierende Folgen haben. Beson-
ders die schnelle Wiederversorgung kritischer Infrastrukturen, 
etwa Krankenhäuser oder Wasserwerke, ist entscheidend. Hier 
setzt das Projekt LINDA an: Die LEW Verteilnetz GmbH (LVN) 
und ihre Projektpartner aus Wirtschaft und Wissenschaft ha-
ben im Projekt bewiesen, dass dezentrale Erzeugungsanlagen, 
wie Photovoltaikanlagen, Wasserkraftwerke oder Biogasanla-
gen, zur Notstromversorgung im Blackout-Fall eingesetzt wer-
den können. 

Dafür haben die Projektpart-
ner ein Konzept entwickelt und 
in den bisher umfangreichsten 
Inselnetzversuchen in Deutsch-
land erfolgreich in der Pra-
xis getestet: Beim abschließen-
den Feldversuch waren alle drei 
Kommunen Niederschönenfeld, 
Feldheim und Rain mit rund 
1.100 Haushalten, 185 Photovol-
taikanlagen sowie zwei Wasser-
kraftwerken und einer Biogas- 
anlage eingebunden. Ein Groß-
teil der Ergebnisse aus den Ver-
suchen ist nun ausgewertet und 
wurde gestern im Rahmen einer 
Abschlussveranstaltung vorge-
stellt. 

Das seit November 2015 ent-

wickelte LINDA-Konzept (Loka-
le Inselnetzversorgung und be-
schleunigter Netzwiederaufbau 
mit dezentralen Erzeugungsanla-
gen bei großflächigen Stromaus-
fällen) dient insbesondere der 
Notstromversorgung kritischer 
Infrastrukturen wie Kranken-
häuser oder der Wasserversor-
gung. Diese können mit dem LIN-
DA-Konzept über ein vom regio-
nalen Stromnetz unabhängiges 
Inselnetz versorgt werden. 

Bisher wurden etwa Pho-
tovoltaikanlagen für die Not-
stromversorgung nicht ge-
nutzt, da diese Anlagen auf 
ein bestehendes Netz mit ei-
ner stabilen Spannungs- und 

Frequenzvorgabe angewiesen 
sind. 

Mit LINDA können solche de-
zentralen Erzeugungsanlagen 
nun für die Notstromversor-
gung erschlossen werden: Ein 
schwarzstartfähiges Kraftwerk, 
etwa ein Wasserkraftwerk oder 
eine Biogasanlage, übernimmt 
die Rolle des Führungskraft-
werks und gibt die Frequenz im 
Netz vor. In den Feldversuchen 
hat diese Rolle das Wasserkraft-
werk in Feldheim übernommen.

Erfolgreiche Feldversuche

Nach und nach kann zusätz-
liche Erzeugungsleistung, etwa 
von Photovoltaikanlagen, hin-
zugeschaltet werden. Diese er-
kennen ein bestehendes Netz 
und beginnen wie im typischen 
Verbundbetrieb einzuspeisen. 
Bis auf eine Anpassung des Füh-
rungskraftwerks ist dabei keine 
technische Nachrüstung nötig. 
Dadurch lässt sich das Konzept 
vergleichsweise gut übertragen. 
Dass das Konzept funktioniert, 

Juris Onlineportal:

Partner der Kommunalverwaltung
Die konsequente Orientierung am Bedarf der Kunden, eine enge 
Zusammenarbeit mit den höchsten Gerichtsbarkeiten und 1.900 
eigenen Autoren und Dokumentaren sowie eine starke übergrei-
fende Allianz mit führenden Rechtsverlagen haben juris zum füh-
renden Onlineportal für Rechtsinformationen in Deutschland ge-
macht. Das Portal verfügt über eine bis 1879 zurückreichende 
Sammlung relevanter Entscheidungen. 

Mit seinen Informationslö-
sungen unterstützt juris ne-
ben Öffentlichen Verwaltun-
gen alle deutschen Gerichte, 
zahlreiche Kanzleien, Universi-
täten, Unternehmen, Notare, 
Wirtschaftsprüfer und Steuer-
berater. Mit einem Klick erhal-
ten Nutzer Zugriff auf mehrere 
Millionen Dokumente aus allen 
Rechtsgebieten.

Auf juris.de sind die Entschei-
dungen des Bundesverfassungs-
gerichts, des Bundespatentge-
richts und der fünf obersten 
Bundesgerichte, aller Instanzge-
richte in Deutschland sowie des 
Europäischen Gerichtshofes ab-
rufbar. Zudem können Nutzer 
über das Rechtsportal sämtli-
che Normen des Bundes- und 
Länderrechts, Verwaltungsvor-
schriften des Bundes und der 
Länder sowie Gesetz- und Ver-
kündungsblätter recherchieren. 
Hinzu kommen Informationen 
zum EU-Recht, zu Tarifverträgen 
sowie weiteren Wirtschaftsthe-
men.

Weitere zentrale Bestand-
teile des Angebots sind hun-
derte juristische Kommenta-
re, Zeitschriften, Arbeitshilfen 
und Handbücher der jurisAllianz 
Partner sowie weiterer Verlage. 
Eigene Produkte wie die „juris 
PraxisReporte“, die „juris Praxis-
Kommentare“ oder „juris - Die 
Monatszeitschrift“ ergänzen das 
Onlineangebot. 

Intelligente Datenbank

Die Öffentliche Verwaltung 
hat besondere Anforderun-
gen an ein Rechtsinformations-
system, das den Mitarbeitern 
schnell zu den gesuchten Infor-
mationen verhilft. Viele Kom-
munen haben ihr Kosten- und 
Servicemanagement mit den 
zielgenauen und intelligenten 
Suchmöglichkeiten der juris Da-
tenbank bereits erheblich opti-
miert. Die juris Kommune-Ange-
bote wurden speziell an die An-
forderungen der Kommunalver-
waltung angepasst.

Mit dem juris PartnerMo-
dul Kommunen erhalten alle 
Rechtsanwender in der Kom-
mune schnell und bequem 
Antwort auf sämtliche Frage-
stellungen im Verwaltungs-
prozess. Von Energie- und Um-
weltrecht über Sozial- und 
Steuerrecht bis zum Verga-
be- und Verwaltungsrecht: 
Das Modul deckt das gesamte 
Spektrum der kommunalen Ar-
beitsgebiete ab.

Führende Kommentarlite-
ratur zum Gewerbesteuer-
recht erläutert die rechtssiche-
re Anwendung der einschlägi-
gen Vorschriften und zeigt Ge-
staltungsspielräume auf, die bei 
Gericht bereits anerkannt wur-
den. Sämtliche mit der Gewer-
besteuer verbundenen Nor-
men und Verwaltungsanweisun-
gen sind direkt verlinkt, ebenso 
die GewSt-Richtlinien, Hinweise 
des BMF und die vollständig do-
kumentierte Finanzrechtspre-
chung zum GewStG. 

Kommunale Haftung

Der Themenbereich der kom-
munalen Haftung wird unter Be-
rücksichtigung der aktuellen 
höchstrichterlichen Rechtspre-
chung diskutiert – sowohl vor 
dem Hintergrund aktuell be-
deutsamer Haftungsrisiken wie 
der Verletzung von Europa- oder 
Wettbewerbsrecht, als auch aus 
der Perspektive der kommuna-
len Organe und ihrer Bediens-
teten (persönliche Haftung von 
Bürgermeistern, Gemeinderä-
ten, Leitungskräften kommuna-
ler AGs/GmbHs etc.). 

Weitere hochkarätige Stan-
dardliteratur, etwa zum Kind-
schafts-, Familien- und Ju-
gendrecht oder zum 2016 um-
fassend reformierten Vergabe-
recht mit der neuen KonzVgV 
und den Neufassungen von 
GWB und VgV, vervollständigt 
das breite inhaltliche Spektrum 
des Online-Moduls, so dass es 
in der gesamten Kommunal-
verwaltung eingesetzt werden 
kann.

Digitalisierte Fachzeitschrif-
ten halten die Anwender über 
aktuelle Trends und Entwick-
lungen auf dem Laufenden. An-
schauliche Beispiele und Über-
sichten ermöglichen einen 
schnellen Überblick. Zudem hel-
fen zahlreiche Vertragsmuster, 
Zeit zu sparen. DK

V.l.: LEW-Vorstandsmitglied Dr. Markus Litpher, Peter Mahl, Bür-
germeister von Niederschönenfeld, Landrat Stefan Rößle, BEW-Ge-
schäftsführer Prof. Dr. Frank Pöhler, Prof. Dr. Michael Finkel von der 
Hochschule Augsburg und MdL Wolfgang Fackler freuten sich über 
den erfolgreichen Projektabschluss. Bild: LEW/Christina Bleier

hat das Projektteam in den Feld-
versuchen unter Beweis gestellt. 
„Weiterführende Untersuchun-
gen haben nun gezeigt, dass 
auch Gasmotoren, wie sie zum 
Beispiel in Biogasanlagen zum 
Einsatz kommen, für die Rolle 
des Führungskraftwerks geeig-
net sind“, sagt Dr. Georg Kerber, 
Projektleiter bei LVN. 

Last und Erzeugung 
im Gleichgewicht

Um das Inselnetz stabil zu 
betreiben, müssen Last und Er-
zeugung jederzeit im Gleichge-
wicht sein. Dann stellt sich eine 
Frequenz von 50,2 Hertz im Netz 
ein. Wird zu viel Strom erzeugt, 
gerät das Netz in den Bereich 
der Überfrequenz und wird in-
stabil. Moderne Photovoltaik-
anlagen drosseln deshalb bei ei-
ner Frequenz über 50,2 Hertz ih-
re Leistung schrittweise. 

Dieser Mechanismus wird 
im LINDA-Konzept genutzt. So 
kann sie das Inselnetz stabil ge-
halten werden, ohne dass ei-
ne Nachrüstung nötig ist. In das 
Netz speisen jedoch auch älte-
re Photovoltaikanlagen ein. Die-
se schalten bei Überfrequenz ab 
einem bestimmten Wert voll-
ständig ab. „Wir hatten die Be-
fürchtung, dass wir durch die 
vielen plötzlichen Abschaltun-
gen in den Bereich der Unter-
frequenz geraten“, sagt Kerber. 
„In den Feldversuchen hat sich 
jedoch gezeigt, dass sich die 
PV-Anlagen nicht synchron bei 
50,2 Hertz abschalten, sondern 
sich die Abschaltungen auf ei-
nen größeren Frequenzbereich 
verteilen. Das Verhalten der äl-
teren Anlagen ist damit nicht so 
kritisch für die Netzstabilität, 
wie angenommen.“ 

Integration in 
Notfallkonzepte

Während der Feldversuche 
war zu jeder Zeit ein stabiler In-
selnetzbetrieb möglich. Das Pro-
jektteam konnte so beweisen, 
dass dezentrale Erzeugungsan-
lagen für die Notstromversor-
gung im Blackout-Fall eingesetzt 
werden kann. Das LINDA-Kon-
zept wird nun weiterentwickelt 
und kann in Notfallkonzepte so-
wie Netzwiederaufbaupläne in-
tegriert werden und ergänzt be-
stehende Strategien zur Wie-
derherstellung der Stromversor-
gung bei einem großflächigen 
Stromausfall. 

Anfragen zur Unterstützung 
bei der Umsetzung des Konzepts 
in weiteren Kommunen und an-
deren Netzgebieten liegen be-
reits vor. 

LINDA wurde unter Feder-
führung von LVN mit Partnern 
aus Wissenschaft (Hochschule 
Augsburg, Technische Univer-
sität München) und Industrie 
(Bayerische Elektrizitätswer-
ke GmbH (BEW), Stellba Hydro 
GmbH & Co KG, Marquis Au-
tomatisierungstechnik GmbH, 
MTU Onside Energy GmbH, PSI 
Software AG) entwickelt und 
umgesetzt. r

KWK-Analyse kostenlos für  
kommunale Unternehmen

Wie gut läuft meine Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlage 
(KWK-Anlage)? Um diese Frage zu beantworten, muss man 
sich alle technischen und wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen der Anlage ansehen und detailliert auswerten. Der 
Münchner KWK- und Wärmespeicherspezialist VK Energie 
bietet solche Analysen für Betreiber von KWK-Anlagen an. Auf 
Basis von historischen Daten der Anlage werden Betriebswei-
sen simuliert und gezeigt, wo Optimierungspotenzial besteht. 
Um dieses Potenzial anschließend auch zu heben, gibt es kon-
krete Handlungsempfehlungen.

Sonderaktion für GZ-Leser

Bis Ende des Jahres bietet VK Energie diese Analyse für Le-
ser der Bayrischen Gemeindezeitung in einer Sonderak- 
tion kostenlos an. Bei Interesse schreiben Sie einfach eine 
E-Mail an info@vk-energie.de oder rufen Sie an unter 089-
954 570 851. r
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Festakt in Beirut:

100 Jahre Demokratie in Bayern
Der 100. Jahrestag der Ausrufung des Freistaats Bayern war An-
lass für einen außergewöhnlichen Festakt in der libanesischen 
Hauptstadt Beirut. Unter dem Titel „Die Nacht, in der die Zukunft 
begann“ feierten zwei bayerische Organisationen, der humani-
täre Hilfsverein Orienthelfer e.V., gegründet vom Kabarettisten 
Christian Springer und die Hanns-Seidel-Stiftung e.V., gemeinsam 
diesen Jubiläumsabend. 

Vor einhundert Jahren, in der 
Nacht vom 7. auf den 8. Novem-
ber 1918, wurde in München die 
Republik ausgerufen. Nach vie-
len Generationen war die Mo- 
narchie in Bayern für immer 
verschwunden. Der demokrati-
sche Freistaat Bayern war ent-
standen. Gleichzeitig wurden im 
Nahen Osten willkürliche Gren-
zen gezogen, die zum Teil heu-
te noch existieren. Bayern und 
Libanon sind durch viele Bande 
verknüpft.

Konkrete Hilfe vor Ort

Es war erklärtes Ziel der Vor-
sitzenden der Hanns-Seidel-Stif-
tung, Prof. Ursula Männle, diese 
Kontakte zu vertiefen und kon-
krete Hilfe zu leisten. Zum Fest-
akt erschienen in den Festräu-
men der Jeita Grotto Vertreter 
aus der Deutschen Botschaft, 
aus der libanesischen Politik 
und Zivilgesellschaft, die deut-
schen Stiftungen mit Sitz in Bei-
rut und zahlreiche weitere Per-
sönlichkeiten.

In einer launigen Festrede 
schlug Daniel Gerlach, Chefre-
dakteur der Zeitschrift „Zenith 
– Zeitschrift für den Orient“, ei-
nen weiten Bogen um Gemein-
samkeiten zwischen dem Bay-
ern und dem Nahen Osten zu 
formulieren. 

Springers Dank auf Facebook 
in Anschluss an die Reise war 

überschwänglich: „Das war der 
Knaller! ‚100 Jahre Demokratie 
in Bayern‘. Gefeiert bei einem 
grandiosen Festakt in Beirut. 
Danke Frau Professor Männ-
le und die Hanns-Seidel-Stif-
tung. Danke an den stellvertre-
tenden Botschafter Dr. Reuss 
und die Dt. Botschaft Beirut. 
Danke an Daniel Gerlach für die  
Festrede und Zenith. Danke Cu-
ba Boarisch 2.0 und den Haus-
herrn und Freund Dr. Nabil Had-
dad. Und natürlich herzlichen 
Dank an Frederic Meisner Tracht 
für die großartigen Janker. Die 
Bayernhymne in Beirut, das war 
einzigartig!!!“

Ziel der Reise war es, den 
Menschen im Libanon zu helfen, 
zu einem geordneten Gemein-
wesen zurückzufinden. 

Zahlreiche Flüchtlinge

Vor einem halben Jahrhun-
dert wurde die Hauptstadt an 
der Levanteküste verglichen mit 
den prächtigsten und blühends-
ten Metropolen an der Côte 
d’Azur, der Adria oder der Ri-
viera. Sie war ein Welthandels-
zentrum. Dazu konnte man Vor-
mittags im Mittelmeer baden 
und am Nachmittag im Liba-
nongebirge skifahren. Die Ze-
dern des Libanon wurden in al-
le Welt verschickt als Zeichen 
von Frieden und Freundschaft. 
Dann folgten Kriege, Unruhen, 

Hass, Vertreibung, Mord und 
Totschlag. 

Die jüngsten Probleme resul-
tieren vor allem aus der immen-
sen Anzahl von Menschen, die 
ihre syrische Heimat verlassen 
müssen, weil sie dort nicht mehr 
überleben können.

Der Libanon hat im Verhält-
nis zur Gesamtbevölkerung die 
meisten Geflüchteten aus Syrien 
aufgenommen. Aktuell kommt 
jeder vierte Einwohner aus Sy-
rien. Die Kommunen stehen bei 
der Versorgung der Geflüchte-
ten vor großen Herausforde-
rungen: Es mangelt neben Infra- 
struktur und Ressourcen vor al-
lem an Know-how, um ange-
sichts des rasanten Bevölke-
rungszuwachses die Abfallwirt-
schaft, die Wasser- und Energie-
versorgung oder die kommunale 
Verwaltung sicherzustellen.

Die Servicestelle Kommunen 
in der einen Welt unterstützt 
mit der Initiative „Kommunales 
Know-how für Nahost“ den Auf-
bau von kommunalen Projekt-
partnerschaften zur Stärkung 
von Kommunen vor Ort.

Die bayerische Delegation 
konnte mehrere Hilfsprojekte 
von Orienthelfer e.V. in der Be-
kaa-Ebene besuchen. Wie Be-
rufsausbildung in Bar Elias funk-
tioniert, stand ebenso auf dem 
Programm wie der Besuch ei-
ner von den Orienthelfern or-
ganisierten Feldküche und eines 
Waisenhauses. 

Nach einem Treffen mit dem 
Bürgermeister von Baalbek, 
Hussein al-Laqqis, besuchte die 
Delegation die dortigen weltbe-
rühmten Tempel der sowie das 
Grab von Stammvater Noah.  r

Deutsches Rotes Kreuz warnt: 

Zu viele Menschen in Not erhalten 
keine humanitäre Hilfe

Weltkatastrophenbericht 2018 des Roten Kreuzes 
Millionen Menschen in Not erhalten keine oder nur unzureichen-
de humanitäre Hilfe. Das geht aus dem Weltkatastrophenbericht 
2018 der Internationalen Föderation der Rotkreuz- und Rothalb-
mond-Gesellschaften hervor, der in Genf veröffentlicht wurde 
und eine Neuorientierung in der humanitären Hilfe fordert. „Lo-
kale Helfer sind oft die einzigen, die Menschen in entlegenen 
oder unsicheren Gegenden erreichen. Es ist daher wichtig, lokale 
und vor Ort etablierte Hilfsorganisationen gezielt zu stärken“, sag-
te der Generalsekretär des Deutschen Roten Kreuzes (DRK), Chris-
tian Reuter. Alleine durch die freiwilligen Helfer und Helferinnen 
der 191 nationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesellschaften 
werden weltweit über 100 Millionen von Katastrophen und Kri-
sen betroffene Menschen im Jahr unterstützt.

Laut Weltkatastrophenbe-
richt werden im Jahr 2018 nach 
Angaben der UN voraussicht-
lich weltweit rund 40 Millionen 
Menschen im Rahmen von in-
ternationalen Hilfsmaßnahmen 
nicht erreicht. Insbesondere in 
langanhaltenden, oft verges-
senen Krisen, fehlt es interna-
tionalen Helfern an Zugang zu 
Menschen in Not oder es ste-
hen zu wenig finanzielle Mittel 
für die humanitäre Hilfe bereit.

In den vergangenen zehn Jah-
ren sind nach dem Weltkatas-
trophenbericht weltweit allein 
827 Millionen Menschen von 

extremer Hitze und Dürren so-
wie weitere 730 Millionen von 
Überschwemmungen betrof-
fen worden. „Die Zahlen zeigen, 
dass wir neue Wege in der Ka-
tastrophenvorsorge gehen und 
mehr als bisher vorausschau-
end handeln müssen. Denn vor 
allem klimabedingte Risiken las-
sen sich inzwischen häufiger 
vorhersagen“, sagte DRK-Gene-
ralsekretär Christian Reuter.

Forecast-based Financing

Eine Antwort darauf sei das 
neue Konzept des sogenannten 

Forecast-based Financing, der 
vorhersagebasierten Finanzie-
rung. Dessen Kernelement sei 
es, dass auf der Basis von Ex- 
tremwettervorhersagen und de-
finierten Schwellenwerten be-
reits humanitäre Hilfe geleistet 
wird, bevor eine Katastrophe 
eintritt. Dazu gehöre zum Bei-
spiel, Häuser sturmfest zu ma-
chen sowie Nahrung und Saat-
gut vor Unwettern zu sichern 
oder rechtzeitig Geld für Eva-
kuierungen bereitzustellen, so 
dass sich Menschen rechtzei-
tig in Sicherheit bringen kön-
nen. Solche Pilotprojekte testet 
das DRK derzeit in Bangladesch, 
auf den Philippinen, in Vietnam, 
Mosambik, Uganda, Togo, Ekua-
dor und Peru.

Mehr Bundesmittel  
gefordert

Frank Schwabe, menschen-
rechtspolitischer Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion: „In An- 
betracht der erschreckenden 
Zahlen des Weltkatastrophen-
berichts 2018 muss die interna-
tionale Hilfe ausgebaut und ver-
stetigt werden. Der Deutsche 
Bundestag hat in den vergange-
nen Jahren die Mittel für die hu-
manitäre Hilfe bereits deutlich 
erhöht. Das weltweite Leid von 
Menschen auf der Flucht vor 
Krieg, Verfolgung und Naturka-
tastrophen muss dennoch einen 
stärkeren Niederschlag im neu-
en Bundeshaushalt finden und 
eine stetige und gezielte huma-
nitäre Hilfe ermöglichen.

Lokale Hilfsorganisationen 
gezielt stärken

Das Deutsche Rote Kreuz er-
klärt, dass zahlreiche Menschen 
in Not nur durch lokale Helferin-
nen und Helfer erreicht werden. 
Daher sei es von enormer Be-
deutung, lokale Hilfsorganisati-
onen gezielt zu stärken. Das In-
ternationale Rote Kreuz rechnet 
in seinem Bericht damit, dass 
rund 40 Millionen Menschen 
von internationalen Hilfsmaß-
nahmen nicht erreicht werden. 
Der Bericht stellt weiter fest, 
dass in den vergangenen zehn 
Jahren weltweit allein 827 Mil-
lionen Menschen von extremer 
Hitze und Dürren sowie weitere 
730 Millionen von Überschwem-
mungen betroffen waren. Daher 
sei es notwendig, auf der Basis 
von Extremwettervorhersagen 
und definierten Schwellenwer-
ten bereits humanitäre Hilfe zu 
leisten, bevor Katastrophen ein-
treten.“

Weitere Infos unter https://
media.ifrc.org/ifrc/world-disas-
ter-report-2018/ sowie https://
www.forecast-based-financing.
org/ erschienen im europaticker

Rotkreuz-Gesellschaft von Bosnien und Herzegowina: 

Humanitäre Notlage 
Seit Anfang des Jahres arbeitet die Rotkreuz-Gesellschaft von 
Bosnien und Herzegowina (nachfolgend RKBH) unter Extrembe-
dingungen: Über 16.000 Asylsuchende durchquerten seither die 
neue Balkanroute. Mit dem Ziel, ihren Fluchtweg weiter Richtung 
Norden antreten zu können, sitzen sie fest. 

Nachdem sich die RKBH in ei-
nem Hilfeersuchen an das DRK 
gewandt hat, haben Experten 
des BRK die Lage in Bosnien be-
urteilt. „Das Rote Kreuz arbei-
tet am Limit“, berichtet Günther 
Geiger, Leiter der internationa-
len Arbeit des BRK. 

Die RKBH bereitet für über 
5.800 Flüchtlinge in drei Flücht-
lingscamps jeweils drei Mahl-
zeiten zu, ist für medizinische 
und psychologische Belange der 
Asylsuchenden zuständig und 
steht rund um die Uhr zur Ver-
fügung. Auch die Suchdienstar-
beit, also das Zusammenführen 
verlorengegangener Familien-
mitglieder, ist eine zeitintensi-

ve Aufgabe. Jedoch ist das RK-
BH personell nicht der Situation 
entsprechend ausgestattet. 

Inzwischen ist ein Hilfskonvoi 
mit vier Lastkraftwagen mit ins-
gesamt 11,5 Tonnen Beladung 
in Bihac, Bosnien angekom-
men. Unter den Hilfsgütern be-
finden sich unter anderem Feld-
kochherde, Betten, Schlafsäcke, 
Thermophoren, Großküchenu-
tensilien, Winterjacken, Decken 
und Zelte.
Spenden an: VR-Bank Handels- 
und Gewerbebank Augsburg
Stichwort: „BRK Internationale 
Hilfe“
IBAN: DE61 7206 2152 0100 
0909 99 / BIC: GENODEF1MTG r

Bild: BRK
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(Fortsetzung von Seite 1)
Zusammenarbeit und Entwick-
lung auf.

Hilfe vor Ort ist wesentlich ef-
fektiver und günstiger als die 
Versorgung von Flüchtlingen 
in Deutschland. Für ca. 50.000 
Euro kann ein minderjähriger 
Flüchtling in Deutschland ein 
Jahr betreut werden. Mit der-
selben Summe ist es möglich, 
in Afrika, Asien oder Südame-
rika eine Schule zu bauen und 
damit pro Schule und Jahr bis 
zu 1.000 Schülern 1.000 Bil-
dungs- und Zukunftsperspek-
tiven zu bieten (siehe dazu htt-
ps://www.facebook.com/Land-
rat.Stefan.Roessle/videos/ 
320010265257947/

Bei den Schulbauprojekten 
werden keine Steuermittel ein-
gesetzt. Die Finanzierung erfolgt 
über Bürgerspenden und Spon-
sorengelder der lokalen Wirt-
schaft. Die Spendengelder flie-
ßen vollständig in die Schulbau-
projekte vor Ort, die anfallen-
den Verwaltungskosten werden 
durch andere Sponsoren über-
nommen. 

Zuverlässiger Partner

Mit der Stiftung Fly & Help 
steht der Gemeinschaftsiniti-
ative „1000 Schulen für unse-
re Welt“ ein zuverlässiger und 

vertrauenswürdiger Partner zur 
Verfügung, der seit Stiftungs-
gründung rund 250 Schulbau-
projekte weltweit realisiert hat, 
davon allein in den vergange-
nen zwei Jahren ca. 100 Schu-
len. Die Stiftung ist Trägerin des 
Spendensiegels des „Deutschen 
Zentralinstituts für soziale Fra-
gen (DZI)“, das ein Markenzei-
chen für seriöse Spendenorgani-
sationen ist. Bei Bedarf werden 
weitere kompetente Stiftungen 
oder andere Partner die Umset-
zung der Initiative unterstützen. 
Kommunen haben darüber hin-
aus auch die Möglichkeit, mit an-
deren Stiftungen ihres Vertrau-
ens zusammenzuarbeiten und 
sich unter das Dach der gemein-
samen Initiative zu stellen. 

Gemeinsam mit Partnern und 
in Abstimmung mit den Akteu-
ren vor Ort plant und beaufsich-
tigt Fly & Help den Schulbau. Da-
bei handelt es sich vornehmlich 
um Vor- und Grundschulgebäu-
de. Die Stiftung schließt Verträ-
ge mit Partnerorganisationen 
vor Ort, die nach streng vor-
gegebenen Richtlinien von ih-
nen ausgewählt werden, um 
den ordnungsgemäßen Bau und 
Schulbetrieb nach der Erbauung 
sicherzustellen. Voraussetzung 
für den Schulbau ist auch, dass 
Fly & Help die Schulen an die 
Kommune oder den Träger nach 
Fertigstellung übergibt, die sich 
zuvor verpflichten, Lehrkräfte 
bereitzustellen. Die Grundstü-
cke, auf denen die Schulgebäu-
de entstehen, werden in der Re-
gel von den jeweiligen Gemein-
den bzw. sonstigen Trägern zur 
Verfügung gestellt. Nach Fertig-
stellung eines Schulbauprojek-
tes sichert Fly & Help mit Unter-
stützung seiner Partner vor Ort 
zu, dass die Gebäude für den 
vorgesehenen Zweck verwen-
det werden. 

Werben für die Initiative

Am Beginn steht der politi-
sche Wille der Kommunalpolitik 
und der Bürgerinnen und Bür-
ger, die Initiative „1000 Schu-
len für unsere Welt“ zu unter-
stützen. Dazu ist es erforderlich, 
dass die Initiative der Öffentlich-
keit und der lokalen Wirtschaft 
vorgestellt und für ein Engage-
ment geworben wird. Ein Be-
schluss der kommunalen Ver-
tretungskörperschaft kann das 
entwicklungspolitische Engage-
ment zusätzlich unterstreichen. 
Eine gemeinsame Strategie der 
Kommune mit lokalen Partnern 
zur Einwerbung von Spenden-
geldern erhöht die Sichtbarkeit 
des Engagements im öffentli-
chen Raum zusätzlich. 

Die Stiftung bemüht sich, Vor-
schläge der deutschen Kommu-
nen für Schulbauprojekte zu be-
rücksichtigen. Ein Schulbau ist 
voraussichtlich möglich, wenn 
ein Bedarf nachweislich gege-
ben ist und gleichzeitig die Stan-
dards von Fly & Help sicherge-
stellt bleiben. Alternativ haben 
Kommunen auch die Möglich-
keit, mit anderen Stiftungen zu-
sammenzuarbeiten und sich in 
die Gemeinschaftsinitiative mit 
eigenständigen Schulprojekten 
einzubringen. 

Mit den eingeworbenen Gel-
dern wird ein konkretes Schul-
bauprojekt über die Stiftung Fly 
& Help umgesetzt. Indem sich 
eine Kommune für ein Schulbau-
projekt verantwortlich zeich-
net, wird kommunale Entwick-
lungspolitik für die Bürgerinnen 
und Bürger lebendig – der Fort-
schritt „ihres“ Schulbauprojek-
tes kann von den Spendern ver-
folgt werden und macht das En-
gagement der Bürgerinnen und 
Bürger greifbar. Die Spenden-
gelder können auf Wunsch der 
Kommune direkt bei der Stif-
tung auf Unterkonten, die der 
jeweiligen Kommune zugeord-
net werden können, gesammelt 
werden. Die Stiftung informiert 

die Kommune auf Anfrage über 
den Kontostand. Einen konkre-
ten Projektvorschlag unterbrei-
tet die Stiftung den Kommu-
nen, wenn die nahezu vollstän-
dige Fördersumme zur Verfü-
gung steht. 

Die Schulbauprojekte können 
und sollen ein erster Schritt für 
ein weiterführendes Engage-
ment in der Welt sein. Hierbei 
sind Kooperationen mit der lo-
kalen Wirtschaft, Bildungsträ-
gern oder Nichtregierungsorga-
nisationen bis hin zu Schul- und 
Städte- oder Projektpartner-
schaften wünschenswert. Die 
kommunalen Spitzenverbän-
de unterstützen die Kommunen 
bei ihrem nachhaltigen Engage-
ment u.a. durch Beratung in Be-
zug auf weiterführende Förder-
programme des Bundes. Durch 
ihre Beteiligung an der Initiative 
setzen Kommunen außerdem 
ein starkes Zeichen für Weltof-
fenheit und globale Verantwor-
tung, stoßen einen Dialog der 
Bürgerinnen und Bürger zu glo-
balen Zusammenhängen an und 
leisten einen Beitrag zur Umset-
zung der Agenda 2030 der Ver-
einten Nationen und ihrer Nach-
haltigkeitsziele.

Verantwortung übernehmen

„Immer mehr Menschen wol-
len, dass wir als reiches Land 
Verantwortung für eine ge-
rechte Globalisierung überneh-
men. Ich freue mich, dass sich 
immer mehr Kommunen ent-
wicklungspolitisch engagieren“, 
betonte Minister Müller. „Wa-
ren es vor wenigen Jahren 200, 
so sind es jetzt bereits 750. Das 
neue Großprojekt ‚1.000 Schu-
len für unsere Welt‘ ist ein wei-
terer Meilenstein. Gerade Inves-
titionen in Bildung sind wichtig, 
denn Bildung ist der Schlüssel 
für Entwicklung und Fortschritt. 
Ich wünsche der Initiative der 
kommunalen Spitzenverbände 
viel Erfolg für nachhaltige Part-
nerschaften.“

Wie Markus Lewe, Präsident 
des Deutschen Städtetages und 
Oberbürgermeister der Stadt 
Münster hervorhob, „ist Bil-
dung eine Schlüsselressource 
und hilft den Menschen vor Ort, 
bessere Chancen für ihr Leben 
zu gewinnen. Für etwa 50.000 
Euro kann in Afrika, Asien oder 
Südamerika eine Schule gebaut 
werden, die pro Schule und Jahr 
bis zu 1.000 Schülern eine Zu-
kunftsperspektive ermöglicht. 
Das ist wirksame Zusammen-
arbeit mit Kommunen aus dem 
globalen Süden.“

Laut Reinhard Sager, Präsident 
des Deutschen Landkreistages 
und Landrat des Kreises Ost-
holstein „haben bei der Flücht-
lingsintegration Städte, Land-
kreise und Gemeinden bewie-
sen, wie viel Kraft, Energie und 
Einsatzbereitschaft auf kommu-
naler Ebene mobilisiert werden 
kann. Dieses Engagement möch-
ten wir auch für die Bekämpfung 
von Fluchtursachen mobilisie-
ren und damit einen wirksamen 
Beitrag zur Entwicklungszusam-
menarbeit leisten.“

Zukunft selbstbestimmt  
gestalten

Nach den Worten von Dr. Gerd 
Landsberg, Hauptgeschäftsfüh-
rer des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes heißt Bildung 
Zukunft. Weltweit. „Mit ‚1000 
Schulen für unsere Welt‘ wollen 
wir dazu beitragen, dass Men-
schen auf der ganzen Welt bes-
seren Zugang zu Bildung erhal-
ten und so ihre Zukunft selbst-
bestimmt gestalten können.“

„Ich möchte, dass das Beispiel 
des Landkreises Donau-Ries 
bundesweit Schule macht und 
ein Zeichen für kommunale Ver-
antwortung in der Welt setzt“, 
unterstrich schließlich Landrat 
Stefan Rößle. „Auch kommuna-
les Engagement kann sehr wirk-
sam dazu beitragen, die Lebens- 
chancen in anderen Teilen der 
Welt zu verbessern.“  DK

1000 Schulen für ...

Platz für Weltverbesserer: TeilnehmerInnen aus 55 Fair Trade Kommunen und Landkreisen kommen 
zur 1. Fair Trade Werkstatt der Metropolregion Nürnberg zusammen Bild: Thomas Scherer

55 Fair Trade Kommunen setzen 
sich für faire Beschaffung ein

Fairness zum Anfassen, Mitmachen und Mitgestalten: Am 8. No-
vember fand im Landkreis Fürth die Erste Fair Trade Werkstatt der 
Metropolregion Nürnberg statt. Rund 60 Teilnehmende aus dem 
Rat der Metropolregion, Kommunalverwaltungen, städtischen Ei-
genbetrieben und Agenda-Gruppen befassten sich mit der Frage: 
Wie können wir gemeinsam die öffentliche Beschaffung nachhal-
tig gestalten?

Klammerlose Tacker, faire 
Warnsicherheitskleidung für  
Bauhöfe, biologisch abbaubare 
Computermaushüllen – am Markt 
der Möglichkeiten konnten 
die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer nachhaltige Produk-
te für den Kommunalbedarf 
testen und anfassen. Mit ei-
nem Beschaffungsvolumen von 
330 Milliarden Euro deutsch-
landweit haben öffentliche Ein-
richtungen eine große Markt-
macht. Die 55 Kommunen und 
Landkreise der Metropolregi-
on Nürnberg, die sich in der 
Fairtrade Kampagne engagie-
ren, sind sich einig: Fair und ge-
recht soll es dabei nicht nur am 
Einsatzort der Produkte zuge-
hen, sondern auch bei den Pro-
duktionsbedingungen im Her- 
kunftsland.

Lob von Landrat Dießl

Gastgeber Landrat Matthias 
Dießl freute sich, die Teilneh-
menden in der Alten Mine in 
Stein begrüßen zu können: „Der 
Landkreis Fürth war der erste 
Fairtrade-Landkreis in der Met-
ropolregion Nürnberg – zu ver-
danken ist das dem großen En-
gagement der Akteure in unse-
rem Landkreis. Neben der Sensi-
bilisierung unserer Bürgerinnen 
und Bürger ist eine faire und 
nachhaltige Beschaffung inner-
halb der Verwaltung ein wichti-
ges Ziel für die Zukunft.“

Gute Beispiele fairer Beschaf-
fung gibt es viele in der Region: 
Die Stadt Langenzenn beschafft 
die Bauhofkleidung seit Jahren 
fair, der Nürnberger Stift be-
zieht faire Pflegekleidung. Die 
Landkreise Fürth und Nürnber-
ger Land sind zwei der Vorrei-
ter was die Beschaffung von Fai-
ren Bällen für Schulen und Ver-
eine anbelangt. Die Metropolre-
gion ist nun dabei eine größere 
Stückzahl zu beschaffen. Die Lie-
ferketten bis ins letzte Glied fair 
zu belegen, ist die größte Her-
ausforderung. Bei der Compu-
termaus – ein scheinbar relativ 
simples Produkt – ist dies bis-
lang nicht gelungen.

Künftig will man sich in der 
Metropolregion für Weiterbil-
dungsveranstaltungen im Be-
reich Faire Beschaffung zusam-
mentun und das kostenlose An-
gebot der Kompetenzstelle für 
Nachhaltige Beschaffung des 
Bundes nutzen. Spannend sind 
auch sogenannte „Marktdialo-
ge“, die die Thüringer Beschaf-
fungsallianz bereits erfolgreich 

durchführt. Zu einer gefragten 
Produktgruppe, beispielsweise 
zu Bürobedarf, werden Unter-
nehmen eingeladen, die fair 
produzieren. Diese sogenannte 
„Markterkundung“ übernimmt 
die Beschaffungsallianz im Auf-
trag von mehreren Kommunen. 
Beim Marktdialog treffen Anbie-
ter und Nachfrager dann direkt 
aufeinander.

Faires Vernetzungstreffen

Eins zeigte die Fair Trade Werk-
statt: Möglichkeiten die Faire Me-
tropolregion mitzugestalten gibt 
es viele – metropolregionsweit 
findet zweimal jährlich ein faires 
Vernetzungstreffen statt und ver-

schiedene Arbeitskreise haben 
sich bereits gebildet.

Die Faire Metropolregion 
Nürnberg hat sich für die Zukunft 
viel vorgenommen. Spannende 
Praxisbeispiele werden in Kürze 
über eine eigene Webseite und 
Publikationsreihe ‚So fair ist die 
Metropolregion Nürnberg‘ vor-
gestellt und verbreitet. Geplant 
ist 2019 außerdem die Definition 
metropolregionsweiter Ziele für 
nachhaltige Beschaffung.

Unterstützt wird diese Arbeit 
durch die Entwicklungsagentur 
Faire Metropolregion Nürnberg, 
angesiedelt in der Geschäfts-
stelle der Metropolregion. Ge-
fördert ist die Entwicklungs-
agentur Faire Metropolregion 
Nürnberg durch ENGAGEMENT 
GLOBAL im Rahmen der Ser-
vicestelle Kommunen in der Ei-
nen Welt mit Mitteln des Bun-
desministeriums für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ). r

OB Dr. Thomas Jung: 

Fürther Erfahrungen mit 
Entwicklungshilfeprojekt

Das entwicklungspolitische Engagement von Städten ist in den 
letzten Jahren stetig gewachsen. Um diese Entwicklung zu stär-
ken, unterstützt die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt 
(SKEW) kommunale Akteure und Aktivitäten nicht nur inhaltlich 
und organisatorisch, sondern auch durch geeignete finanzielle 
und personelle Maßnahmen. 

Gibt es hierzu schon gute Bei-
spiele aus bayerischen Städten? 
Ja. Es folgt die Schilderung, wie 
der stellvertretende Vorsitzen-
de des Bayerischen Städtetags, 
Oberbürgermeister der Stadt 
Fürth, Dr. Thomas Jung, dazu ge-
kommen ist, sich für die kommu-
nale Entwicklungszusammen- 
arbeit zu engagieren:

„Es trifft zu, was mein frühe-
rer Oberbürgermeister-Kollege 
aus Erlangen, Dr. Siegfried Bal-
leis – jetzt als Beauftragter des 
Bundesministers für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung für kommunale Ent-
wicklungszusammenarbeit tä-
tig – über mich gesagt hat: die 
drei Prioritäten meines kommu-
nalpolitischen Handelns würden 
wie folgt lauten: erste Priorität: 
Fürth, zweite Priorität: Fürth, 
dritte Priorität: Fürth. 

Spätestens seit einer Rede, 
die der Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Dr. Gerd Müller, 
beim Bayerischen Städtetag 
2016 in Memmingen gehalten 
hatte, hat sich dies geändert. 
Ich bin heimgefahren und ha-
be zu meiner Partnerschafts-
beauftragten gesagt: „Da müs-
sen wir uns engagieren.“ Dar-
aus ist sehr schnell eine intensi-
ve Zusammenarbeit mit Midoun 

auf der tunesischen Insel Djer-
ba entstanden, die großzügig 
durch das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung unter-
stützt wurde. 

Wir haben als Repräsentan-
ten unserer Städte eine Verant-
wortung dafür, dass wir auch die 
Fluchtursachen in den Entwick-
lungsländern bekämpfen, um zu 
verhindern, dass Menschen aus 
rein wirtschaftlichen Gründen 
ihr Land verlassen müssen und 
zu uns kommen. 

Jeder Euro, den wir in unse-
ren Städten für Flüchtlinge aus-
geben, könnte vor Ort in den 
Herkunftsländern eine 20 bis 30 
Mal größere Wirkung entfalten. 
Wir haben in unseren Stadtver-
waltungen und in unseren städ-
tischen Betrieben hoch quali-
fizierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die mithelfen kön-
nen, die Lebenssituation der 
Menschen in Entwicklungslän-
dern so zu verbessern, dass sie 
keinen Anreiz mehr haben, nur 
aus wirtschaftlichen Gründen 
zu uns zu kommen. Deshalb bit-
te ich Sie, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, dass sich Ihre Städ-
te ebenfalls in der kommunalen 
Entwicklungszusammenarbeit 
engagieren.“ 

Bei Interesse an der Förde-

rung eines kommunalen Ent-
wicklungshilfeprojekts finden 
sich auf der Homepage der Ser-
vicestelle Kommunen in der Ei-
nen Welt (SKEW) aktuelle Infor-
mationen: https://www.kom-
munal-global-engagiert.de/ ht-
tps://skew.engagement-global.
de/dialog-global/ dialog-global- 
nr-9.html  Quelle: IBdBSt 

„Fairtrade-Stadt“ 
Erlangen

Die Stadt Erlangen erfüllt 
weiterhin alle fünf Kriterien 
der „Fairtrade-Towns“-Kam-
pagne und trägt für weite-
re zwei Jahre den Titel „Fair-
trade-Stadt“. Das hat das 
kommunale Amt für Um-
weltschutz und Energiefra-
gen mitgeteilt. Die Auszeich-
nung wurde erstmalig im 
Jahr 2012 durch TransFair e. 
V. verliehen. OB Florian Ja-
nik freute sich: „Die Bestäti-
gung der Auszeichnung ist ein 
schönes Zeugnis für die nach-
haltige Verankerung des fai-
ren Handels in Erlangen. Lo-
kale Akteure aus Politik, Zi-
vilgesellschaft und Wirtschaft 
arbeiten hier eng für das ge-
meinsame Ziel zusammen. 
Wir setzen uns weiterhin mit 
viel Elan dafür ein, den fairen 
Handel auf lokaler Ebene zu 
fördern.“ 

Vor sechs Jahren erhielt Er-
langen vom gemeinnützigen 
Verein TransFair e. V. erstma-
lig die Auszeichnung für ihr 
Engagement zum fairen Han-
del, für die sie nachweislich 
fünf Kriterien erfüllen muss-
te.

Oberbürgermeister und 
Stadtrat trinken fair gehan-
delten Kaffee und halten 
die Unterstützung des fai-
ren Handels in einem Ratsbe-
schluss fest, eine Steuerungs-
gruppe koordiniert alle Ak-
tivitäten, in Geschäften und 
gastronomischen Betrieben 
werden Produkte aus fairem 
Handel angeboten, die Zivil-
gesellschaft leistet Bildungs-
arbeit und die lokalen Medi-
en berichten über die Aktivi-
täten. 

Das globale Netzwerk der 
Fairtrade-Towns umfasst über 
2.000 Fairtrade-Towns in ins-
gesamt 36 Ländern. 
Weitere Informationen:
www.fairtrade-towns.de.
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Wetterfest gegen Naturgefahren 
Versicherungskammer Bayern wirbt auf NaturgefahrenForum  

für mehr Versicherungsschutz von Gebäuden
Rund 150 Teilnehmer kamen zum NaturgefahrenForum der Ver-
sicherungskammer Bayern in München. Politiker und Wissen-
schaftler diskutierten mit Experten des führenden Gebäudever-
sicherers in Bayern unter dem Motto „#Wetterfest – gemeinsam 
vor Naturgefahren schützen“ über die sich ändernden Klimaver-
hältnisse und Möglichkeiten zur Absicherung gegen Naturgefah-
ren. Unter den Teilnehmern waren auch Landräte, Vertreter der 
kommunalen Spitzenverbände und des Kommunalbeirats der 
Versicherungskammer Bayern. Fazit: Nachdem sich extreme Wet-
terlagen häufen, ist existenzieller Schutz durch eine Elementar-
schadenversicherung notwendiger denn je. Zumal die staatlichen 
Soforthilfen zum 1. Juli 2019 enden.

Barbara Schick, stellvertre-
tende Vorsitzende des Vor-
stands und verantwortlich für 
die Schaden- und Unfallversi-
cherung im Konzern Versiche-
rungskammer, erläuterte, dass 
nach wie vor viele Immobilien-
besitzer die Gefahr, Opfer von 
Starkregen oder Hochwasser zu 
werden, unterschätzten. Dies 
beträfe alle Bereiche des pri-
vaten, öffentlichen und wirt-
schaftlichen Lebens.

„Die Schäden an Hab und Gut 
sind oft existenzgefährdend. In 

den vergangenen Jahren haben 
wir das mehrfach erlebt. Und 
zwar gerade in Gegenden, in de-
nen kein Mensch damit gerech-
net hat, dass ein kräftiger Starkre-
gen nahezu alles zerstören kann.“ 
Zu meinen, es könne einen nicht 
treffen, sei deshalb ein weit ver-
breiteter und fataler Irrglaube.

Schäden durch  
gewitterbedingte Ereignisse

Dies lässt sich empirisch be-
legen. Klimaexperte Prof. Peter 

Höppe wies in seinem Vortrag 
auf die steigende globale Anzahl 
von schadenrelevanten wetter-
bedingten Naturkatastrophen 
hin und erläuterte mit Blick auf 
den Freistaat: „In Bayern sind es 
vor allem Schäden durch gewit-
terbedingte Ereignisse wie Ha-
gel und Starkniederschläge, die 
einen ansteigenden Trend auf-
weisen.“ Ursache dafür sei mit 
großer Wahrscheinlichkeit der 
gestiegene Feuchtegehalt der 
Atmosphäre, der durch die glo-
bale Erwärmung bedingt ist. Für 
ganz Deutschland bedeutet das 
laut einer GDV-Studie, dass sich 
die Überschwemmungsschä-
den bis 2100 verdoppeln, wenn 
nicht sogar verdreifachen kön-
nen.

Zentrales Zukunftsthema

Somit wird Hochwasserschutz 
zum zentralen Zukunftsthema, 
ergänzte Prof. Martin Gram-
bow, Ministerialdirigent im  
Bayerischen Staatsministerium 
für Umwelt und Verbraucher-
schutz, auf dem Naturgefah-
renForum: „Bayern wird hier bis 
2030 insgesamt 4,8 Milliarden 
Euro investieren.“ Dabei setze 
der Staat auf die Kombination 
von natürlichem Rückhalt, tech-
nischem Hochwasserschutz und 
Hochwasservorsorge. 

Ein weiterer wichtiger Bau-
stein sei die Bewusstmachung 
des Hochwasserrisikos im Rah-
men der EG-Hochwasserrisiko-
management-Richtlinie. „Den-
noch kann es einen hundertpro-
zentigen Schutz vor Hochwasser 
nicht geben“, so Grambow wei-
ter. „Wichtig ist deshalb, dass 
sich die Bürger vor eventuellen 
Schäden durch entsprechende 
Elementarschadenversicherun-
gen für Gebäude und Hausrat 
individuell schützen.“

Problemloses Versichern

Es sei ein weiterer Irrglaube, 
führte Schick weiter aus, dass 
viele Gebäude nicht versicher-
bar sind oder eine Elementar-
versicherung unbezahlbar sei. 
Die Versicherungskammer Bay-
ern kann im Freistaat 99,8 Pro-
zent der Gebäude problemlos 

versichern. Für die verbleiben-
den 0,2 Prozent sind meist in-
dividuelle Lösungen nach einer 
Besichtigung vor Ort möglich. 
„Wir arbeiten daran, dass wir in 
Zukunft wirklich jedes Gebäu-
de in Bayern vom Schreibtisch 
aus versichern können“, erklärt 
Schick. Für ein Standard-Einfa-
milienhaus koste die Elementar-
versicherung nur rund 100 Euro 
im Jahr. Das ist deutlich weniger 
als eine Vollkaskoversicherung 
für ein Auto.

Ein kleines Investment des 
Immobilienbesitzers bietet al-
so große Absicherung. Sprechen 
doch die aktuellen Schadenzah-
len eine eindeutige Sprache. 
In Bayern zahlte die Versiche-
rungskammer Bayern im Jahr 
2017 99 Millionen Euro für Schä-
den durch Unwetter an Betrof-
fene aus. 2018 waren es bisher 
92 Millionen Euro.

Die zunehmende Bedeutung 
einer umfassenden eigenver-
antwortlichen Absicherung ma-
che zudem der Kabinettsbe-
schluss der Bayerischen Staats-
regierung vom vergangenen 
Jahr deutlich: Unwetter-Opfer 
werden ab dem 1. Juli 2019 kei-
ne staatlichen Soforthilfen mehr 
erhalten, sofern die Immobi-
lie versicherbar gewesen wäre. 
„Während in Deutschland heu-
te 41 Prozent aller Gebäude mit 
einer Elementarschadenversi-
cherung gegen Naturgefahren 
wie z.B. Überschwemmungen, 
Rückstau, Starkregen, Lawinen, 
Schneedruck, Erdbeben und Erd- 
rutsch versichert sind, haben in 
Bayern bislang nur 32 Prozent 
der Häuser diesen elementaren 
Schutz“, so Schick. 

Gemeinsame Initiative

Deshalb appelliert sie an die 
Bürgerinnen und Bürger – auch 
durch die gemeinsame Initiative 
mit der Staatsregierung „Voraus 
denken – elementar versichern“ 
(https://www.elementar-versi-
chern.de/) – sich selbst gegen 
Elementarschäden bei Naturka-
tastrophen abzusichern. Erfreu-
licherweise schließe bereits die 
Hälfte der Kunden der Versiche-
rungskammer Bayern beim Er-
werb einer neuen Wohngebäu-
deversicherung den Elemen-
tarschutz zwischenzeitlich mit 
ein. Etwas geringer fällt der Ein-
schluss bei einer Hausratversi-
cherung aus – er ist aber nicht 
minder wichtig. r

NaturgefahrenForum: Harald Speil, Hauptabteilungsleiter Öffent-
liche Einrichtungen/Heilwesen (l.) sowie Erwin Schneider, Landrat 
im Landkreis Altötting (r.). r

Reform der Integrierten Leitstellen:

Positive Wendung
Bayerisches Innenministerium geht auf kommunale Kritik ein

Die Kritik des Bayerischen Städtetags an der Reform der Integrierten 
Leitstellen fällt im Bayerischen Staatsministerium des Inneren auf ei-
nen fruchtbaren Boden. Die Integrierten Leitstellen nehmen alle Not-
rufe für Feuerwehr und Rettungsdienst entgegen, alarmieren die 
Einsatzkräfte und begleiten deren Einsätze. Aufgabenträger für die 
Feuerwehr und Rettungsdienstalarmierung sind die Zweckverbände 
für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung (ZRF). 

Es gibt in Bayern 18 kommu-
nale Zweckverbände (ZRF, Land-
kreis, kreisfreie Stadt) und acht in-
tegrierte Leitstellen, die das Bay-
erische Rote Kreuz betreibt. Vor 
dem Hintergrund stetig steigen-
der Kosten hat das bayerische  
Innenministerium im Frühjahr 
2017 Reformüberlegungen ver-
folgt. Das vom Innenministeri-
um zur Begründung herangezo-
gene Gutachten ist bei Praktikern 
aus den Kommunen allerdings auf 
massive Ablehnung gestoßen, un-
ter anderem wegen erheblicher 
Bedenken hinsichtlich der Folge-
kosten und der Betriebssicher-
heit. 

Betriebssicherheit im Visier

Der Vorstand des Bayerischen 
Städtetags hat im Oktober 2017 
deshalb an das Bayerische Staats-
ministerium des Innern den Ap-
pell gerichtet, bei den Reform- 
überlegungen zur Änderung der 
Betriebsstruktur der Integrierten 
Leitstellen in einen Prozess der 
offenen und konstruktiven Kom-
munikation einzutreten. Primäres 
Ziel sollte die Betriebssicherheit 
der Integrierten Leitstellen sein. 

In einem Gespräch mit Innen-
staatssekretär Gerhard Eck im De-
zember 2017 konnten der Vorsit-
zende des Bayerischen Städte-

tags, Oberbürgermeister Dr. Kurt 
Gribl, und der Präsident des Bay-
erischen Landkreistags, Landrat 
Christian Bernreiter, die Weichen 
für die weitere Entwicklung in die 
richtige Richtung stellen. Das bis 
dahin vorgelegte Gutachten wur-
de nicht mehr weiter als Basis für 
eine Reform der Integrierten Leit-
stellen verfolgt. Der Diskussions-
prozess wurde nochmals neu auf-
gesetzt. Zwischenzeitlich hat das 
Innenministerium neue Überle-
gungen zu den künftigen Struk-
turen und Zuständigkeiten im Be-
reich der Integrierten Leitstel-
len vorgelegt. Sie wurden in den 
Fachgremien des Bayerischen 
Städtetags und im Vorstand be-
grüßt und als Fortschritt gegen-
über den früheren Überlegungen 
gewertet.

Positiv ist aus Sicht des Städ-
tetags hervorzuheben, dass sich 
der Freistaat nicht aus seiner 
Verantwortung zurückziehen 
will; 14 Personalstellen will der 
Freistaat für die Aufgaben der 
Leitstellenkoordinierung bereit-
stellen; die gesetzliche Kosten-
verteilung soll insgesamt unan-
getastet bleiben. Auch die wei-
teren Details der Reform sollen 
nunmehr mit den kommuna-
len Spitzenverbänden und den 
kommunalen Praktikern eng ab-
gestimmt werden. IBdBSt

Bürger schützen,  
Schäden vermeiden

Die Stadt Abensberg freut sich über das hohe Interesse am Infor-
mationsabend zum Sturzflut-Risikomanagement für den Ortsteil 
Sandharlanden. Vor kurzem haben Stadtwerke-Chef Hans Schmid 
und Florian Brodrecht vom Ingenieurbüro Spekter gemeinsam mit 
1. Bürgermeister Dr. Uwe Brandl das Konzept vorgestellt, mit dem 
die Schäden durch Starkregenereignisse erheblich reduziert wer-
den sollen. Das Ingenieurbüro aus Herzogenaurach ist Marktfüh-
rer in der Erstellung von Starkregen-Gefahrenkarten. Diese Kar-
ten dienen als Handlungsanleitung – was muss wo getan werden, 
um die Auswirkungen von Starkregenereignissen zu minimieren?

Damit dies möglichst genau 
und detailliert erfolgen kann, 
sind die Sandharlandener nun 
zum Mitmachen aufgerufen. 
Wer in der Vergangenheit Was-
serschäden hatte, sollte die-
se unbedingt melden; alle In-
formationen fließen in eine Da-
tenbank, mit der dann die Ver-
teilung des Wassers bei heftigen 
Regenfällen genau berechnet 
werden kann. Anhand dieser 
Fakten lassen sich in einem wei-
teren Schritt Maßnahmen ablei-
ten, die den Ort – der vor zwei 
Jahren unter heftigen Starkre-
genereignissen litt – und seine 
Bürger besser schützen. 

Datenbank berechnet 
Wasserverteilung

Die Daten der Bürger können 
auf zweierlei Weise abgegeben 
werden, online oder per Fra-
gebogen. Online ist dies unter 
dieser Adresse möglich: www.
starkregenmelder.de Eine Teil-
nahme ist unkompliziert, die 
Schritte zum Ausfüllen selbster-
klärend. Es können auch Bilder 
und Filme hochgeladen werden. 

Wer lieber offline arbeitet, der 
fülle bitte einen Fragebogen aus. 
In der Boderei (Harlandener Stra-
ße 20) liegen bereits auf Initiative 
von Stadtrat Reinhard Handschuh 
einige Exemplare zur Gratis-Ab-
holung auf. Die Daten werden 
nicht an Dritte weiter gegeben. 
Selbstverständlich können die 

Fragebögen auch bei den Stadt-
werken Abensberg im Bad Gög-
ginger Weg abgeholt werden.

Vorreiterrolle

„Die Stadt Abensberg ist ei-
ne der ersten Kommunen Bay-
erns, die sich um das Förderpro-
gramm beworben hat“, so Stark- 
regenspezialist Brodrecht am 
Montagabend im vollen Ham-
mermeier-Wirtschaftsraum. 
Zwei Schritte seien es nun im 
Wesentlichen, die in Sandhar-
landen getan werden: „Wo und 
wie sind wir gefährdet? Und 
wie können wir uns schützen?“ 
Für den einzelnen Bürger sei-
en einige Vorkehrungen wich-
tig: Rückstausicherung, Licht-
schacht-Erhöhung und eine Ab-
schottung am Kellereingang, 
die über einschiebbare Planken 
recht leicht möglich ist. Brod- 
recht warnte: „Wenn Sie ei-
ne Kellerwohnung haben und 
das Wasser steht 30 Zentimeter 
hoch an der Türe, brauchen Sie 
enorme Kräfte, um da rauszu-
kommen.“ Ein Kellerraum wer-
de da leicht zum Gefängnis.

Großer Informationsbedarf

Seitens der Bürger wurden 
an diesem Abend einige The-
men angesprochen. So seien 
die landwirtschaftlichen Mo-
nokulturen hochproblematisch 
für den Versickerungsgrad in 

die Böden. Ebenfalls themati-
siert wurden die Sünden der 
Flurbereinigung – offene Ka-
näle, die unnötig gedeckelt 
und dadurch in der Aufnahme-
kapazität erheblich reduziert 
worden sind. Und, natürlich: 
„Freie Flächen werden mehr 
und mehr geschlossen“, so ei-
ne Sandharlandenerin. Ob da 
nicht einfach größere Kanäle 
helfen würden? 

Kanäle sind keine Problemlöser

Hans Schmid, der die Durch-
messer aller an diesem Abend 
angesprochenen Kanäle ge-
nauestens kennt, antwortete: 
„Die Wassermassen, um die es 
hier geht, benötigen mannsho-
he Tunnels. Das geht nicht.“ 
Auch Bürgermeister Dr. Brandl 
unterstrich dies: „Wer glaubt, 
mit Kanälen das Problem lösen 
zu können, der irrt. Man muss 
das Wasser vorher abfangen.“ 
Knackpunkt für ihn seien die 
Mengen, die vom Kapellenberg 
herunter kommen: „Die dürfen 
wir nicht ins Dorf lassen.“ 

Zukunftsmusik

Auch Brodrecht kannte die 
Kanal-Thematik: „Das wird im-
mer angesprochen. Die Bürger 
hoffen, dass damit viel erreicht 
werden kann. Aber das hat sei-
ne Grenzen, ist nicht wirtschaft-
lich – und sie saufen trotzdem 
ab.“ Die Kanäle, danach gefragt, 

befinden sich laut Schmid „in ei-
nem guten Zustand, sind gespült 
und mehrfach gefilmt.“ Kanal-
systeme sind für ein- bis fünfjäh-
rige Regenereignisse ausgelegt, 
„und das ist ja nicht unser The-
ma.“ Dass dennoch einige Kanä-
le eventuell vergrößert werden, 
liegt an der Gesamthydraulik, so 
Schmid – aber das sei noch Zu-
kunftsmusik. 

Angesprochen wurden auch 
Subventionen für Grünflächen, 
die anstelle von landwirtschaft-
licher oder anderer Nutzung 
nun eben als Stauraum oder 
Versickerungsfläche Verwen-
dung finden könnten. Laut Bro-
drecht wird derzeit geprüft, ob 
solche Umwandlungen subven-
tioniert werden können. 

Auswertung im neuen Jahr

Klar ist: „Selbstverständlich 
werden wir kommunale Flächen 
nehmen, wenn sie geeignet 
sind“, so Bürgermeister Brandl. 
Er appellierte aber auch, offen 
für Grundstücksverhandlungen 
zu sein: „Wir werden Sie brau-
chen.“ Jetzt aber werden die 
persönlichen Erfahrungen und 
Informationen der Sandharlan-
dener bei zurück liegenden Re-
genereignissen gebraucht. Die 
Stadtverwaltung hofft, dass bis 
Mitte Dezember möglichst viele 
Schadensereignisse geschildert 
sind und im neuen Jahr dann mit 
der Auswertung begonnen wer-
den kann. r

Abensbergs 1. Bürgermeister Dr. Uwe Brandl bei der Vorstellung 
des Konzepts zum Sturzflut-Risikomanagement. r

Seehofer übergibt neuen 
Zivilschutz-Hubschrauber 

Aus den Händen von Bundesinnenminister Horst Seehofer nahm 
in Traunstein der Bayerische Staatsminister des Innern und für In-
tegration, Joachim Herrmann im Beisein von BRK-Präsident Theo 
Zellner den ersten Zivilschutz-Hubschrauber (ZSH) der neuen Ge-
neration entgegen. 

Dieser neue Hubschrauber mit 
der Typenbezeichnung H135 aus 
der Produktion von Airbus ersetzt 
nach zehneinhalb Jahren den am 
Luftrettungszentrum in Traunstein 
stationierten Rettungshubschrau-
ber „Christoph 14“. Das Bayerische 
Rote Kreuz ist Betreiber dieser 
Luftrettungsstation, der Bund stellt 
die Einsatzmaschine und Piloten. 

Durch eine verbesserte Trieb-
werksleistung und einer damit 
verbundenen höheren Flugsi-
cherheit ist der neue, jetzt mit 
Rettungswinde bestückte Hub-
schrauber besonders für Ein-
sätze in Höhen- und Bergregio-
nen geeignet. Die Rettungswinde 
verfügt über eine Seillänge von 
90 Metern und einer Hebekraft 
bis zu 272 kg. Trotz verbesserter 
Leistung zeichnet sich der neue 
ZSH durch eine geringere Lärm-
belastung aus, was besonders im 
dicht besiedelten Gebiet von be-
sonderer Bedeutung ist. 

„Wir sind sehr dankbar und 
überzeugt davon, dass dieser 

neue Zivilschutz-Hubschrauber 
die Einsatzsicherheit für unsere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter weiter erhöhen wird. Insbe-
sondere für die Bergwacht ist die 
jetzt mögliche Nutzung der Ret-
tungswinde von hoher einsatztak-
tischer Bedeutung“, so BRK-Prä-
sident Theo Zellner in seiner An-
sprache. 

Bundesinnenminister Horst 
Seehofer: „Der Bund wird über 
den heute übergebenen Hub-
schrauber hinaus auch zukünftig 
seinen Beitrag im komplexen Sys-
tem der Luftrettung leisten und 
dieses System im Zusammenwir-
ken mit den Ländern aktiv weiter-
entwickeln“. 

Der bayerische Innenminister, 
Joachim Herrmann, ergänzt: „Ich 
bedanke mich ausdrücklich für 
dieses tolle Gemeinschaftswerk 
aller Beteiligten. Ich wünsche al-
len Einsatzkräften allzeit gute 
und sichere Einsätze, kommen Sie 
stets gesund und unversehrt von 
Ihren Einsätzen zurück. r
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Wenn Eltern miteinander reden… 
Sechs ELTERNTALK-Moderatorinnen aus dem Landkreis Fürstenfeldbruck  

beim bayernweiten ELTERNTALK-Kongress in Ingolstadt 

Im Stadttheater geht es treppauf, treppab, es herrscht ein heite-
res Gemurmel. 220 Moderatorinnen und Moderatoren, Regio-
nalbeauftragte und Trägervertretungen aus 46 Landkreisen und 
kreisfreien Städten Bayerns trafen sich beim 2. ELTERNTALK-Kon-
gress der Aktion Jugendschutz Bayern in Ingolstadt. Mitreißend 
waren nicht nur die Tanzgruppe KalaSangam aus Erlangen und 
der Jongleur MAD-HIAS aus Beilngries. Beim vielfältigen Fachpro-
gramm informierten sich die Gäste rund um die ELTERNTALK-The-
men Medien, Konsum und Suchtprävention. 

Familienministerin Kerstin 
Schreyer würdigte in ihrem Gruß-
wort ELTERNTALK als ein sehr er-
folgreiches Programm im erziehe-
rischen Kinder- und Jugendschutz: 
„ELTERNTALK stärkt die Erzie-
hungskompetenzen von Müt- 
tern und Vätern in einzigartiger 
Weise. In den moderierten Ge-
sprächen erfahren Eltern, dass 
sie mit ihren Fragen, Sorgen und 
Zweifeln nicht allein sind. Hier 
kann jeder Rat suchen – Her-
kunft, Bildungsabschluss oder die 
familiale Lebensform spielen kei-
ne Rolle.

Enorm ist die integrative Kraft 
des bayernweiten Netzwerks in 
46 Landkreisen und kreisfreien 
Städten. Es ist gelungen, bereits 
über 100.000 Mütter und Väter 
aus 85 Herkunftsländern Werte 
und das notwendige Selbstver-
trauen für eine gute Erziehung 
zu vermitteln. Damit ist ELTERN-
TALK so erfolgreich wie nie! 
Grundlage des Erfolgs sind die 
ehrenamtlichen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, denen ich 
für ihr großartiges Engagement 
herzlich danke.“ 

ELTERNTALK wird seit vielen 

Jahren aus Mitteln des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Fa-
milie, Arbeit und Soziales und des 
Bayerischen Staatsministeriums 
für Gesundheit und Pflege geför-
dert. Auch der Landkreis Fürs-
tenfeldbruck fördert ELTERNTALK 
seit 2009. 

Familiäre Vielfalt

Dr. Christiane Hofbauer richte-
te den Blick auf die Vielfalt und 
die Unterschiedlichkeiten von Fa-
milien. Sie stellt fest, dass wir al-
le unsere eigene Kulturbrille tra-
gen und mit diesem Blick auf die 
Welt schauen. Das hat weniger 
mit Nationalität zu tun als mit den 
Rahmenbedingungen, in denen 
wir leben. Beispiele dafür sind: 
Wohnt die Familie in der Stadt 
oder auf dem Land? Wie groß ist 
die Familie? Wie viel Geld hat ei-
ne Familie zur Verfügung?

„Das, was in einer Familie nor-
mal und selbstverständlich ist, 
kann für eine andere fremdartig 
und irritierend wirken. (Nicht nur) 
Eltern mit Migrationshintergrund 
stoßen mit ihren Verhaltenswei-
sen und Ansichten immer wie-
der auf Widerstand, weil diese 
an vorherrschenden Regeln und 
Werten gemessen werden. Beim 
genaueren Nachfragen stellt sich 
oft heraus, dass es gute, nachvoll-
ziehbare Gründe für die Verhal-
tensweisen und Ansichten gibt.“ 

Umfangreiches Angebot

Es präsentierten sich viele Ver-
eine und Organisationen mit ih-
rem Angebot, die Eltern in ih-
ren Fragen zur Erziehung Orien-
tierungshilfen bieten: Die Pro-
grammberatung für Eltern e.V. 

präsentierte den FLIMMO, das 
Deutsche Kinderhilfswerk e.V. in-
formierte über Kinderrechte, die 
Verbraucherzentrale Bayern zeig-
te die Ausstellung: Snacks brau-
chen Bewegung, das Bayerische 
Landesjugendamt verteilte die EL-
TERNBRIEFE und präsentierte die 
Online-Plattform Eltern im Netz. 
Der Verband alleinerziehender 
Mütter und Väter und MiMi Bay-
ern stellten ihr Angebot vor.

Schön zu hören war für die 
Mütter und Väter, die als Mode-
ratorinnen und Moderatoren tä-
tig sind, dass ihre ehrenamtliche 
Arbeit sehr wertvoll sei. Prof. Dr. 
Carola Iller, Wissenschaftlerin der 
Erwachsenenbildung, bestätigt in 
ihrem Vortrag: „Informelles Ler-
nen, wie das bei ELTERNTALK pas-
siert, ist etwas ganz Besonderes. 
Die Gespräche, der Erfahrungs-
austausch untereinander sowie 
die Moderatorinnen und Mo-
deratoren als Vertrauensper-
sonen sind die drei wichtigsten 
Elemente.“ Wenn Eltern mitein-
ander reden, lernen sie viel von-
einander. 

ELTERNTALK bringt vor allem 
die Themen rund um Medien, 
Konsum und Suchtprävention ins 
Gespräch. Hierzu gab es beim EL-
TERNTALK-Kongress viele Aus-
tauschrunden: Digitales Lernen 
durch Apps? Gibt es die Medien-
sucht: Smartphone? Warum sind 
Rituale in der Familie hilfreich? 
Mit viel Gefühl – auf die Gefühle 
der Kinder reagieren? Was kann 
ich zu kindlicher Sexualität erfah-
ren? Hilfe, mein Kind pubertiert! 
Das digitale Kinderzimmer – und 
die Gefahren im Internet. 

Im Landkreis Fürstenfeld-
bruck gibt es das Projekt EL-
TERNTALK seit 2009. Träger ist 
das Jugendamt im Landrats- 
amt Fürstenfeldbruck. 

Mehr Infos unter www.eltern-
talk.net oder auf youtube un-
ter: https://www.youtube.com/
watch?v=M-K2dU6X9n4. r

Inklusionspreise Mittel- und Unterfranken:

100 Schwimmlehrer –  
„Mitten im Leben“

In Nürnberg bzw. Schweinfurt wurden die Inklusionspreise der 
Bezirke Mittel- und Unterfranken vergeben. Während die Stif-
tung „Deutschland Schwimmt“ für ihr Projekt „100 Schwimmleh-
rer – Sensibilisierung für das Schwimmen lernen mit Menschen 
mit Behinderung“ mit dem mit 5.000 Euro dotierten mittelfrän-
kischen Inklusionspreis ausgezeichnet wurde, ging in Unterfran-
ken der mit insgesamt 12.500 Euro dotierte Preis an insgesamt 
fünf Sieger-Gruppen.

„Deutschland Schwimmt“ wur- 
de Anfang 2017 ins Leben ge-
rufen, Stiftungsziel ist die För-
derung der Schwimmfähigkeit 
in Deutschland, insbesondere 
bei Kindern mit Behinderung, 
zu verbessern. Voraussetzung 
dafür ist entsprechend ausge-
bildetes Personal. Hier will das  
Inklusionsprojekt ansetzen und 
möglichst viele Schwimmlehrer 
und Übungsleiter von Vereinen, 
Volkshochschulen, Schwimm-
schulen und Verbänden wie DL-
RG und Wasserwacht gewinnen. 
Sie sollen dabei unterstützt wer-
den, ihre eventuell vorhandene 
Scheu, Ängste oder Vorurteile 
zu überwinden und eine Ausbil-
dung zum geprüften Schwimm-
lehrer für Menschen mit Behin-
derung zu absolvieren. 

Stiftungsgründer und Vor-
stand Alexander Gallitz selbst 
unterrichtet seit eineinhalb Jah-
ren sechs Kinder der Lebenshilfe 
Schönberg im Umgang mit dem 
Element Wasser. Mittlerweile 
hat er drei weitere Schwimm-
lehrer mit ausgebildet, die be-
reits bei inklusiven Schwimm-
kursen mitwirken. Laut Gallitz 
„können wir mit unserem Pro-
jekt einen großen Teil dazu bei-
tragen, dass unser Ziel, siche-
res Schwimmen ein Leben lang, 
rasch umgesetzt wird“.

Konkrete Verbesserung  
der Lebenssituation

Auch in Schweinfurt wurden 
Projekte ausgezeichnet, „die die 
Lebenssituation von Menschen 
mit Behinderung im Alltag nach-
haltig und konkret verbessern 
oder einen spürbaren Beitrag zu 
ihrer Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft leisten“, hob Be-
zirkstagspräsident Erwin  Dotzel 
in seiner Laudatio hervor. Inklu-
sion schließe alle Lebensberei-
che mit ein. 

Vergeben wurden die Preise in 
vier Kategorien – zudem wurde  
an die Arbeitsgruppen Rhönrad  
und  HipHop der St. Nikolaus- 
Schule, der Realschule und des 
Balthasar-Neumann-Gymna-
siums (alle Marktheidenfeld) 
noch ein Sonderpreis für „viel-
fältiges Engagement für Inklu-
sion“ ausgereicht. In diesen Ar-
beitsgruppen trainieren be-
hinderte und nichtbehinderte 
Schülerinnen und Schüler ge-
meinsam „und völlig selbstver-
ständlich miteinander“, wie die 
Jury betonte. 

In der Kategorie „Bildung und 
Erziehung“ ging der Preis an 
das Projekt „Wir wollen einfach 
Mensch sein“ des AWO-Horts 
der Eichendorffschule in Veits-
höchheim. Um zu demonst-
rieren, wie bei ihnen Inklusion 
funktioniert, hatten die Buben 
und Mädchen einen Film mitge-
bracht, in dem sie mit Worten, 
aber auch in Gebärdensprache 
erzählten, was ihnen an ihrem 
Hort gefällt. 

Im Bereich „Arbeit“ holte sich 
das Projekt „MiL – Mitten im Le-
ben“ aus Klingenberg-Trennfurt 
einen der mit jeweils 2.500 Eu-
ro dotierten Preise. Dieses Zu-
verdienst-Projekt versucht seit 
rund zwei Jahren „psychisch 
kranke Menschen ins Arbeits-
leben zurückzuholen“, wie Pro-
jektleiterin Yvonne Schnellba-
cher darlegte.

Dank der verschiedenen Tä-
tigkeiten, die „MiL“ im Auftrag 
von Firmen und anderen Ein-
richtungen übernimmt, erleb-
ten die Männer und Frauen das 

Gefühl, wieder am gesellschaft-
lichen Leben teilzunehmen.

Das Jugendhilfezentrum Ma-
ria Schutz in Grafenrheinfeld 
wurde in der Kategorie Woh-
nen für ihren Kindercircus „Ra-
feldinio – alle machen mit“ ge-
ehrt. Kinder und Jugendliche 
mit und ohne Behinderung 
überwinden bei diesem Pro-
jekt eventuelle Barrieren und 
begegnen sich ganz unbeküm-
mert. Was das konkret bedeu-
tet, demonstrierten die Buben 
auf der Bühne.

Die Freiwillige Feuerwehr Ho-
henroth erhielt schließlich einen 
Preis in der Kategorie „Freizeit, 
Kultur und Sport, Natur und Um-
welt“. Bereits vor 18 Jahren hät-
ten Bewohner des Wohnheims 
für behinderte Menschen in Ho-
henroth nachgefragt, ob sie nicht 
auch Mitglied der Feuerwehr 
werden könnten, berichtete Ver-
einsvorsitzender Martin Schäfer. 
Seither dürften sie nun mittrai-
nieren, mitfeiern oder bei den 
Umzügen mitmarschieren. DK

Landkreis Donau-Ries:

Erste Bildungs- und  
Integrationskonferenz 

Unter dem Motto ‚Einladung zum Perspektivwechsel‘ hat die ers-
te Bildungs- und Integrationskonferenz im Landkreis Donau-Ries 
mit Anregungen und Einblicken neue Einsichten ermöglicht.

Das war eine gelungene Ver-
anstaltung! So der eindeutige 
Tenor der Beteiligten.

Über 100 Vertreter aus Schu-
len, Kinder- und Jugendeinrich-
tungen, Bildungsträger, Bera-
tungsstellen, Ehrenamt, Wirt-
schaft, Politik und Verwaltung 
waren der Einladung des Land-
rats gefolgt.

Besonders der Vortrag des 
Migrationsforschers Dr. Mark 
Terkessidis öffnete den Anwe-
senden die Tür zu einem gedank-
lichen Perspektivwechsel. Diese 
Ansätze dann themenspezifisch 
zu vertiefen war Aufgabe der 
Workshops. Auch wenn die Zeit 
nicht dafür ausreichte, dass die 
Themen vollumfänglich ausdis-
kutiert werden konnten, gab es 
in allen Workshops dennoch kon-
krete Handlungsempfehlungen.

Frauen zwischen 
zwei Welten

Der Workshop „Frauen zwi-
schen zwei Welten“ würdig-
te, dass Frauen eine Schlüssel-
rolle im Integrationsprozess zu 
komme. Dennoch werden sie 
von klassischen Angeboten oft 
schlecht erreicht bzw. sind die-
se nicht auf ihre spezielle fami-
liäre Situation zugeschnitten. 
Vorurteile abzubauen verlangt 
Begegnung, gegenseitiges Ken-
nenlernen und setzt Verständi-
gung voraus. Es braucht einen 
Kümmerer für das Thema Frau-
enförderung insgesamt, so der 
Wunsch der Anwesenden, um 
dieses wichtige Thema voranzu-
treiben. Vorgeschlagen wurde 
das Thema Frauen und Integra-
tion in einem Themen-Fachtag 
noch einmal aufzugreifen.

Kernfragen

Inspiriert durch den Vor-
trag diskutierten die Teilneh-
mer im Workshop Integra- 
tion im Donau-Ries, inwieweit 
sich ein Vielheitsplan in unse-
rem Landkreis verwirklichen las-
sen kann. Zwei Kernfragen stan-
den im Mittelpunkt: „Was tun 
wir schon“ und „Was brauchen 
wir noch“. Viele Fragen blieben 
der Zeit geschuldet auch noch 
offen. Mit einem neuen kreati-
ven Veranstaltungsformat, dem 
„Ideen-Campus“, wird der Fa-
den noch einmal aufgenom-
men. Diese Veranstaltung wird 
für alle Ideensucher mit und oh-
ne Migrationshintergrund, die 

einen Vielheitsplan für unseren 
Landkreis mitgestalten möch-
ten, offen sein.

Ehrenamt - Was für ein Land-
kreis wollen wir sein? Damit 
beschäftigte sich ein weiterer 
Workshop. Die Einbindung von 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund in die ehrenamtliche 
Arbeit ist ein solches Zukunfts-
thema, wie auch eine besse-
re Zusammenarbeit von Haupt- 
und Ehrenamt. Dazu startet 
noch im Dezember eine neue 
Veranstaltungsreihe für das Eh-
renamt „Fragt uns – die Behör-
de antwortet“.

Fachkräfte ohne Zeugnis

Fehlende Unterlagen stellen 
für Fachkräfte mit internationa-
lem Hintergrund eine besonde-
re Herausforderung bei der In-
tegration in den deutschen Ar-
beitsmarkt dar. Über die bereits 
existierenden Möglichkeiten, 
über potentielle Lösungsvor-
schläge und über die noch not-
wendigen fehlenden Wege wur-
de im Workshop „Fachkräfte oh-
ne Zeugnis“ diskutiert. Im Land-
kreis gibt es für dieses komplexe 
und anspruchsvolle Thema bis-
her leider keine Beratungsstelle.

Leichte Sprache – Verstehen 
leicht gemacht! Nicht alle Men-
schen verstehen, was Sie le-
sen. Wie Informationen verein-
facht werden können, wurde 
im Workshop behandelt. Dies 
im Alltag umzusetzen und Be-
hörden- und Amtssprache zu 
vereinfachen war eine zentrale 
Handlungsempfehlung aus die-
sem Workshop.

Für all jene, die mehr zur Ver-
anstaltung nachlesen wollen: 
Eine Veranstaltungsdokumen-
tation und die Auswertung der 
Zufriedenheitsumfrage sind ab 
sofort auf dem Bildungspor-
tal www.donauries.bayern/ 
b i l d u n g / b i l d u n g s - u n d - 
integrationskonferenz-2018/ 
einsehbar.

Und was das Wichtigste ist: 
Auch ein Ausblick auf die nächs-
ten konkreten Schritte ist dort 
nachzulesen. „Wir sehen uns 
bestimmt auf einer der nächs-
ten Veranstaltungen wieder und 
freuen uns auf interessanten Aus-
tausch“ so die beiden Organisa-
torinnen der Veranstaltung Bil-
dungskoordinatorin Dr. Gabrie-
le Theiler und Migrationsbeauf-
tragte Ulrike Zitzlsperger aus dem 
Landratsamt Donau- Ries. r

Landratsamt Bamberg:

Markt der Möglichkeiten
Das Projekt „Gesunde Kommunen“ ist ein voller Erfolg

Zwei Jahre lang haben sich engagierte Freiwillige in vier Gemein-
den im Landkreis Bamberg mit dem Thema „Gesundheitsförde-
rung“ beschäftigt, Aktionen geplant und umgesetzt. Im Rahmen 
des Projekts „Gesunde Kommune“ fand im Landratsamt Bamberg 
ein „Markt der Möglichkeiten“ statt, der über sämtliche Aktivitä-
ten informierte. „Häufig gibt es schon gesundheitsfördernde An-
gebote in einer Gemeinde, aber es fehlte an einem umfassenden 
Überblick - diese Lücke hat die ‚Gesunde Kommune‘ geschlossen“, 
fasste Landrat Johann Kalb zusammen.

Die Projektleitung hatten das 
Landratsamt Bamberg und das 
Freiwilligenzentrum CariThek 
mit der Projektleiterin Marion 
Hartmann übernommen, die 
maßgebliche Finanzierung die 
AOK Bamberg. Die vier „Gesun-
den Kommunen“ Breitengüß-
bach, Gundelsheim, Königsfeld 
und Stegaurach präsentierten 
beim „Markt der Möglichkei-
ten“ ihre Erfahrungen und Erfol-
ge, zugleich konnten sich inter-
essierte Bürgerinnen und Bür-
ger umfassend informieren.

Beispiele: Breitengüßbach 
und Gundelsheim

Breitengüßbach bot lokale und 
saisonale Produkte zur Verkos-
tung an und stellte sein gemeind-
liches Spektrum gesundheitsför-
dernder Angebote vor, das auch in 
einer Broschüre zusammengefasst 
ist. Ebenso präsentierte Gundels-
heim seine druckfrische Broschü-
re mit lokalen Angeboten zur Ge-
sundheitsförderung. 

Zum Thema „Gesunde Ernäh- 
rung“ gab es praktische Tipps 
von Kräuterfrau Ines Schmitt  
und köstliche Spezialitäten eines 
syrischen Kochs, der in der Gemein-
de eine neue Heimat fand. Königs-
feld stellte einen regelmäßig er-
scheinenden Veranstaltungskalen-
der mit aktuellen Angeboten zur 
Gesundheitsförderung vor und be-
richtete von den „Gesundheitsta-
gen“ und „Willkommensfesten“, 
bei denen sich Alteingesessene 

und Hinzugezogene im Ortsteil 
Voitmannsdorf kennenlernen 
können. Aktuell arbeitet die Ge-
meinde Stegaurach an der Kon-
zeption eines Tauschrings, in 
dem sich Menschen gegenseitig 
unterstützen und ressourcen-
schonend aktiv werden können, 
sowie an mehreren Wander-
routen, die Einheimischen und 
Gästen die reizvolle Umgebung 
leichter erschließen soll.

Beeindruckende Vielfalt 
der Themen und Aktionen

Die Besucherinnen und Besu-
cher zeigten sich beeindruckt 
von der Vielfalt der Themen und 
Aktionen. Landrat Johann Kalb 
lobte: „Die ‚Gesunden Kommu-
nen‘ sind Vorbilder für alle Ge-
meinden im Landkreis Bam-
berg“ und freute sich, dass sich 
bereits einige Gemeinden für 
die Teilnahme am Nachfolge-
projekt „Gesunde Gemeinde“ 
beworben haben.

AOK-Direktor Peter Weber er-
gänzte: „Durch Projekte wie die 
‚Gesunde Kommune‘ fließen im 
bayernweiten Vergleich über-
durchschnittlich viele Fördergel-
der in unsere Region“. Last but 
not least hob Horst Engelhardt, 
Leiter der Stabsstelle „Caritas und 
Pastoral“ beim Diözesan-Caritas-
verband, den Wert des Ehrenam-
tes in der Gesellschaft hervor und 
dankte allen Freiwilligen, die sich 
vorbildlich für die Gesellschaft 
einsetzen. r



A U S  D E N  B AY E R I S C H E N  KO M M U N E N 15GZ 22. November 2018

„Jetzt sind wir also 100 
Jahre Republik. Aber irgend-
wie nimmt das keiner so 
Recht zur Kenntnis.“ Mein 
Chef, der Bürgermeister, 
schaut mich ratlos an, nach-
dem er im Netz zum Stich-
wort 100 Jahre deutsche Re-
publik recherchiert hat.

Nun gut, wir sind nicht 
Frankreich, das sich aus sei-
nen Revolutionen und aus 
dem Konzept der einen und 
unteilbaren Republik defi-
niert. Wir Deutsche lassen es mit dem Feiern 
staatlicher Jubiläen ebenso wie mit dem Na-
tionalfeiertag traditionell ruhiger angehen. 
Aber es wurde so gut wie nichts gemacht, um 
an die Republikgründung zu erinnern oder sie 
gar zu feiern. So gab es zwar im Oktober ei-
nen Festakt „100 Jahre Finanzgerichtsbarkeit 
in Deutschland“, auf der auch der Bundes-

präsident sprach. Aber zur Ausrufung der Re- 
publik im November? Fehlanzeige. Keine Fah-
nen wehten, kein „Sonderfeiertag“ wurde ein-
geschoben, wie 2017 für die Reformation. Kei-
ne Briefmarke wurde herausgegeben, nur ein 
Sonderumschlag, den nur Eingeweihte be-
sorgen können. Keine Sondermünze oder ein 
2-Euro-Kursmünzenstück, wie für den 100. 
Geburtstag von Kanzler Schmidt.

Wenigstens Bayern ist mit gutem Beispiel 
vorangegangen und hat ein ganzes Jahr un-
ter das Motto „Wir feiern Bayern“ gestellt, um 
an die Verfassung von 1818 und die Ausrufung 
der Republik 1918 zu erinnern – inklusiv eines 
würdigen Festakts am 7. November durch die 
Spitzen des Freistaats.

Was lässt uns mit der Tatsache der Republik-
gründung so hadern? Sind wir heimliche Mo- 
narchisten? Ich hoffe nicht. Wenn man sich 
so in Europa umschaut, sind die gekrönten 
Staatsoberhäupter ja nicht sehr überzeugend. 
Man denke an Großbritannien. Dort ist eine 
92-Jährige Staatsoberhaupt, die ganz gelassen 
zusieht, wie sich ihr Land durch den Brexit in 
Chaos und Abstieg schlafwandelt. Weder sie, 
noch ihr sich im Rentenalter befindlicher mut-
maßlicher Nachfolger, noch dessen Erbe dür-
fen auch nur einen Ton äußern, der politisch 
zu deuten wäre, auch wenn das Land eigent-

lich dringend Orientierung 
bräuchte.

Da lobe ich mir einen Ro-
man Herzog, einen Horst 
Köhler oder einen Joachim 
Gauck, die bei aller selbst-
verständlichen parteipoli-
tischen Neutralität immer 
ein mahnendes oder weg-
weisendes Wort fanden, mit 
dem sie die gesellschaftliche 
Debatte bereicherten.

Klar ist der 9. November, 
der Tag an dem die Republik 

geboren wurde, an dem im Dritten Reich die 
Synagogen brannten und an dem die Mauer 
fiel, ein schwieriges Datum für Feierlichkeiten. 
Sicher war es auch richtig, den 80. Jahrestag 
der Novemberpogrome würdig, nachdenk-
lich und selbstkritisch zu begehen. Aber es gilt 
auch der Satz, den Frankreichs Präsident Ema-
nuel Macron im Bundestag gesagt hat, näm-
lich dass Deutschland seine Vergangenheit 
gründlich aufgearbeitet und seine Dämonen 
hinter sich gelassen hat. Die Erinnerung an das 
Friedenswerk der Weimarer Republik hätte 
hier sicher nicht gestört.

Im nächsten Jahr gibt es die Chance, das 
heuer Versäumte nachzuholen. 100 Jahre 
Weimarer Reichsverfassung für Deutschland 
und 100 Jahre Bamberger Verfassung für den 
Freistaat Bayern wären Daten, an denen wir 
uns daran erinnern könnten, dass es nach dem 
Zusammenbruch des Ersten Weltkrieges die 
Chance gegeben hätte, unser Vaterland aus ei-
gener Kraft in eine friedliche, demokratische 
Zukunft zu führen. Und wir können uns am  
80. Jahrestag des Ausbruchs des Zweiten Welt-
krieges auch daran erinnern, dass es blutrüns-
tiger Nationalismus und Rassismus war, der 
dieses Land so lange am Blühen hinderte.

Mein Chef, der Bürgermeister, sieht es als 
seine Aufgabe an, im nächsten Jahr genau in 
diese Richtung zu arbeiten: Ja zu unseren de-
mokratischen und humanitären Traditionen, 
Ja zu unserer Zukunft in Europa und Nein zu 
dumpfem Nationalismus und Ausgrenzung. 
Ganz im Sinne des Satzes von Charlotte Kno-
bloch: „Nur derjenige, der sich des Wertes 
seiner Heimat bewusst ist, nur wer sein Land 
liebt, wird sich für dessen Existenz und Fort-
entwicklung engagieren.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Nein zu Nationalismus 
und Ausgrenzung

CSU-Bezirksvorstand Mittelfranken:

Joachim Herrmann für ein 
„Europa der Bürger“

Die Europawahl im nächsten Jahr stand im Mittelpunkt einer Ta-
gung des Bezirksvorstandes der CSU-Mittelfranken in Heilsbronn. 
Für Vorsitzenden Joachim Herrmann sei gerade angesichts zu be-
obachtender globaler Verwerfungen ein stabiles, sicheres und de-
mokratisches Europa von existenzieller Bedeutung. „Auch wenn 
es manches zu verbessern gilt, sollten wir nicht in eine weit ver-
breitete Stimmungsmache gegen die Europäische Union einstim-
men sondern vielmehr das große Ganze im Blick haben, nämlich 
unsere Freiheit in Frieden“.

„Wir wollen ein Europa der Bür-
ger“, so der Bayerische Staatsmi-
nister des Innern und für Integra-
tion, „welches sich um die wesent-
lichen gemeinsamen Herausfor-
derungen annimmt und regionale 
Spielräume lässt“. Gleichzeitig dür-
fe es aber keinen Platz für natio-
nale Egoismen geben, wenn es um 
die Sicherheit der Bürger und die 
illegale Migration gehe. „Und Eu-
ropa muss sich angesichts welt-
weiter Wanderungsbewegungen 
auch seiner globalen Verantwor-
tung bewusst sein“.

Dass Manfred Weber mit über-
wältigender Mehrheit von der Eu-
ropäischen Volkspartei zum Spit-
zenkandidaten für die Europawahl 
gewählt wurde und damit Kom-
missionspräsident werden könn-
te, nannte Joachim Herrmann ei-
ne „Steilvorlage für die Europa-
wahl am 26. Mai“. Jetzt gelte es, 
die zweifelsfrei vorhanden gu-
ten Argumente für ein bürgerna-
hes Europa vernünftig zu vermit-
teln. Die stellvertretende CSU-Be-
zirksvorsitzende Marlene Mortler 
nannte dies eine „Riesenchance 

für die CSU, Europa in unserem 
Sinne mitgestalten zu können“. 
Die wachsende Weltbevölkerung 
angesichts abnehmender land-
wirtschaftlicher Flächen gesund 
ernähren zu können, sei eine der 
zentralen weltweiten Herausfor-
derungen.

Kritik an Freien Wählern 
im Bezirkstag

CSU-Bezirksräte kritisierten, 
dass es ein Bündnis aus FW, Fran-
ken, Grünen, SPD und Linkspartei 
fertiggebracht habe, die CSU von 
Führungsfunktionen vollständig 
auszuschließen, obwohl die CSU 
wieder die stärkste Kraft im Be-
zirkstag ist. Es sei schon erstaun-
lich, dass der oft als „besonne-
ner Kommunalpolitiker“ bezeich-
nete Landrat Armin Kroder mit 
der Linkspartei gemeinsame Sa-
che macht, um Bezirkstagspräsi-
dent zu werden. Für Bezirksvor-
sitzenden Joachim Herrmann „ein 
erstaunlicher Vorgang angesichts 
der Tatsache, dass die Freien Wäh-
ler wenige Tage zuvor in großem 
Einvernehmen im Bayerischen 
Landtag eine Koalition mit der CSU 
eingingen“.

Man dürfe gespannt sein, wie 
ein Teil der Freien Wähler sich die 
Zusammenarbeit künftig vorstellt, 
„in München hü und in der Region 
hott? Oder geht es dabei nur um 
Posten?“, so Sitzungsteilnehmer. 
Dass sich die neue Führungsrie-
ge gleichzeitig aus der Verantwor-
tung für die Bezirkskliniken stiehlt, 
sei bezeichnend.

Unabhängig davon dankte Joa-
chim Herrmann dem bisherigem 
Bezirkstagspräsidenten Richard 
Bartsch für seine fünfzehnjährige 
Arbeit an der Spitze des Bezirks. 
„Du warst ein starker Bezirkstags-
präsident“. Das Viele, was der Be-
zirk an Sozialem, Wirtschaftlichem 
und Kulturellem leiste, bewirke zu-
meist keine Schlagzeilen, sei aber 
großartig und für die Bürgerinnen 
und Bürger, die in Mittelfranken 
leben, wichtig. Herrmann nannte 
beispielhaft auch den Einsatz von 
Richard Bartsch beim Aufbau der 
Arbeitsgemeinschaft Geriatrie in 
Bayern und seine Bemühungen um 
die deutsch-französische Freund-
schaft, wofür er in Frankreich 
mit dem nationalen Verdienst- 
orden ausgezeichnet wurde. r

V. l.: Konrad Körner (JU-Bezirksvorsitzender), Joachim Herrmann 
(Staatsminister, CSU-Bezirksvorsitzender), Marlene Mortler (MdB, 
stv. CSU-Bezirksvorsitzende). r

Erfolgreicher erster  
Regionaldialog in Taufkirchen
Unter dem Motto: Gemeinsam für Taufkirchen: „Planen – Han-
deln – Wirken“ fand im Sommer dieses Jahres der erste Regio-
naldialog im Landkreis München statt. Mehr als 100 Akteure der 
Taufkirchner Fachbasis und des Kreisjugendamtes tauschten sich 
im Kultur- und Kongresszentrum in Taufkirchen darüber aus, wie 
Bedarfslücken bei der Jugendhilfeplanung möglichst flexibel und 
zeitnah geschlossen werden können. 

Weichen für die Europaregion 
der Zukunft gestellt

Trägerverein tagte und brachte neue Projekte auf den Weg – Rita Röhrl neue Beisitzerin im Verein

Der Trägerverein der Europaregion Donau-Moldau hat in Pfarrkirchen die Weichen für das kommen-
de Jahr gestellt. So wurden neue Projekte auf den Weg gebracht. Besonders will sich der Trägerverein 
im kommenden Jahr um Social Media für die drei Europaregion-Länder Bayern, Österreich und Tsche-
chien sowie ein grenzüberschreitendes ÖPNV-Projekt bemühen. Beides wurde, ebenso wie der Wirt-
schaftsplan für das kommende Jahr einstimmig abgesegnet. Die Sitzung führte Trägervereinsvorsit-
zender und Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich. Neu in den Trägerverein wurde als Beirätin Regens 
Landrätin Rita Röhrl gewählt.
Für Trägervereinsvorsitzenden Dr. Olaf Heinrich wird von der Europaregion „ein großes Themenfeld“ 
bearbeitet. „Wir arbeiten aktiv daran, dass die Unternehmen im Grenzraum enger zusammenarbeiten 
und damit Arbeitsplätze erhalten bleiben und neu entstehen“, so Heinrich. Wichtig sei, so der Bezirks- 
tagspräsident in seinem Bericht, sich auch weiterhin auf großzügige Unterstützung des Freistaates 
Bayern verlassen zu können. Eine große Anzahl von geförderten Projekten sei zustande gekommen 
durch die Europaregion Donau-Moldau, unterstrich Heinrich die Bedeutung des Zusammenschlusses 
von sieben Regionen. „Alleine an die Hochschulen in Niederbayern fließen rund 20 Millionen Euro an 
Fördermitteln“. 

Unser Bild zeigt die Mitglieder des Trägervereins mit Vorsitzendem Bezirkstagspräsident Dr. Olaf 
Heinrich (6. v. l., Reihe hinten). Bild: Melanie Bäumel-Schachtner

Ziel des Regionaldialogs ist es, 
durch die Vernetzung aller Akteu-
re der Jugendhilfe vor Ort verbes-
serte Strukturen zu schaffen, über 
die junge Menschen gezielt geför-
dert und entwickelt werden kön-
nen. Mittelfristig sollen so die Ein-
zelfallhilfen reduziert werden. Im 
Jugendhilfeausschuss des Land-
kreises München wurden kürzlich 
die Ergebnisse der Pilotveranstal-
tung vorgestellt.

Jugendhilfe braucht  
starke Partner

Bereits im Vorfeld der Veran-
staltung hatten Mitwirkende der 
Fachkräftebasis vor Ort sowie aus 
dem Kreisjugendamt erste konkre-
te Problemlagen sowie Trends und 
Entwicklungen gesammelt und be-
nannt. Die dadurch gewonnenen 
Erkenntnisse wurden bei der Ver-
anstaltung vorgestellt und dienten 
als Grundlage für die jeweiligen Ar-
beitsgruppen am Nachmittag. Ins-
gesamt standen fünf Workshops 
zur Auswahl, in denen es unter-
schiedliche Handlungsfelder zu be-
arbeiten galt. 

Ein Schwerpunkt lag in der inter-
kulturellen Elternarbeit und Eltern-
bildung, ein weiterer in der Zusam-
menarbeit zwischen Schule und 
Kinder- und Jugendhilfe. Zudem 
wurde an den Themen Sprach-
förderung für Kinder mit und oh-
ne Migrationshintergrund sowie 
Umgang mit abweichendem So-
zialverhalten von Kindern und Ju-
gendlichen gearbeitet. Ein weiterer 
Workshop befasste sich mit den 
bedarfsgerechten nachschulischen 
Betreuungs- und Bildungsangebo-

ten. Dabei stellten die Beteiligten 
immer wieder fest, dass die Multi-
problemlagen der Familien nur im 
gemeinsamen Schulterschluss ver-
ändert werden können.

Die Teilnehmer des Regionaldia-
logs diskutierten die konkreten He-
rausforderungen, mit denen sie in 
ihrem beruflichen Kontext täglich 
konfrontiert werden bzw. welche 
Unterstützungsangebote das Le-
ben der Kinder, Jugendlichen und 
Familien in Taufkirchen erleich-
tern könnten. In den Workshops 
wurden einzelne Ziele formuliert 
und in Maßnahmen zur Zielerrei-
chung umformuliert. Die Ressour-
cen und Netzwerke vor Ort wurden 
in die weitere Planung miteinbezo-
gen bzw. analysiert, wo es Bedarfs-
lücken gibt und wie diese ggf. mög-
lichst schnell und dynamisch ge-
schlossen werden können.

Erste Maßnahmen

Zwei Maßnahmen hat der Ju-
gendhilfeausschuss zur Umsetzung 
noch im Jahr 2018 beauftragt und 
die erforderlichen Mittel in Höhe 
von rund 20.000 Euro genehmigt. 
Dazu gehört das Pilotprojekt „So-
zialpädagogische Lernhilfe“. In der 
Gemeinde Taufkirchen wurde im 
Rahmen der Mittagsbetreuung an 
der Grundschule im Wald ein Be-
darf für diese Hilfeform sichtbar. 
Im Rahmen eines Pilotprojekts soll 
diese Unterstützung nun ein Jahr 
lang für bis zu 24 Schüler angebo-
ten werden. Durch die gezielte Ent-
wicklung von Lernstrategien sol-
len individuelle Lernhemmnisse 
und -blockaden bei ausgewählten 
Schülern erkannt und pädagogisch 

begleitet und bearbeitet werden. 
Der Verein für Jugend- und Famili-
enhilfe e.V. wird dieses Angebot in 
Zusammenarbeit mit der Gemein-
de umsetzen.

Des Weiteren wird eine interkul-
turelle Fachdienstberatung für pä-
dagogisches Personal und Eltern in 
Kindertagesstätten für ein Jahr im 
Kindergarten St. George I etabliert. 
Die pädagogischen Fachkräfte wer-
den bei den spezifischen Fragestel-
lungen zu Integration, passgenauer 
Bildung, Erziehung und Förderung 
von Kindern mit Zuwanderungsge-
schichte unterstützt.

Passgenaue Prozesse anstoßen

Die Evaluation des Pilotprojekts 
„Regionaldialog“ sowie mögliche 
daraus abgeleitete Planungen und 
Maßnahmenvorschläge für ande-
re Kommunen im Landkreis Mün-
chen werden die Projektbeteiligten 
in den kommenden Monaten erar-
beiten. Bereits jetzt ist aber klar, 
dass die Idee einer regionalen und 
dynamischen Jugendhilfeplanung 
bei den Akteuren vor Ort sehr gut 
angenommen wird.

Über den gemeinsamen Aus-
tausch können passgenaue und be-
darfsgerechte Prozesse angestoßen 
werden. Die Vernetzung der Akteu-
re führt bereits jetzt zu einer inten-
siven, effizienten und gemeinsa-
men Unterstützung der Kinder und 
Jugendlichen in Taufkirchen. r
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Vorschau auf GZ 23
In unserer Ausgabe Nr. 23, die am 6. Dezember 2018 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Wasser · Abwasser
• Umweltschutz · Abfallwirtschaft · Recycling
• Kommunales Verkehrswesen · ÖPNV
• Öffentliche Beleuchtung · Straßenbeleuchtung
• Kommunalfahrzeuge · Dienstfahrzeuge
• Garten- und Landschaftsbau · Grünanlagen

Immobilienangebot
AUSGLEICHSFLÄCHE 
nach BauGB v.17.11.2017, § 1a, Abs. 3, Satz 3, 
ca. 4 ha westliches Oberbayern zu verkaufen, 
Info bei franz.u.gabriele.daxenberger@t-online.de

Schule der Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten:

Martin Sailer gibt 
künftig den Ton an

Im Rahmen der jüngsten Mit-
gliederversammlung wurden in 
der Schule der Dorf- und Lan-
dentwicklung Thierhaupten der 
Vorstandsvorsitzende und der 2. 
Stellvertreter gewählt. Als gutes 
Zeichen bewerten die Mitglieder, 
dass der frisch gewählte schwäbi-

sche Bezirkstagspräsident Mar-
tin Sailer die Funktion des Vor-
standsvorsitzenden in der SDL 
übernimmt. Der 2. Stellvertreter 
ist nun der Leiter des Amtes für 
Ländliche Entwicklung Schwaben, 
Christian Kreye.

Es geht längst nicht mehr um 

schicke Hausfassaden oder um 
schmucke Dorfbrunnen, so der 
scheidende Vorsitzende Jürgen 
Reichert. Die heutigen Prob-
leme sind komplexer gewor-
den: Überalterung der Bevöl-
kerung; das Veröden des Dorf-
kerns sowie eine differenzier-
te Dorfgemeinschaft machen 
den Gemeinden zu schaffen.  
Gefragt ist nicht ein Gegenei-
nander, sondern mehr Mitein-
ander. 

Komplexe Probleme erfordern 
individuelle Lösungen

Ziel der SDL ist, es wieder 
mehr Bewusstsein und Verant-
wortung für das Gemeinwesen 
zu entwickeln. Darauf reagie-
ren wir mit unserem Angebot, 
erklärte Gerlinde Augustin Ge-
schäftsführerin der SDL Thier-
haupten. Das Klären und Ab-
wägen von unterschiedlichen 
Interessenslagen ist ein wich-
tiger Bestandteil für Entschei-
dungsprozesse. Das verlangt 
neue Methoden der Bürgerbe-
teiligung. 

Ganz nach dem Motto „ge-
meinsam erkennen, entwickeln 
und handeln“ möchte die Schu-
le der Dorf- und Landentwick-
lung künftig aktiv, kreativ und 
konsensorientiert ihr Angebot 
gestalten, so Geschäftsführerin 
Gerlinde Augustin.

Begleitung der Kommunen 
durch Bausteinkonzept

Die SDL wird Gemeinden mit 
einem Seminarprogramm be-
gleiten und in Abstimmung mit 
den Beteiligten punktgenaue 
Lösungen entwickeln. Je nach 
Fragestellung und Thema kön-
nen verschiedenen Bausteine 
gebucht werden. Des Weiteren 
wird die Schule schwerpunkt-
mäßig Qualifizierungsveranstal-
tungen anbieten, damit Bürger-
meister und Kommunalpolitiker 
Handwerks- und Rüstzeug be-

Integrationskonferenz 
in Pfaffenhofen

Das Sachgebiet Integration am Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm war 
Gastgeber der 7. Bayerischen Integrationskonferenz für Kommunen.  
Gemeinsam mit dem Verband für interkulturelle Arbeit (VIA Bayern) 
wurde über 150 teilnehmenden Fachexperten aus ganz Bayern die Mög-
lichkeit geboten, aktuelle Themen in Sachen Integration zu erörtern. 

„Der Landkreis Pfaffenhofen 
konnte dabei als erster Flächen-
landkreis eine dieser landeswei-
ten Veranstaltungen ausrichten. 
Neben dem fachlichen Austausch 
bot die Konferenz die Möglich-
keit, die vielschichtige haupt- und 
ehrenamtliche Integrationsarbeit 
unseres Heimatlandkreises ei-
nem breiten Fachpublikum vorzu-
stellen“, so Christine Pietsch, Lei-
terin des Sachgebiets Integration 
und Integrationsbeauftrage am 
Landratsamt.

„Integration hat bei uns einen 
hohen Stellenwert. Sie ist eine 
wichtige gesellschaftliche Aufga-
be für die Zukunft. Unser Ziel ist 
es, Integration für alle sichtbar zu 
machen, diese solide und nach-
haltig aufzubauen sowie strate-
gisch auszurichten“, so Josef Fin-
kenzeller, weiterer Stellvertreter 
des Landrats bei der Begrüßung 
der Gäste. 

Zunächst stand bei der Konfe-
renz ein Infomarkt zur Vorstel-
lung der diversen Akteure im Be-
reich Integration auf dem Pro-
gramm, der die Teilnehmer mit 
zahlreichen Informationen und 
Programmen versorgte. Anschlie-
ßend war der Andrang bei den 
vielseitigen Fachvorträgen von 
Ehrenamtlichen, Hauptamtlichen 

und Migranten groß. Es gab zum 
Beispiel Erfahrungsberichte, wie 
„Rassismus und Diskriminierung 
als Herausforderung“ im Alltag 
bewältigt werden können, als 
auch technische Innovationen 
mit der Vorstellung einer Infor-
mationsanwendung, der „Integ-
reat-App“. 

Workshops

Zusätzlich wurde im Anschluss 
in Arbeitsgruppen das prak-
tische Wissen aus den ver-
schiedenen Kommunen in 
Workshops gesammelt. Da-
bei wurden Wege der „Integra- 
tion im Ländlichen Raum“ ge-
nauso diskutiert wie die „Einfa-
che Sprache – als ein Schlüssel 
zur Teilhabe“.

„Die vielfältigen Informatio-
nen, Kontakte und Tipps der er-
folgreichen Konferenz sollen die 
praktische Arbeit der Hauptamt-
lichen in der Integrationsarbeit in 
Bayern weiter unterstützen. Der 
Austausch von Ideen, aber vor al-
lem der Lösungsansätze für die 
Herausforderungen in der alltäg-
lichen Arbeit soll allen einen Zu-
gewinn bringen“, so Integrations-
lotsin Katharina Blazejewski vom 
Landratsamt. r

kommen, um zu einem guten 
bzw. besseren Miteinander mit 
Gemeinderat, Verwaltung und 
Bürgern zu kommen. 

Als Werkraum für zukunfts-
orientierte Orts- und Gemein-
deentwicklungen arbeiten wir 
in engagierten und fachkundi-
gen Netzwerken. Wir fühlen uns 
auch als wichtiger Partner der 
Verwaltung für Ländliche Ent-
wicklung und begleiten deren 
Projekte und Verfahren.

Eine Ära geht zu Ende 

Die anschließende Feierstun-
de war ganz der Ehrung und 
Verabschiedung des hochver- 
dienten Vorstandsvorsitzenden 
Jürgen Reichert gewidmet.

In einer bewegenden Rede 
würdigte die Geschäftsführerin 
Gerlinde Augustin die Verdiens-
te Reicherts um die Entwicklung 
der Schule. Auch die Unterstüt-
zung des Bezirkes Schwaben 
war hilfreich, um ein umfas-
sendes und sehr differenziertes 
Fachseminar-Angebot zu entwi-
ckeln.

Kontinuität im Verein

Gerlinde Augustin dankte 
dem Vorsitzenden für 15 Jah-
re voller Entwicklungsdyna-
mik. Besonders froh sind die 
Mitglieder, dass die Kontinui-
tät im Verein hergestellt wur-
de. Martin Sailer freut sich auf 
die neuen Aufgaben, er schätzt 
die Arbeit der SDL Thierhaup-
ten sehr.

Die Schule der Dorf- und  
Landentwicklung Thierhaupten 
e.V. ist als gemeinnütziger Ver-
ein organisiert und zählt rund 
100 Mitglieder. Sie ist im Kloster 
Thierhaupten untergebracht. Ziel 
der Schule ist die Entwicklung 
des ländlichen Raumes unter Ein-
beziehung aller Verantwortlichen 
und Betroffenen. Die SDL ist zu-
ständig für die Bezirke Oberbay-
ern und Schwaben. r

Von links: Martin Sailer, Bezirkstagspräsident von Schwaben, Vor-
standsvorsitzender der SDL; Johann Huber, ehemaliger Präsident 
des Amtes für Ländliche Entwicklung in Krumbach; Christian Kreye, 
2. Stellvertreter der SDL und Leiter des Amtes für Ländliche Ent-
wicklung Schwaben; Gerlinde Augustin, Geschäftsführerin der SDL 
Thierhaupen sowie Jürgen Reichert, scheidender Vorstandsvorsit-
zender und Bezirkstagspräsident a.D. r
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